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Preußen. 
Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen 
Staats ⸗Verfaſſung. 
(Sitzung vom 12. Oktober.) 

Grabow führt den Vorſitz. Nachdem das Proto⸗ 
koll verleſen, werden einige Urlaubsgeſuche bewilligt, 
unter welchen auch die der Abgeordneten Koſch und 
Jacobi, die nach ihrer Vaterſtadt Königsberg eilen wol⸗ 
len, um dort ihre ärztliche Pflicht während der ausge⸗ 
brochenen Cholera⸗Epidemie zu erfüllen. 

an ſchreitet zur heutigen Tages- Ordnung der 
Berathung des Tit. I. des Entwurfs der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde. Abgeordneter Lüdicke erſtattet Bericht für 
die Central⸗Abtheilung. Gegen die Benennung „Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde“ anftatt der im Entwurfe der Regie: 
rung gebrauchten „Verfaſſungs⸗Geſetz“ iſt von keiner 
eite ein Bedenken angeregt, vielmehr allgemein die⸗ 
ſelbe für die beſſere erkannt. Der im Eingange des 
Entwurfs gebrauchte königl. Titel hat zu mehreren Er⸗ 
örterungen Anlaß gegeben. Von der Minorität meh⸗ 
rerer Abtheilungen iſt der Antrag geſtellt worden, die 
Worte „Von Gottes Gnaden“ zu ſtreichen. Die Cen⸗ 
tral⸗ Abtheilung hat ſich mit 5 von 7 Stimmen für 
die Beibehaltung jener Worte entſchieden, weil darin 
nur ein durch Jahrhunderte geheiligter Gebrauch ohne 
jede praktiſche Bedeutung zu erblicken ſei. Von der 
1. und 8. Abtheilung iſt ferner die Benennung „Kö⸗ 
nig der Preußen“ gewünſcht worden, um die frühere 
Anſicht, daß Land und Bewohner deſſelben Eigenthum 
der Fürſten fein, zu beſeitigen. Die Majorität der 
Central: Abtheitung hat ſich für die Beibehaltung des 
Titels „König von Preußen“ entſchieden, indem darauf 
hingewieſen ward, daß jene irrige Meinung die beſte 
und ſicherſte Widerlegung durch die Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde ſelbſt erhalte. Von der 3., 4. und 7. Abthei⸗ 
lung iſt endlich die Herſtellung des von der Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Kommiſſion geſtrichenen Zuſatzes: „ic. ꝛc.“ bes 
antragt. Gegründet iſt dies Verlangen darauf, daß 
das ‚ac. 26,” geſchichtliche Bedeutung habe, daß insbe: 
ſondere die Polen großen Werth auf den Titel des 
Großherzog von Poſen legen, daß auch aus dem bis⸗ 
herigen Titel ſich Anſprüche gegen andere Staaten aus 
Erbverbrüderungs Verträgen ergeben, und zur Darle⸗ 
gung des Feſthaltens dieſer Anrechte auf fremdem Ge⸗ 
biete die Beibehaltung des bisherigen Titels zweckmäßig 
erſcheine. Die Kommiſſion hält jedoch gerade jene Hin⸗ 
deutung auf frühere Territorial = Verhäͤltniſſe und auf 
Scheidung nach Provinzen für unzweckmäßig, eine be⸗ 
ſondere Berückſichtigung der polniſchen Verhältniſſe hier 
nicht für nothwendig und die Rechte aus Verträgen 
Wee für Na > dieſe Abänderung in keiner 

eiſe gefährdet. Die 8 ; 4 

folgenden Entwurf vor: Kenna Abtheilung schlägt 
„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen, thun kund und fügen zu wiſſen, 
x Wir mit den nach dem Wahlgeſetze vom 
Pr April gewählten und demnächſt von Uns zu: 
men berufenen Vertretern Unſeres getreuen 
a0 die nachfolgende Verfaſſung vereinbart 
en, welche wir N hierdurch verkünden: 

Tit. I. 


Do m Staats gebiete. 


Art. 1. 
da umnerteie der Monarchie in ihrem gegen⸗ 


ge bilden das preußiſche Staatsgediet. 


Die Grenzen dieſes — 1 . 
fi t 
ein Geſetz verändert 3 können nur durch 


Treiber ſtellt das Amendement: „Die hohe Ver⸗ 
ſummlung wolle die Faſſung der Einleitung der Ber: 
faſſungs⸗Urkunde erſt nach Beendigung der Berathung 
über dieſe ſelbſt dikutiren.“ — Schneider (Schöne⸗ 
beck) verlangt in einem Amendement anſtatt der Ein⸗ 
gangsworte: „Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes 
Gnaden König von Preußen“ zu ſetzen „Wir Friedrich 
Wilhelm, König der Preußen.“ v. Potworowski 
verlangt, daß der Titel „Großherzog von Poſen“ bei⸗ 
behalten werde. Ein anderes Amendement der Linken 
verlangt, daß anſtatt der von der Kommiſſion vorge⸗ 
ſchlagenen Einleitung die folgende beſchloſſen werde: 
„Wir Friedrich Wilhelm, König von Preußen, verkün⸗ 
den hiermit folgende von den Vertretern des Volks 
beſchloſſene Verfaſſung.“ — Geßler endlich ſtellt für 
die Eventualität, daß Potworowski's Amendement an⸗ 
genommen werde, das Sous⸗Amendement: „Dem Ti⸗ 
tel „König von Preußen“ das herkömmliche „ic. ꝛc.“ 
beizufügen.“ — Schneider (Schönebeck) ſpricht für 
ſein Amendement: daſſelbe berühre eine delikate aber 
ſehr wichtige Frage, es handle ſich hier um Konſequenz. 
Der Begriff der Worte „von Gottes Gnaden“ gehöre 
dem geſtürzten, abſolutiſtiſch⸗patriarchaliſchen Regierungs⸗ 
Syſteme an. Dieſe Worte hätten jetzt hoffentlich ih⸗ 
ten Sinn verloren, und ihre Beibehaltung würde des⸗ 
halb unnütz, wenn nicht gefährlich ſein. Es ſtemmten 
ſich gegen ihre Abſchaffung 4 Parteien, die ultra⸗reac⸗ 
tionär⸗ abſolutiſtiſche, nächſt ihr eine ſehr ehrenwerthe, 
aber politiſch ſehr unpraktiſche, die vom religiöſen 
Standpunkte aus die Worte beibehalten wiſſen wollte. 
Eine dritte Partei betrachte die Frage nur obenhin, 
ſie ſehe nur eine Form, keinen Begriff und deshalb 
ſtreite ſie über die Frage nicht. Endlich habe ſich noch 
eine vierte Partei gefunden, welche die Kompetenz der 
Verſammlung beſtreite. Wenn es wirklich eine bloße 
Form, ſo ſei es überflüſſig und könne fallen, ohne daß 
irgend ein Prinzip berührt werde, ſei es aber mehr als 
eine Form, fo müſſe die Phraſe fallen. Für den zwei⸗ 
ten Theil ſeines Amendements habe er zu bemerken, 
daß eben die Zeit aufgehört habe, wo Völker von den 
Fürſten verſchachert worden. Die Zeit der Krakauer 
und ähnlicher Verträge liege hinter uns. Ein Beſitz 
des Landes ſei nicht vorhanden, er wiſſe alſo nicht, 
wie man zu der Bezeichnung „König von Preußen“ 


Abg. Walter ſchon dargelegt hat, daß ſich Könige herum⸗ 
ziehender Völkerſtämme „Könige der“ genannt hätten. Gott 
fei es, der die Erben gebe, und des halb ſei der König von Got⸗ 
tes Gnaden. Siebert: Alle Menſchen ſeien gleich⸗ 
berechtigt und eine derartige Bevorzugung Gottes an⸗ 
zunehmen, ſei unſtatthaft. Der König ſei, wie der 
Tagelöhner, vor Gott gleich. Ein freies Volk könne 
ſich nur von dem regieren laſſen, den es ſelbſt aner⸗ 
kenne. Miniſter Eichmann: Indem ich in dieſer 
hochwichtigen Verfaſſungsangelegenheit das Wort er⸗ 
greife, habe ich zu bemerken, daß es die Pflicht des 
Miniſteriums iſt, den treuen Vermittler zwiſchen Krone 
und Volk abzugeben, und beider Rechte zu wahren. 
Was nun zuerſt dieſe Angelegenheit des Titels betrifft, 
ſo iſt angedeutet worden, die Verſammlung würde in⸗ 
conſtitutionell handeln, wenn ſie ihn beſtehen ließe 
Ich will ſie an England erinnern, meine Herren, dort 
beſteht jener Titel und England ift doch Eonftitutionell, 
Die Formel erinnert nicht an den Stolz der Könige, 
ſie erinnert an ihre Demuth. Warum wollen Sie et⸗ 
was der Krone zuſtehendes antaſten, das Niemand 
ſchadet! — Kruhl ſpricht für den Commiſſions⸗An⸗ 
trag. Er wiederholt die bereits angeführten Gründe, 
und bemerkt, man müſſe dem Könige als dem Reprä⸗ 
ſentanten der Macht, nicht der Macht ſelbſt, die er ja 
doch nicht beſitze, alle Ehrentitel gönnen. — Hilden⸗ 
hagen ſpricht unter großem Beifall in längerer Rede 
für Schneiders Amendement. Man wolle die Krone 
nicht ihres Glanzes berauben, aber man wolle den 
Thron glänzen laſſen in einer anderen Art, als in der 
bisherigen, man wolle ihn umgeben mit dem ganzen 
wahren und erhabenen Glanze der Volksthümlichkeit. 
Worüber man hier debattire, das habe man in Oeſter⸗ 
reich ſehr ſchnell abgemacht, in demſelben Oeſterreich, 
das unſere Volkslieder einſt wegen des langſamen 
Fortſchrittes verſpotteten. Der Kaiſer von Oeſterreich 
heißt ganz einfach: „Ich Ferdinand, Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich.“ Man könne auch an die Stelle Oeſterreichs 
in den Volksliedern kommen. Es ſei nicht eine bloße 
Form, die Form ſei der ausgeprägte Begriff. Som⸗ 
mer macht Vergleiche mit dem großen Religionsſpöt⸗ 
ter Voltaire, welcher geſagt, die Könige kaͤmen, wie die 
Peſtilenz, von Gott. Den Vergleich mit Oeſterreich 
nennt er einen unerquicklichen. Bothmer ſpricht noch 


käme. (Großer Beifall.) — Walter ſpricht für die gegen den Kommiſſionsantrag und der Präſident bringt 
Beibehaltung der Worte „von Gottes Gnaden“: Es unter Zuſtimmung der Verſammlung das Amendement 


ſei nicht der Stolz, der jene Worte hervorgerufen, es 
ſei vielmehr die Demuth. Die Könige hätten eine 
ſchwere Verantwortung vor Gott, eine größere, als 
andere Perſonen. Man legt in die Formel einen an⸗ 
dern Sinn, als den ſie habe. Was den zweiten Theil 
des Schneider'ſchen Amendements anbeträfe, ſo ſinde 
er keinen Grund zu der beantragten Abänderung; es 
habe Könige der Vandalen gegeben, aber dieſe Könige 
hätten nur über herumſchwärmende Volksſtämme ge⸗ 
herrſcht, nicht über ein Land. — Weichſel: Das 
ganze alte Syſtem habe ſich herdatirt von der Formel 
„von Gottes Gnaden.“ — Borchardt gegen die 
von der Central- Abtheilung vorgeſchlagene Faſſung: 
Die Verfaſſungs⸗Urkunde ſtelle das Prinzip der Unab⸗ 
hängigkeit der Kirche vom Staate auf, wozu ſolle alſo 
jene Formel? Am 18. März habe es ſich gezeigt, daß 
das Volk ſich Verfaſſungen erringen könne; es habe 
die Krone beſtehen laſſen, weil es ſo gewollt habe, es 
hätte in ſeiner Macht geſtanden, auch anders zu han⸗ 
deln. (Lärm rechts, Beifall links.) v. Daniels ift 
für die Beibehaltung: er geht, wie er ſich ausdrückt, 
in die graue Vorzeit zurück und zeigt hier, was der 


Treiber zur Abſtimmung. Daſſelbe wird verworfen. 
Der Schluß der Diskuſſion über die Frage des „von 
Gottes Gnaden“ wird beantragt. Uhlich ſpricht für 
den Schluß, indem er ſeine Freude ausdrückt, daß von 
allen Seiten eine gewiſſe Religioſität obgewaltet. Er 
ſeloſt erklärt ſich gegen die Beibehaltung des „von 
Gottes Gnaden.“ Schultz (Delibſch) ſpricht gegen 
den Schluß. Es ſei noch ein Geſichtspunkt zu be⸗ 
rückſichtigen, das „von Gottes Gnaden“ ſei eine Firma, 
unter der man bankerott geworden ſei. Es ſei nicht 
gut, unter einer bankerotten Firma ein neues Gefchäft 
zu etabliren. (Beifall links, Lärm rechts.) Dall⸗ 
mann (bäuerl. Abg.) meint, daß man die Weglaſſung 
der Worte in ſeiner Gegend ſehr übel aufnehmen 
würde. Waldeck bemerkt, daß er dem Präſidio zwei 
Mißtrauensvota gegen Herrn Dallmann übergeben 
habe. Er müſſe dies bemerken, weil derſelbe Abgeord⸗ 
nete über die Stimmung feiner Gegend Auskunft be⸗ 
gehre. (Lärm rechts, Beifall links.) — Es wird von 
einigen Mitgliedern der Rechten wegen der Mißtrauens⸗ 
voten Widerſpruch erhoben, den Waldeck jedoch wider⸗ 
legt. — Müller (Siegkreis) bemerkt noch, daß erſt 
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mind — 


| Originaltext der Wiener Schluß⸗Acte. 


im Jahre 1751 der Titel: „König in Preußen“ auf⸗ 
gehört habe. — Graf Czieskowski verlangt eine 
andere Einleitung der Verfaſſungs⸗Urkunde: „Im Nas 
men Gottes und zum Heile des Volkes iſt von den 
Vertretern des Volkes ic. — Der Schluß wird durch 
Abſtimmung herbeigeführt. Man ſchreitet auf hinrei⸗ 
chend unterſtützten Antrag zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über die Frage wegen Wegfalls der 
Worte: „von Gottes Gnaden.“ 217 ſtimmen 
für, 134 gegen den Wegfall, darunter Borne⸗ 
mann, Märker, v. Auerswald (Frankfurt), Harkort. 
Auerswald (Roſenberg) und Milde fehlen während der 
Abſtimmung. 

Der Schluß der Diskuſſion des zweiten Theils des 
Schneiderſchen Amendements ward ebenfalls herbeige— 
führt. Es wird von der äußerſten Rechten und eini⸗ 
gen Mitgliedern der äußerſten Linken auf namentliche 
Abſtimmung angetragen, Schneider zieht in Folge 
deſſen den zweiten Theil ſeines Amendements zurück. 
Man ſtimmt über den Kommiſſions-Antrag, welcher 
die Worte: „König von Preußen“ vorſchlägt, ab und 
derſelbe wird angenommen. — Potworowski nimmt 
das Wort für ſein Amendement: Auf Grund gewich⸗ 
tiger Verträge ſei der König von Preußen Großher⸗ 
zog von Poſen. Das Großherzogthum Poſen als 
polniſches Land ſtehe nur mit der Perſon des Königs 
in Beziehung. Er hätte nicht geglaubt, daß er im 
Jahre 1848 den Vertretern des preußiſchen Volks ges 
genüber werde Bezug nehmen müſſen auf die Verträge 
von 1815. (Beifall links.) Seeger fordert zu nähe: 
rer Prüfung der Wiener Verträge auf und verlieſt die 
betreffenden Beſtimmungen derſelben. Er folgert dar⸗ 
aus, ſowie aus dem Beſitzergreifungspatent, daß den 
Polen nicht eine beſondere ſtaatliche Einrichtung, ſon⸗ 
dern nur Nationalität und Sprache garantirt ſeien. 
Aber auch die deutſche Bevölkerung Poſens habe ihre 
Nationalität und den Anſpruch, daß dieſe gewahrt 
werde. — Schramm (Langenſalza): Nicht um dem 
verwundeten Adler noch einige Schwungfedern auszu⸗ 
reißen, haben wir den Zuſatz: „von Gottes Gnaden“ 
zum königlichen Titel geſtrichen, wir haben ihn befreien 
wollen von dem unnützen Ballaſt, der ſeinen Flug 
hemmt. Das erleichtert mir die Aufgabe, für das 
Amendement zu ſprechen. Poſen hat eine überwiegend 
polniſche Nationalität. Früher hing dem königl. Titel 
auch noch der „Fürſt von Neuchatel“ an. Das Volk 
jenes Landes erklärte, es wolle nicht preußiſch, nicht 
deutſch ſein. Ganz ſo verhält es ſich mit den Polen. 
Es handelt ſich hier nicht darum, dem Titel etwas 
hinzuzufügen, ſondern allein darum, unſeren polniſchen 
Brüdern die Hoffnung zu laſſen, daß die getrennten Theile 


ihres Reiches einſt wieder vereinigt werden. — Geß⸗ 


ler: Das Verlangen ſieht allerdings winzig genug 
aus, aber es birgt ſich dahinter auch das Recht der 
Nationalität der deutſchen Bevölkerung. Und nicht 


nur dieſe, ſondern ein großer Theil der polniſchen ſelbſt, 


die 33 Jahre mit uns gelebt hat, will den ſicheren 
Beſitz nicht gegen eine ungewiſſe Zukunft vertauſchen. 
Die Theile, welche ſtaatsrechtlich gar nicht mehr zu 
Poſen gehören, haben die Redner nicht erwähnt. Die 


Berufung der Polen auf die Wiener Verträge ſind 


eine Ironie des Schickſals. Die Verheißungen dieſer 
Verträge waren übrigens in das Ermeſſen der Regie⸗ 
rungen geſtellt. Aber ſie müſſen fallen wie andere 
Privilegien. Die Vertheidiger der Privilegien der Nie⸗ 
derlauſitz ſind in dieſer Verſammlung verhöhnt worden. 


Auch die Niederlauſitz hat flavifche Bevölkerung, eben: 


ſo Preußen und Schleſien. Mag der polniſch blei⸗ 
bende Theil der Provinz Poſen ſeine beſondere Reor⸗ 
ganiſation erhalten, aber ich verwahre die übrigen 
Theile gegen das Amendement. Die Stadt Poſen 
gehört nicht mehr zu dem polniſchen Theile, und es 
ſteht noch nicht einmal feſt, welchen Namen der reor⸗ 
ganiſirte Theil führen wird. Nehmen Sie das Amen⸗ 
dement an, ſo müſſen Sie auch alle übrigen königli⸗ 
chen Titel beibehalten. (Beifall rechts.) v. Zol⸗ 
towski: Der Art. 2 der Wiener Schlußakte ſagt, 
daß das Großherzogthum Poſen dem Könige von Preu⸗ 
ßen gehören ſoll. Von einer Einverleibung in die 
Monarchie aber iſt keine Rede. Die Art. 15, 24 u. 
25, welche dem Könige Niederrhein, Sachſen und an⸗ 


dere Länder zuſprechen, beſtimmen dieſe Einverleibung 


ausdrücklich. Der Redner verlieft den franzöſiſchen 
Geßler: Die 
letzteren Artikel ſprechen von neu erworbenen Provin⸗ 
zen; in Rückſicht auf Poſen, das ſchon früher zu 


Preußen gehört hatte, war es nicht nöthig, die Ein⸗ 
verleibung beſonders zu beſtimmen. 


Es genügte, zu 
fügen, der König ſolle fie befigen „comme aupara- 
yantı, — Miniſter des Innern Eichmann: Die 
Regierung hat in der Verfaſſungsurkunde, die ſie 
vorgelegt hat, dem königlichen Titel nach der alten 
Form ein „u. ſ. w.“ beigefügt. 
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das Anſehen erhalten, als ob es mit Preußen nur 
durch eine Perſonalunion verbunden wäre. Ich mag 
auf die allegirten Verträge nicht eingehen, aber ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß ſeit dem Jahre 
1815 und gerade in der letzten Zeit ſehr weſentliche 
Veränderungen eingetreten ſind. Des gegenwärtig re⸗ 
gierenden Königs Majeſtät und ſchon der hochſelige 
König hegten von je den Wunſch, mit ihren nicht zum 
deutſchen Bunde gehörigen Provinzen in den Bund 
einzutreten. Die Bundesverſammlung iſt hierauf ein⸗ 
gegangen, und die zu Frankfurt tagende National⸗ 
Verſammlung hat dies ausdrücklich anerkannt. Behnſch 
Die Frankfurter National⸗Verſammlung habe dies nur 
„vorläufig“ anerkannt. Miniſter Eichmann verlieſt 
den Text der Frankfurter Beſchlüſſe, woraus hervor: 
geht, daß die vorläufige Anerkennung nur auf die De⸗ 
marcation Bezug hat. Geßler macht darauf auf: 
merkſam, daß der Bundestagsbefehl vom 22. April 
den ganzen Netzediſtrikt in den Bund aufgenommen, 
der Beſchluß vom 27. Mai dagegen ſich nur auf an⸗ 
dere Theile der Provinz erſtrecke. Min.⸗Verw. Graf 
Dönhoff beſtätigt dieſe Angabe. v. Zoltowski: 
Weder die Beſchlüſſe des Bundestages noch die der 
deutſchen National-Verſammlung können das Großher⸗ 
zogthum Poſen binden. Unſere Rechte ſind durch Ver— 
träge garantirt, die nicht einſeitig von einem der Con⸗ 
trahenten geändert werden dürfen. Kämpf: Die 
Frage iſt zu wichtig, um ſo beiläufig entſchieden zu 
werden. Er ſtellt den Antrag: die Debatte zu ver⸗ 
tagen, bis die Kommiſſion für die Poſener Angelegen⸗ 
heiten ihren Bericht erſtattet haben wird. Bauer 
(Krotoſchin): Durch die Vertagung würde man aus⸗ 
ſprechen, daß man hier die polniſche Frage bei Gele: 
genheit des Titels entſcheiden wolle. Man präjudicire 
dadurch den Rechten der deutſchen Bevölkerung, welche 
eine Partei unterdrücken wolle. Er beantragt den 
Schluß der Debatte. Jung ſpricht gegen den Schluß. 
Sowohl dieſer, als auch die Vertagung wird vermor! 
fen. Temme: Ich will mich nicht auf Staatsver⸗ 
träge berufen. Staatsverträge enthalten Privilegien 
der Dynaſtien und gelten nur für ihre Zeit. Dieſe 
Zeit iſt vorüber. Es iſt jetzt die Zeit gekommen, in 
der wir das Recht den Nationalitäten gegenüber dem 
Recht der Dynaſtien begründen wollen. Was das 
Amendement verlangt, iſt Nichts als die äußere Aner⸗ 
kennung dieſes Rechtes. Bußmann: Daß die deut⸗ 
ſchen Vertreter eine Losreißung der Provinz von Preu⸗ 
ßen nicht wünſchen, verſteht ſich von ſelbſt. Für den 
Kreis Gneſen muß ich noch beſonders dagegen prote⸗ 
ſtiren. Kaliski: Die Beibehaltung des Titels würde 
ausſprechen, daß wir Polen ſind, daß wir ein Vater⸗ 
land haben. Nachdem man uns zerſtückelt hatte, hat 
man es vor ganz Europa ausgeſprochen, daß der mit 


der preußiſchen Krone vereinigte Theil ein polniſcher 


Landestheil ſei. Zur Kundgebung deſſen hat man dies 
ſen Titel aufgenommen. Streichen Sie ihn, ſo haben 
Sie damit alle Rechte geſtrichen, die uns die Wiener 
Verträge gewähren, an denen ſelbſt die abſoluten Für⸗ 
ſten ſich nicht zu vergreifen wagten. Bedenken Sie, 
daß auch Sie Brüder haben, die zu andern Kronen 
gehören. Ich erinnere Sie an Schleswig und Hol: 
ſtein. Sein Sie gerecht und verſagen Sie nicht uns, 
was Sie für Ihre Brüder verlangen. Der Herr Mi⸗ 
niſter des Innern hat auf die Frankfurter Beſchlüͤſſe 
verwieſen. Gegen dieſe haben wir proteſtirt, als gegen 
eine Gewaltthat, und wir können weder der Frankfur⸗ 
ter Verſammlung noch auch Ihnen das Recht einräu⸗ 
men, unſere Rechte durch Beſchlüſſe zu alteriren. In 
unſerer Metropole zu Poſen ruhen die Reliquien un⸗ 
ſeres großen Königs, und um ſein Grab werden wir 
uns ſchaaren, wie für unſern Glauben, ſo für unſer 
Vaterland. Polen ſind wir, Polen wollen wir bleiben! 
(Beifall links. Schmidt (Czarnikau): Ich proteſtire 
dagegen, daß ein Beſchluß der deutſchen Nationalver— 
ſammlung hier eine Gewaltthat genannt werde. v. Pot⸗ 
worowski: Ich erkläre Namens meiner Landsleute, 
daß für uns Polen die Beſchlüſſe der Frankfurter Na⸗ 
tional⸗Verſammlung nicht bindend ſind. (Bravo links.) 
Schmidt (Czarnikau): Soll der Titel „Großherzog 
von Poſen“ beibehalten werden, ſo muß es auch der 
Titel „Großherzog von Niederrhein“ und alle übrigen. 
Aber der Titel iſt unnütz und nicht völlig wahr, denn 
es giebt ein deutſches und ein polniſches Poſen (Bei⸗ 
fall rechts). — v. Liſiecki: Nur das Verzweifelte 
unſerer Lage könnte uns dazu treiben, uns auf die 
Wiener Traktate zu berufen. Die Verzweiflung dar⸗ 
über, daß die Verſammlungen des freien Deutſchlands 
uns das entreißen wollen, was uns der Absolutismus 
übrig gelaſſen hat. Ich habe Vertrauen und Liebe 
zu dem deutſchen Volke und werde die Wiener Ver⸗ 
träge nicht mehr in den Mund nehmen. Seit drei 
Generationen haben Polen von den Eisfeldern Sibi⸗ 


Die Beibehaltung riens bis zu den Steppen Arabiens mittelbar oder un⸗ 


diefer Form wird auch von der Regierung wiederholt | mittelbar für die Freiheit ihr Blut vergoſſen; fie Wer: 


empfohlen. Es könnte ſein, daß dadurch manchen Wün⸗ 
ſchen genügt würde. 


Wenn nun aber die Fortlaſſung bis ſie entweder ausgerottet oder frei ſind. 
beliebt werden fol, fo könnte die Hinzufügung des Ti⸗ der Beifall links.) Hanow: 


den es noch zehn Generationen hindurch Genscher 


In freien Staaten be⸗ 


tels „Großherzog von Poſen“ Seſtens der Regierung darf das Recht der Nationalität keiner Garantie. — 
nicht gut geheißen werden. Es würde dadurch die ſtaat. Phillips: Unmöglich können fo hochwichtige Fragen 
liche Einheit Preußens in Frage gestellt, und Poſen durch Anregung des Gefühls hier beiläufig entſchieden 


werden. Die Verträge gelten, ſo lange ſie nicht auf⸗ 
gehoben ſind. Bei Art. 1 wird dies zur Sprache kom⸗ 
men. Er beantragt: Bis dahin die Diskuſſion zu ver⸗ 
tagen. Geßler ſpricht gegen die Vertagung. Dieſelbe 
wird jedoch beſchloſſen. (Schluß 2Y, Uhr). 


Berlin, 12. Oktober. (Amtl. Artikel des 
Staats-Anzeigers.] Der bisherige Juſtiz⸗Kom⸗ 
miſſarius und Notarius zu Poſen, Landgerichtsrath v. 
Gizycki iſt mit dem Charakter als Juſtizrath zum 
Juſtizkommiſſarius bei dem geh. Obertribunal ernannt, 
und der bei dem Oberlandesgerichte zu Magdeburg als 
Juſtiz⸗Kommiſſar und Notar angeſtellte Juſtizrath 
Berge in gleicher Eigenſchaft an das Land- und 
Stadtgericht daſelbſt verſetzt worden. 

Die heute ausgegebene Nr. 45 der Geſetz-Samm⸗ 
lung enthält das Geſetz, betreffend die Siſtirung der 
Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältniſſe und über die Ablöſung 
der Dienſte, Natural: und Geld⸗Abgaben, fo wie der 
über dieſe Gegenſtände anhängigen Prozeſſe. Vom 
9. Oktober 1848. 

„Wir Friedrich Wilbelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. ꝛc. verordnen, auf den Antrag der 
zur Vereinbarung der preußiſchen Staats-⸗Verfaſſung beru⸗ 
fenen Verſammlung, nach Anhörung Unferes Staats⸗Mini⸗ 
ſteriums, was folgt: 

$ 1. Es werden auf den Antrag auch nur eines Theil⸗ 
nehmers fiftirt: a) alle Verhandlungen über die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe und über die 
Ablöſung der Dienfte, Natural: und Geld⸗Abgaben, in denen 
der Rezeß noch nicht beſtätigt iſt; b) die bei den Auseinan⸗ 
derſetzungs⸗-Behörden oder den ordentlichen Gerichten ſchwe⸗ 
benden Prozeſſe über Mühlen⸗Abgaben. 

? Von Amts wegen werden fiftiet: 1) die bei den 
im Fe 1 gedachten Verhandlungen entſtandenen und noch 
nicht rechtskräftig entſchiedenen Prozeſſe, jedoch mit Vorbe⸗ 
halt interimiſtiſcher Feſtſetzung über die laufenden Leiſtun⸗ 
gen; — 2) alle bei den Gerichten oder den Auseinanderſez⸗ 
zungs⸗Behörden ſchwebenden Prozeſſe über folgende Rechts⸗ 
verhältniſſe: a) die Lehnsherrlichkeit' und die lediglich aus 
derſelben entſpringenden ſonſtigen Rechte bei allen Arten von 
Lehnen, mit alleiniger Ausnahme der Throntehne, das Heim⸗ 
fallsrecht und der Anſpruch auf die Regulirung eines Allo⸗ 
diſikations⸗Zinſes für die früher aufgehobene Lehnsherrlich⸗ 
keit in denjenigen Landestheilen, welche vormals eine Zeit 
lang zum Königreiche Weſtfalen, zum Großherzogthum Berg 
und zu franzöſiſchen Departements gehört haben, ohne un⸗ 
terſchied, ob der Staat, moraliſche Perſonen oder Privat⸗ 
perſonen die Berechtigten ſind; b) das Eigenthumsrecht des 
Erbverpächters und das Ober⸗Eigenthum des Erbzinsherrn, 
ſobald der Erbpachtskanon, Erbzins und die fonftigen Reis 
ſtungen des Erbpächters oder Erbzinsbeſitzers vollſtändig 
gegen Entſchädigung in Land oder Kapital abgelöft finds; 
c) das Recht der Guts⸗ oder Grundherren, Ober⸗Eigenthü⸗ 
mer oder Erbverpächter, zu der Veräußerung, Vererbung, 
Zerſtückelung oder Verſchuldung der ihnen verpflichteten 
Grundſtücke ihre Einwilligung zu ertheilen oder zu verſa⸗ 
gen; d) alle Vorkaufs-, Näher⸗ und Retrakt⸗Rechte, mit al⸗ 
leiniger Ausnahme der Vorkaufs⸗Rechte der Miteigenthümer 
an den Antheilen der gemeinſchaftlichen Sache; e) das Recht, 
einen Antheil oder ein beſtimmtes Stück aus einer Verlaſ⸗ 
ſenſchaft vermöge guts- oder grundherrlichen Verhältniſſes 
zu fordern, meiſt unter den Namen: Sterbefall, Beſthaupt, 
Kurmede vorkommendz f) das Recht, von den Erben eines 
Grundbeſitzers das Sterbelehn zu fordern; g) die Berechti⸗ 
gung der Over⸗Eigenthümer, Ecbverpächter und Guts⸗ oder 
Grundherren, Beſitzveränderungs-Abgaben irgend einer Art 
bei Veränderungen in der herrſchenden Hand zu erheben 
und bei Veranderungen in der dienenden Hand, desgleichen 
Abgaben von Erben in der auf: und abſteigenden Linie, von 
Ehegatten oder Brautleuten, ſowohl im Falle der Verer⸗ 
bung, als der Ueberlaſſung unter Lebenden zu fordern; h) 
die aus dem guts⸗ oder grundherrlichen Rechte herrühren⸗ 
den Leiſtungen und Abgaben der Nichtangeſeſſenen und die 
ihnen dafür zu gewährenden Gegenteiſtungen; i) die ges 
wöhnlich unter den Benennungen Schutzgeld, Schuszing, 
Jurisdiktionszins vorkommenden Beiträge der UAngeſeſſenen 
zu den Laſten der Polizeiverwaltung und Gerichtsbarkeit, 
inſofern nicht eine oder die andere dieſer Abgaben bei der 
erſten Verleihung eines vorher nicht mit bäuerlichen Wirthen 
beſetzt geweſenen Grundſtücks ausdrücklich als Grundabgabe 
oder Gegenleiſtung für die Verleihung übernommen würde 
oder die Stelle der Grundſteuer vertritt; k) die aus der 
Gerichtsbarkeit entſpringenden Abgaben, welche außer den 
Koften, deren Erhebung ſich auf die geſetzlich beſtehenden 
Gebührentaxen gründet, entweder dauernd an Gerichtsper⸗ 
ſonen oder bei einzelnen gerichtlichen Verhandlungen entrich⸗ 
tet werden, z. B. die Abgaben an Gerichtsdiener, die Drei⸗ 
dinggelder, Zählgelder, Siegelgelder; 1) der Fleiſch⸗ oder 
Blutzehnt, d. h. die Berechtigung, von dem geſammten in 
einer Wirthſchaft geborenen oder aufgezogenen Vieh, oder 
von einzelnen Gattungen deſſelben, gewöhnlich das zehnte, 
bisweilen auch das nach einem anderen Zahlenverbältniß 
beſtimmte Stück in Natur oder an deſſen Statt eigen Geld⸗ 
betrag zu fordern, desgleichen der Bienenzehnt; w) die un⸗ 
gemeſſenen Dienſte in den zur Provinz Weftfalen und Sach⸗ 
fen gehörigen, durch den Vertrag vom 29. Mai 1815 an 
Preußen abgetretenen, vormals hannoverſchen Landestheilen 
und dem Herzogthum Weſtfalen; n) die Jagddienſte, die 
Verpflichtung, Jagdhunde zu füttern, Jäger aufzunehmen 
und ſonſtige unmittelbar zum Zwecke der Jagd obliegende 
Leiſtungen, Dienſte zur Bewachung gutsherrticher Gebäude 
oder ſonſtiger Grundstücke, Dienſte zu häuslichen Verrich⸗ 
tungen der Gutsherrſchaft, als zum Reinigen der Häufer 
und Höfe, zum Krankenpflegen, Bewachen von Leichen, 
Dienſte zu hauswirthſchaftlichen Bedürfniſſen der gutsherr⸗ 
ſchaftlichen Beamten, Dienſte und Leiſtungen zu Reiſen des 
Gutsherrn ſelbſt oder ſeiner Beamten, Botendienſte und 
Abgaben, welche lediglich die Stelle der vorbenannten Dienſte 
und Leiſtungen vertreten: o) folgende Leiſtungen und Abga⸗ 
ben: Walpurgisſchoß, grundherrlicher Schoß, Bedegeld, 
Schaferſteuer, Bienenzins und Wachspacht, inſofern beides 
von dem Verpflichteten für die Erlaubniß entrichtet wird, 
auf ſeinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten, 
die Verpflichtung zum Wachsverkauf, die unter dem Namen 
Waſſerlaufszinſen, Waſſerfallzinſen vorkommende Beſteue⸗ 
rung der Waſſerkraft der fließenden Gewäſſer, die Abgaben 


zur Ausſtattung von Familiengliedern des Berechtigten, das 
Recht, die Gänſe der bäuerlichen Wirthe berupfen zu laſ⸗ 
ſen; p) die auf Grundſtücken haftende Verpflichtung der 
Beſitzer, gegen das in der Gegend übliche Tagelohn zu ar: 
beiten; 4) die Berechtigung des Erbverpächters, Erbzins⸗ 
oder Zinsherrn, den zu entrichtenden Kanon zu erhöhen; 
auf die periodiſche Berechnung eines in Körnern beſtimm⸗ 
ten und in Geld abzuführenden Kanons nach den wechſeln⸗ 
den Getreidepreiſen findet dieſe Beſtimmung nicht Anwen⸗ 
dung; 1) das Eigenthum der Gutsherren an den auf frem⸗ 
den Gärten, Aeckern und Wieſen ſtehenden Eichen; s) fie 
unter den Namen Straßengerechtigkeit, Auenrecht vorkom⸗ 
mende ausſchließliche Befugniß der Gutsherren, über die 
nicht zu den Wegen nöthigen freien Plätze innerhalb der 
Dorflage zu verfügen; — 3) die bei den ordentlichen Ge⸗ 
richten anhängigen Prozeſſe über die Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung von Beſitzveränderungs-Abgaben in anderen als 
den oben zu 2 ach g genannten Fällen, inſoweit fie nicht 
rückſtändige Gefälle betreffen; desgleichen über Abgaben der 
Kruggüter, Brauereien, Brennereien, Brennereien und 
Schmieden, deren gewerblicher Urſprung ftreitig ıft, und die 
über Exmiſſion laſſitiſcher Wirthe; — 4) die Gemeinheits⸗ 
Theilungsſachen, inſofern Streit aus der Anwendung der 
85 86, 94 und 114 der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 
7. Juni 1821 obwaltet, und die darüber ſchwebenden 
Prozeſſe. r 
8 3, Die Verordnung über die Beſchränkung des Pro: 
vokationsrechts auf Gemeinheits-Theilungen vom 28. Juli 
1838 — 8 1 bis incl. 7 — findet auch in der Provinz 
Weſtfalen Anwendung. 1 
Urkundlich unter Unſerer bhöchſteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrucktem königl. Inſiegel. — Gegeben Sansſouci, 
den 9. Oktbr. 1848. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Pfuel. Eichmann. von Bonin. Kisker. 
Graf Dönhoff. 
Für den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
von Ladenberg.“ 
Berichtigung. In dem Amneſtie⸗Dekret vom 9. d. 
M. in Nr. 239 der Breslauer Zeitung muß es S. 2534 
©. 3, 3. 48 v. u. heißen „Gegen unmittelbare und mit: 
telbare Staatsbeamte“ ꝛc. Der Druckfehler war aus dem 
„Preuß. Staats⸗Anzeiger“ in die Bresl. Ztg., übergegangen 
und wird jetzt wie oben angegeben von erſterem berichtigt. 
D Berlin, 12. Okt. [Tagesb. des Korre⸗ 
ſpondenz-Büreau's.] Das geſtern mitgetheilte 
Geſetz, welches nach der Abſicht des Miniſteriums an 
die Stelle der landrechtlichen Strafbeſtimmungen über 
Erregung von Mißverznügen u. ſ. w. durch Rede oder 
Schrift zu treten beſtimmt iſt, wurde von der Kom⸗ 
miſſion der National-Verſammlung für Juſtizreform 
ſofort berathen, iſt jedoch von dieſer verworfen. 
Das Bemerkenswertheſte iſt hierbei, daß Mitglieder 
der Rechten in dieſer Kommiſſion überwiegen. Den 
Vorſitz in derſelben hat Herr Reichenſperger. Von der 
Linken ſind nur Doerk und Jung in derſelben. Der 
Antrag des Letzteren, daß die Kommiſſion die Strafe 
für Majeſtätsbeleidigung ganz aufheben möge, erhielt 
nicht die Zuſtimmung der Majorität, die ſich übrigens 
für unbedingte Aufhebung der landrechtlichen Beftims 
mungen § 151 — 155, Tit. 20, Th. II. Allg. Landr. 
entſchied. — Das Miniſterium des Innern ſcheint 
mit der Ausführung ſeines Circulars gegen die anarchi⸗ 
ſchen Beſtrebungen in Berlin ſelbſt vorgehen zu wollen. 
Herr Eichmann hat an den Commaudeur der Bür⸗ 
gerwehr die Anfrage ergehen laſſen, ob das Kommando 
ſich ſtark genug fühle, ähnliche Kundgebungen, wie die 
Verbrennung des Bürgerwehrgeſetzes und die Umher⸗ 
führung deſſelben an den Ohren eines Eſels war, in 
Zukunft zu unterdrücken. Das Kommando erblickte, 
wir wiſſen nicht, ob in dem materiellen Inhalt jener 
Anfrage oder ob in der Faſſung derſelben, eine Ueber⸗ 
ſchreitung der dem Miniſter zustehenden Befugniſſe, 
und ſoll, ohne auf die Frage ſelbſt ſich zu er⸗ 
klären, die Antwort ertheilt haben: es werde an 
die National: Berfammlung Bericht erſtatten 
und dieſer die Zurückweiſung des Miniſters in 
die Schranken feiner Befugniß anheimgeben. 
Andererſeits wird Herr Eichmann von der Partei, die 
ihn bis in die neueſte Zeit zu den Ihrigen zählte, 
heftig angegriffen. Die Unzufriedenheits⸗Erklärungen, 
die aus Pommern, Preußen und Schleſien faſt täglich 
einlaufen, und welche den Zweck haben, energiſche Maßre⸗ 
geln gegen Berlin und die Landbevölkerung einzelner Di⸗ 
ſtrikte zu veranlaffen, ſollen die Mißtrauensvoten, die Hr. 
Hanſemann von den Grundbeſitzern erhielt, an Zahl noch 
weit überſteigen. Die Neue Preußiſche Zeitung macht 
in einem, unverkennbar aus der Feder eines geiſtreichen 
Pebohnchtedorſchers hervorgegangenen Artikels „aus der 
b Sachſen“ darauf aufmerkſam, daß „das 
undſchreiben des Miniſters und der Bürgerwehreſel 
von demfelben Tage datiren.) — Es wird hier alles 
Ernſtes erzählt, daß der Präfident des Lindenklubbs, 
ehemalige Kaufmann Müller, in Danzig als Abge⸗ 


ordneter zur deutſchen National⸗Verſammlung gewählt 


ſei. Demſelben iſt eine Benachrichtigung darüber zu⸗ 
Fangen, und wie ſehr man auch geneigt iſt, die Sache 
für Myſtifikation zu halten, fo behaupten doch Viele, 
ein amtiches Schreiben in urkundlicher Form gefehen 
zu haben. — Der Proteſt gegen die Wahl des Herrn 
v. Bardeleben in die hiefige Verſammlung wird von 
Herrn v. Kirchmann und feinen Freunden unterſtützt 
werden. Herr v. Kirchmann war ſelbſt Wahlmann 
des betreffenden Bezirks, weigerte ſich jedoch, weil er 


feinen Wohnſitz nicht mehr in Berlin, ſondern in Ra: 
tibor hat, an Ha en | 


hat vorher fein Mandat als Wahlmann niedergelegt. 


— Für die Bürgerwehr iſt jetzt ein, eigenes journali⸗ heute früh nach Brandenburg zurückgereiſt. 


Wahlhandlung Theil zu nehmen. 
Auch der hieſige Deputirte in Frankfurt, Dr. Nauwerck, 
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ſtiſches Organ in der „Bürgerwehr-Zeitung“ ins 
Leben getreten. 

Z Berlin, 12. Okt. [Der König in Berlin. 
Die Linke. Die Feier des 15. Oktober. Herr 
Held als Ruheſtörer.] Der König iſt auch heute 
Morgen wieder früh nach Berlin gekommen, und hat 
im Schloß Bellevüe Conferenz mit den Miniſtern ges 
halten. Man bringt dieſe häufigen Frühkonferenzen 
hier theils mit den Nachrichten aus Wien, theils aber 
mit Gerüchten in Zuſammenhang, welche hier in der 
Stadt über eine zum 15. Oktober beabſichtigte Schild⸗ 
erhebung eirkuliren. — In ihrer heutigen Sitzung 
hat die National⸗-Verſammlung bei Beginn der Bera⸗ 
thung über den Verfaſſungs-Entwurf den Beſchluß 
gefaßt, daß aus dem Titel des Königs die Worte: 
„Von Gottes Gnaden“ zu ſtreichen ſeien. — Eine 
Anzahl von Mitgliedern der Linken hat ein diſſentirendes 
Votum über die Abſtimmung, betreffend die Interpel⸗ 
lation des Abgeordneten Waldeck über den Erlaß des 
Reichs-Juſtizminiſters Mohl zur Vertheilung drucken 
laſſen. In dieſem Votum wird die Competenz des 
Reichs-Juſtizminiſteriums zu einem Erlaß an die Be— 
hörden der Einzelftaaten beſtritten und zugleich darauf 
hingewieſen, daß die jetzt von Frankfurt aus befolgte 
Politik ganz wieder in die Fußſtapfen des Unterdrük⸗ 
kungsſyſtems des alten Bundestages trete. — In vie 
len Kreiſen werden Vorbereitungen zur Feier des königl. 
Geburtstages getroffen. Die demokratiſche Partei miß⸗ 
billigt ein ſolches Vorhaben und warnt vor allen öf— 
fentlichen Demonſtrationen, welche leicht Conflikte her— 
beiführen könnten. Das Feſt in Köpenik, welches der 
Teltower Bauernverein dort zum Iöten veranſtaltet, 
wird von hier aus zahlreich beſucht werden. — Herr 
Held fährt fort, die demokratiſchen Vereine durch ſei— 
nen Beſuch zu beunruhigen. Er erſcheint ſtets in ſtar— 
ker Begleitung und verlangt dann das Wort zum Re— 
den. Wird ihm dies verweigert, ſo beginnen ſeine 
Anhänger Tumult zu ſtiften. Geſtern Abend wurde 
wieder der Verein für Volksrechte von Herrn Held 
heimgeſucht, und ſein Erſcheinen brachte einen ſolchen 
Aufruhr herbei, daß die Sitzung geſchloſſen werden 
mußte. 

[Verſchiedenes.] Von den beiden Kanonenbö— 
ten, welche auf Koften der Regierung in der Maſchi⸗ 
nen-Bauanſtalt der Seehandlung in Moabit erbaut 
worden find, wird Donnerftag Nachmittag um 4 Uhr 
das erſte auf dem neben der Unterbaumsbrücke belege⸗ 
nen Holzplatz des Herrn Kampfmeier vom Stapel 
laufen. Daſſelbe iſt durchweg von ſtarkem Eiſenblech 
gebaut, wird theils mit Rudern, theils mit Segeln 
fortbewegt werden und kann vollſtändig überdeckt wer⸗ 
den. Es wird am Spiegel eine 25pfündige Bomben⸗ 
kanone führen. Auch das zweite Boot, welches genau 
dieſelben Dimenſionen hat, wird in wenigen Tagen 
vollendet ſein. Die Koſten beider Fahrzeuge betragen 
an 18,000 Thaler. Man bezeichnet den Bau derſel⸗ 
ben als höchſt zweckmäßig und elegant. — Der Staats⸗ 
anwalt hat, dem Vernehmen nach, gegen die freifpres 
chenden Erkenntniſſe des hieſigen Criminalgerichts, in 
dem bekannten Hochverraths-Prozeß gegen den Buch—⸗ 
händler Fähndrich und Literaten Fernbach, und 
in dem Prozeß gegen den Auditeur Nikolai wegen 
Beleidigung des Kammergerichts, Appellation eingelegt. 
In dem letzteren dieſer beiden Prozeſſe entſteht hier— 
durch eine eigenthümliche Verlegenheit. Da das Kam⸗ 
mergericht nämlich der beleidigte Theil iſt, ſo kann daſ— 
ſelbe unmöglich als Appellationshof fungiren. In Fäl⸗ 
len dieſer Art wird ſonſt ein anderes Obergericht be— 
hufs Entſcheidung in zweiter Inſtanz ſubſtituirt. Im 
vorliegenden Falle iſt dies aber unmöglich, weil außer 
dem Kammergericht bei keinem anderen Obergericht das 
öffentliche und mündliche Gerichtsverfahren eingeführt 
iſt. N (Voß. 3.) 

Brandenburg a. d. H., 10. Oktober. [Eine 
Deputation und Wrangel.] Geſtern erhielt das 
ſeit dem Rückzuge aus Schleswig-Holſtein wieder hier 
garniſonirende 20ſte Infanterie-Megiment die Ordre 
zum Ausmarſch. Die Bürgerſchaft wandte Alles 
an, um dieſe Ordre rückgängig zu machen, doch gelang 
es ihr in Brandenburg ſelbſt nicht. Eine Deputation 
begab ſich zum General Wrangel nach Charlottenburg. 
Nachts 1 Uhr kamen ſie an, ließen ſich durch den 
General Hahn dem Herrn v. Wrangel melden und 
wurden, nachdem fie den Erſteren mit ihrer äußerſt 
dringenden Angelegenheit bekannt gemacht hatten, von 
Hrn. v. Wrangel vorgelaſſen. Dieſer, im Bette lie⸗ 
gend, richtete ſich etwas auf, als die vier Herren ein⸗ 
traten und fragte, was ſie wünſchten? — „Wir ſind 
von der Stadt Brandenburg hierher geſchickt, um zu 
erklären, daß die dortige Bürgerſchaft wünſcht, das 
Militär zu behalten, und daß fie entſchloſſen ift, den 
Ausmarſch der Soldaten zu hindern.“ — Der im 
Bette liegende General ließ nicht weiter reden, fragte 
barſch: „was wünſcht die Bürgerſchaftk“ — 
„„Daß das Militär nicht fortmarſchirel““ — 
„Wünſcht das die Bürgerſchaft?“ — „„Jall“ 
— „Nun, dann marſchirt es!“ — Sprach's, 
legte ſich wieder hin, warf ſich auf die andere Seite 
und ſchnarchte weiter. — Die vier Deputirten find 
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Köln, 11. Okt. [Zurückweiſung einer von 
der Central⸗Gewalt beantragten Unterſu⸗ 
chung. Prügelei.] Die Rathskammer des hieſigen 
Landgerichts hat dem Vernehmen nach entſchieden, daß 
kein Grund vorliege, gegen die Theilnehmer der im 
Eiſerſchen Saale abgehaltenen Volksverſammlung eine 
gerichtliche Unterſuchung einzuleiten, weil dieſe bei der 
Erzählung von der Ermordung Lychnowski's und 
Auerswald's ihren Beifall laut zu erkennen gegeben 
haben. Bekanntlich iſt der Anlaß zur Einleitung ei⸗ 
ner desfallſigen Unterſuchung von der deutſchen Cen⸗ 
tralgewalt ausgegangen. — In der Nacht vom Iten 
auf den 10ten kam es in einem Wirthshauſe in der 
Kämmergaſſe zu Streitigkeiten zwiſchen Bürgern und 
Soldaten des 34ſten Regiments, wobei dieſe Gebrauch 
von ihren Waffen machten, ſo daß mehrere Verwun⸗ 
dungen vorſielen und im Hauſe Fenſter und Mobilien 
demolirt wurden. Ein Unteroffizier flüchtete ſich, halb 
entkleidet, durch den Garten bis in einen Garten auf 
dem Peters-Pfuhl, wo ihn die Einwohner auf die 
Straße ließen. Die betheiligten Soldaten ſind ver⸗ 
haftet. Die Unterſuchung wird herausſtellen, auf weſ⸗ 
ſen Seite die Schuld dieſes Exceſſes. (Köln. 3.) 

Deut ſchland. 

Frankfurt, 10. Oktober. [Nationalver⸗ 
ſammlung. 94. öffentliche Sitzung.] Tages⸗ 
Ordnung: § 30 der Grundrechte. — Zimmermann 
aus Stuttgart hat ſich eine Erklärung vorbehalten. 
Er verlieſt folgende Verwahrung: „Wir die Unter⸗ 
zeichneten verwahren uns im Angeſichte der ganzen 
deutſchen Nation, vor dem Geſetze zum Schutze der 
National⸗Verſammlung und haben dagegen geſtimmt. 
Die Errungenſchaften des Märzmonates ſeien dadurch 
illuſoriſch gemacht, das Verſammlungsrecht aufgehoben 
in einem großen Umkreiſe, die Preßfreiheit, ſowie die 
Würde der Volksvertretung verletzt und das Ehrgefühl 
gekränkt (Gelächter) ꝛc. Unterzeichnet von ungefähr 
50 Mitgliedern, unter denen: Weſendonck, Wießner 
aus Wien, Titus, Zitz, Dahm, Löwen, Löwiſſohn, 
Herzer, v. Tritzſchler, Brentano, R. Blum, Forſter, 
Rheinhardt, Steinberger, Wolf von Speier, Scharrer, 
Wigard, Schlöffel c. — Eiſenmann erklärt eben⸗ 
falls mit Genoſſen, daß ſie keinen andern Schutz ver⸗ 
langen, als jeder andere Staatsbürger. — v. Vincke. 
Der Ausdruck, den Herr Zimmermann gebraucht, „die 
Würde der Volksvertretung ſei verletzt durch dieſes 
Geſetz“, ſei eine Beleidigung gegen die Majorität und 
er beantrage, daß ein Ausſchuß niedergeſetzt werde, der 
dieſe Sache zu prüfen hat, und der einen beſſern par⸗ 
lamentariſchen Takt herſtellen ſoll. — Wigard pro⸗ 
teſtirt gegen den Vincke'ſchen Antrag; er habe hier das 
Recht, feine Meinung als Abgeordneter des Volkes 
frei und offen zu äußern. — Vogt interpellirt das 
Präſidium wegen Verletzung der Geſchäfts⸗Ordnung 
und ſpricht gegen den Vincke'ſchen Antrag. — Rößler 
und Genoſſen proteſtiren ebenfalls im Sinne des Hrn. 
Zimmermann von Stuttgart. Die Dringlichkeit des 
Vincke'ſchen Antrages wird bei der Abſtimmung ver⸗ 
worfen. Der Präſident verlieſt hierauf weiter einge⸗ 
gangene Beiträge für die deutſche Flotte, unter Andern: 
200 Fl. eingeg. durch Hoffmann in Homburg, 86 Fl. 
und ein ſilberner Becher, 95 Thlr. 20 Gr. Ertrag 
einer Sammlung im Königreich Hannover 305 Fl. 
desgl. 274 Thlr. aus Eiſenach ꝛc. — Fuchs berich⸗ 
tet Namens des Petitions-Ausſchuſſes über eine Be— 
ſchwerde „die holländiſchen Erbſchafts⸗Angelegenheiten“ 
betreffend und Miniſter Mohl erklärt hierauf, daß 
das Reichs-Miniſterium dieſer Angelegenheit alle Auf⸗ 
merkſamkeit zumende. Abg. Weber Beda aus Wien 
interpellirt das Reichs-Miniſterium: „ob es wahr ſei, 
was in den Zeitungen täglich zu- leſen, daß Oeſterreich 
ſich von Deutſchland trennen wolle?“ 2) „Ob das 
Reichs-Miniſterium entſchloſſen ſei, dagegen zu prote⸗ 
ſtiren?“ 3) „Ob den Deutſchen in Ungarn und Italien 
deutſches Recht und der gehörige Schutz gewährleistet 
ſei?“ ic. Schmerling, Reichs-⸗Miniſter erklärt, auf 
dieſe Interpellation kommenden Freitag zu antworten. 
— Hierauf wird zur Tages-Ordnung geſchritten: 
$ 30 der Grundrechte. Er heißt nach dem Entwurf 
des Verfaſſungs-Ausſchuſſes: „die Beſteuerung (Staats⸗ 
und Gemeindelaſten) foll fo geordnet werden, daß die 
Bevorzugung einzelner Stände und Güter aufhört.“ 
Auf Schoder's Antrag beſchließt die Verſammlung: 
den 9 30 für jetzt noch nicht zu verhandeln, ſondern 
ſofort zur Verhandlung der weitern Paragraphen zu 
ſchreiten. — 6 31 und 32 kommen ſofort zur Dis⸗ 
kuſſion. Sie lauten nach dem Entwurfe des Ver⸗ 
faſſungs⸗Ausſchuſſes: $ 31. „Aller Lehensverband fol 
gelöſt werden; in welcher Art, beſtimmt die Landesge⸗ 
ſetzgebung.“ 8 32. „Die Vergrößerung beſtehen⸗ 
der und die Stiftung neuer Familienfideikommiſſe iſt 
unterſagt. Die beſtehenden können durch Familien⸗ 
beſchluß aufgehoben oder abgeändert werden. — Mo⸗ 
ritz Mohl ſpricht für den Entwurf des Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuſſes, die Aufhebung der Majorate, Seniorate ic. 
Bei den Fideikommiſſen ſei noch der Uebelſtand her⸗ 
vorzuheben, daß die Nachgebornen einzelner Familien 
leichtſinniger Weiſe Schulden machen könnten, ohne 
daß man ihr Eigenthum angreifen könne. Er kenne 
eine Familie, die eine Million Schulden gemacht habe, 


— . ̃ — ͤ— . ——— ———— — —PdJ— — 


und deren Grundvermögen nicht 100,000 Fl. über⸗ 
ſtiegen habe. Er ſchließt mit dem Beifall der Ver⸗ 
ſammlung. Mölling aus Oldenburg ſchildert die 
Güterverhältniſſe in Holſtein, Mecklenburg u. ſ. w., 
wo jede Scholle Landes, jedes Haus dem Gutsherrn 
gehöre, und obſchon die Gutsgehörigen mit großer 
Humanität behandelt würden, die den dortigen Fürſten⸗ 
häuſern und Gutsbeſitzern von jeher eigen ſei, ſei es 
doch ein Uebelſtand, der Mangel an Eigenthum bei 
den Gutshörigen und die Abhängigkeit derſelben. Er 
ſchließt mit den Worten: Meine Herren! Sie haben 
die Theilbarkeit der Güter beſchloſſen. Geben Sie die 
Freiheit des Bodens ganz, der Schaden iſt gering, der 

2 Vortheil unermeßlich. Lette aus Berlin für bedingte 
Aufhebung und empfiehlt fein deshalb geſtelltes Amen⸗ 
dement. v. Bally und Mühlfeld aus Wien gegen 
die unbedingte Aufhebung und letzterer beantragt, die 
Aufhebung nicht zu beſchließen, ſondern ſie den Geſetz⸗ 
gebungen der Einzelſtaaten zu überlaſſen. Graf von 
Schwerin. Für die Aufhebung der Lehne. — Die 
Abſtimmung wird vertagt, nachdem die verſchiedenen 
Amendements verleſen find. — Der $ 33 wird ver⸗ 
handelt. Auf die Diskuſſion wird verzichtet und die 
Faſſung nach dem Entwurfe des Verfaſſungs⸗Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen. Er lautet: „§ 33. Die Strafe 
der Gütereinziehung ſoll nicht ſtattfinden. Somit ſind 
die $$ des Art. VII. erledigt bis auf die Abſtimmung 
über die $$ 30, 31 und 32. Abg. Schoder ſtellt 
den Antrag, da noch einige Stunden Zeit wäre, den 
Artikel VIII. der Grundrechte in Berathung zu neh⸗ 
men. Es wird dagegen proteſtirt und der Vorſitzende, 
Vice⸗Präſident Simfon, bringt den Schoder'ſchen An⸗ 
trag zur Abſtimmung und er wird ſofort angenommen. 
Es wird von der Verſammlung beſchloſſen, den gan⸗ 
zen Artikel VIII. in Berathung zu nehmen. — Art. 
VIII. S 34. Er lautet: „Alle Gerichtsbarkeit geht 
vom Staate aus.“ „Es follen keine Patrimonialge⸗ 
richte beſtehen.“ — Abg. Beſeler trägt darauf an, 
die Sitzung zu ſiſtiren, wird angenommen unter Pro⸗ 
teſt von der Linken. Der Vorſitzende beantragt die 
nächſte Sitzung auf künftigen Donnerſtag feſtzuſetzen, 
wird ebenfalls unter theilweiſem Proteſt angenommen. 
Die Sitzung wird alſo geſchloſſen und die Tagesord⸗ 
nung für die nächſte Sitzung: Berathung der Grund⸗ 
rechte, verkündigt. 

Nachſchrift. Wie man hört, ſoll in der näch⸗ 
ſten Sitzung der Kommiſſionsbericht — über die An⸗ 
klage und Verhaftung der fünf Mitglieder, Robert 
Blum und Günther, Sitz, Schlöffel und Simon von 
Trier in Berathung kommen, ſowie das Benehmen 
des Präſidenten ꝛc. 

1 Heute Vormittag fand die Verhaftung des ſeit 
längerer Zeit dahier lebenden, aus dem Würtembergi⸗ 
ſchen gebürtigen Orientaliſten Löwenſtein, ehemaligen 
Präſidenten des Arbeitervereins, ſtatt. — Geſtern 
Abend wurde die Beſatzung der Konſtablerwache durch 
einen Schuß alarmirt, der, wahrſcheinlich von einem 
Mordſchlag herrührend, in der Nähe der Wache los⸗ 
ging, ohne daß man den Urheber ausfindig machen 
konnte. (F. J.) 


(Die Grundlagen des Geſchwornengerichts für 
Kriminalfachen.) Art. 1. Die Anklage wird im Namen 
der Krone erhoben und die Geſchwornen richten über den An⸗ 
geklagten im Auftrage und Namen des Volkes. 

Art 2. Die Geſchwornen ſollen berufen werden: 1) Aus 
der Klaſſe der Gelehrten, zu welcher Alle gehören, die nach 
den Univerſitätsſtudien eine vorſchriftsmäßige Prüfung beſtan⸗ 
den haben, mit Ausſchluß der Richter, Kronanwälte, Geiſt⸗ 
lichen und der Miniſter. In dieſer Klaſſe ſind auch einbe⸗ 
griffen die verabſchiedeten Offiziere vom Hauptmannsrange 
und aufwärts. — 2) Aus der Klaſſe der Grundeigen⸗ 
thümer bis zu einer gewiſſen Grundsteuer, deren Betrag in 
den verſchiedenen Staaten die Geſetzgebung zu beſtimmen hat. 
Zu dieſer Klaſſe gehören auch die Miether, Pächter, Verwal⸗ 
ter und Nußnießer ſolcher Güter. — 3) Aus der Klaſſe der 
Gewerbtreibenden bis zu einem Steuerſatz, den die Ge⸗ 
ſetzgebung der verſchiedenen Staaten beſtimmen wird. Zu die⸗ 
ſer Klaſſe 9 auch die Rentner. 

Art. 3. Fähig und verpflichtet zu dem Amte als Ge 
ſchworner ſind alle Artikel 2 bezeichneten Bürger im Alter von 
wenigſtens 30 Jahren. Die Siebenzigjährigen dürfen es ab: 
lehnen. Ausgeſchloſſen find die körperlich und geiftig Unfähi⸗ 
gen und die nicht mehr im Beſig der gemeinen Etre find. 

Art. 4. Jeder Bürgermeifter (Gemeindevorſtand) ſtellt 
jährlich in der zweiten Hälfte des Auguſt das Verzeichniß der 
Bürger auf, welche nach Artikel 3 und 4 als Geſchworne be: 
rufen ſind und überſendet daſſelbe dem Richter (Gericht) des 
Bezirks. Der Richter fertigt in den erſten acht Tagen des 
September aus den Gemeindeliſten die Bezirksliſten an, und 

. überfendet fie dem Landgericht (Obergericht, Kriminalgericht, 
Appellationshof), woſelbſt die Lifte für den ganzen Gerichts: 
ſprengel gebildet wird. Ueber das Verlangen der Bürger oder 
des Kronanwalts um Aufnahme in die Liſte oder Ausſchließung 
entſcheidet das Landgericht. 8 

f er 5. Mm jedem Gerichtsbezirk (Bezirk des Kriminal⸗ 
ane Appellationshofes) follen jährlich vier ordentliche Aſ⸗ 
iſenſigungen gehalten werben, und fo oft außerordentliche, als 
das Beduͤrfniß es erfordert. Für jede Sitzung zieht der Pra⸗ 
ſident des Landgerichts (des Kriminalgerichts, Appellations⸗ 
hofes) in Öffentlicher Situng aus der allgemeinen Lifte durch 
das Loos vierzig Geſchworne, die zu dem Eröffnungstage vor⸗ 
geladen werden. 

Art. 6. Von den Vorgeladeeen müſſen wenigſtens ſechs 
und dreißig anweſend fein, damit das Geſchwornengericht ge⸗ 
bildet werde, das aus zwölf durch das Loos gezogenen beſteht. 
Ueber dieſe zwölf hinaus haben der Anklager und der Ange: 
klagte eine gleiche Zahl Ablehnungen ohne Angabe von Grün: 
den, dieſer eins mehr bei ungerader Zahl der Anweſenden. 
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Mehrere Angeklag te müſſen ſich über die zuſtehenden Ableh⸗ 
nungen einigen, jonft entſcheidet das ons. 
Art. 7. Die Anklage wird von dem zuſtändigen Gerichte 


erkannt. 

Art. 8. Die den Geſchwornen vorzulegende Frage ſoll 
lauten: Iſt der gegenwärtige Angeklagte N. N. ſchuldig ꝛc.? 
Dabei iſt das Verbrechen nach deſſen geſetzlichem Begriff zu 
benennen mit Angabe des Orts, der Zeit und der erſchweren⸗ 
den Umſtände. 

Art. 9. Die Geſchwornen geben ihre Erklärung nach 
Stimmeneinheit ab und bleiben ſo lange in ihrem Berathungs⸗ 
zimmer eingeſchloſſen, bis ſie ſich geeinigt haben. 

Art. 10. Auf die Erklärung der Geſchwornen, ſo wie 
ſie eröffnet iſt, haben beide Parteien ein erworbenes Recht. 
Wenn ſie indeß unvollſtändig iſt, ſo wird der Präſident die 
Vervollſtändigung veranlaſſen, und wenn ſie widerſprechend 
iſt, ſo wird der Gerichtshof ſie vernichten und eine neue er⸗ 
fordern. Wenn außerdem die Richter einſtimmig der Meinung 
ſind, daß die Geſchwornen bei der Erklärung des Schuldig 
über den Sinn des Geſetzes geirrt haben, ſo ſollen ſie berech⸗ 
tigt fein, das urtheil auszusetzen und die Anklage an einen 
andern Aſſiſenhof zu einer neuen Entſcheidung zu verweiſen, 
bei der es dann unabänderlich bleibt. 

(Das Reich und die Reichsgewalt.) Nach 
ſtehend theilen wir den „das Reich und die Reichs⸗ 
gewalt“ betreffenden Entwurf des bez. Ausſchuſſes der 
Nationalverſammlung mit. Wir wiederholen der bef- 
ſern Ueberſicht wegen die in der geſtr. Bresl. Zeitung 
ſchon mitgetheilten erſten Paragraphen und fügen die 
Minoritäts⸗Gutachten in den Anmerkungen bei. Der 
Entwurf lautet: 

Abſchnitt I. Das Reich. 

Art. J. § 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem 
Gebiet des bisherigen deutſchen Bundes. Die Ver⸗ 
hältniſſe des Herzogthums Schleswig und die Grenz⸗ 
beftimmung im Großherzogthum Poſen bleiben der de⸗ 
finitiven Anordnung vorbehalten. Art. II. § 2. Kein 
Theil des deutſchen Reiches darf mit nichtdeutſchen 
Ländern zu einem Staate vereinigt fein )). 

$ 3. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeut⸗ 
ſchen Lande daſſelbe Staatsoberhaupt, ſo iſt das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen beiden Ländern nach den Grundſätzen 
der reinen Perſonalunion zu ordnen. § 4. Das Staats⸗ 
oberhaupt eines deutſchen Landes, welches mit einem 
nichtdeutſchen Lande in dem Verhältniß der Perſonal⸗ 
union ſteht, muß entweder in ſeinem deutſchen Lande 
reſidiren oder in demſelben eine Regentſchaft nieder⸗ 
ſetzen, zu welcher nur Deutſche berufen werden dürfen 7. 

§ 5. Abgeſehen von den bereits beſtehenden Ver⸗ 
bindungen deutſcher und nichtdeutſcher Länder ſoll kein 
Staatsoberhaupt eines nicht deutſchen Landes zugleich 
zur Regierung eines deutſchen Landes gelangen, noch 
darf ein in Deutſchland regierender Fürſt, ohne ſeine 
deutſche Regierung abzutreten, eine fremde Krone an⸗ 
nehmen ). 

Art. III. § 6. Die einzelnen deutſchen Staaten 
behalten ihre Selbſtſtändigkeit, ſo weit dieſelbe nicht 
durch die Reichs verfaſſung beſchränkt iſt; fie haben alle 
ftaatlihen Hoheiten und Rechte, fo weit dieſe nicht der 
Reichsgewalt ausdrücklich übertragen ſind. 

Abſchnitt II. Die Reichsgewalt. 

Art. I. § 7. Die Reichsgewalt übt dem Aus⸗ 
lande gegenüber die völkerrechtliche Vertretung Deutſch⸗ 
lands und der einzelnen deutſchen Staaten ausſchließ⸗ 
lich aus. Die Reichsgewalt ſtellt Geſandte und Kon⸗ 
ſuln an. Sie führt den diplomatiſchen Verkehr, ſchließt 
die Bündniſſe und Verträge mit dem Auslande, na⸗ 
mentlich auch die Handels- und Schifffahrtsverträge 
ſo wie die Auslieferungsverträge ab. Sie ordnet alle 
völkerrechtlichen Maßregeln an. § 8. Die einzelnen 
deutſchen Regierungen haben nicht das Recht, ſtändige 
Geſandte zu empfangen oder ſolche zu halten, mit Aus⸗ 
nahme ihrer Bevollmächtigten beim Reichs oberhaupt 4). 

$ 9. Die einzelnen deutſchen Regierungen find befugt, 
Verträge mit anderen deutſchen Regierungen abzuſchließen. 
Ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutſchen Regierungen 
beſchränkt ſich auf Gegenſtände des Privatrechts, des 
nachbarlichen Verkehrs und der Polizei ?). 


$ 10. Aue nicht rein privatrechtlichen Verträge 
welche eine deutſche Regierung mit 3 er 
ſchen oder nichtdeutſchen Regierung abſchließt, find der 
Reichs gewalt zur Kenntnißnahme und inſofern das 
Reichsintereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vor⸗ 
zulegen 0). 

Artikel II. § 11. Der Reichsgewa . 
ſchließlich das Recht des Krieges ee 

Artikel III. § 12. Der Reichsgewalt ſteht die 
a . bewaffnete Macht Deutſchlands zur Verfü⸗ 
gung ). 

§ 13. Das Reichsheer beſteht aus der geſammte 
zum Zwecke des Krieges beſtimmten RP — 
zelnen deutſchen Staaten. Diejenigen Staaten, deren 
Contingent weniger als eine Brigade (Divifion) von 
6000 Mann beträgt, werden zu gemeinfchaftlichen Aus⸗ 
bildungsverbänden vereint, welche unmittelbar unter der 
oberen Leitung der Reichsgewalt ſtehen 9). 

$ 14. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heer⸗ 
weſens die Geſetzgebung und die Organiſation; ſie über⸗ 
wacht deren Durchführung in den einzelnen Staaten 
durch fortdauernde Kontrole. Den einzelnen Staaten 
ſteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf Grund 
der Geſetze und Anordnungen des Reiches zu. Sie 
haben die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, fo 
weit dieſelbe nicht für den Dienſt des Reiches in An⸗ 
Mar 1 wird Y. 

5. In den Fahneneid iſt die Verpflichtun 
zur Treue gegen das Reichs oberhaupt und re 
verfaſſung an erfter Stelle aufzunehmen, $ 16. Die 
Koften des Reichs dienſtes werden vom Reiche getra⸗ 
gen. 9 17. Das Reichsheerweſen ſoll in Beziehung 
auf Feldzeichen, Fahneneid, Kommando, Militärgeſetz⸗ 
gebung und Gerichtsbarkeit, Dienſtzeit, Dienſt⸗ und 
Exerzirreglement gleichmäßigen Beſtimmungen unter⸗ 
worfen ſein. Gleichmäßigen Beſtimmungen unterliegt 
ferner die Beförderung, Penſionirung und Entlaſſung 
von Militärperſonen. Beſoldung und Verpflegung 
ſind ſo zu normiren, daß ſie unter Berückſichtigung 
der Landesverhältniſſe für das ganze Reichsheer als 
gleich zu betrachten ſind. § 18. Die Ernennung der 
Generale geſchieht auf Vorſchlag der Einzelnregierun⸗ 
gen durch die Reichsgewalt. 10) 


6) Minoritätserachten. Statt der $$ 9 u. 10 heiße es: 
„Die einzelnen deutſchen Regierungen ſind befugt, bezüglich 
der fie betreffenden territorialen und landesherrlichen Ange⸗ 
legenheiten, Verträge mit auderen deutſchen oder auswärti⸗ 
gen Regierungen abzuſchließen. Solche Verträge ſind jedoch 
der Reichsgewalt zur Kenntnißnahme und, inſofern das 
Reichsintereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vorzule⸗ 
gen. (Scheller. Detmold. Mühlfeldt. v. Rotenhan.) 

7) Minoritäts erachten. „Den Umfang der Reichsgewalt 
über die geſammte bewaffnete Macht Deutſchlands beſtimmt 
u 5 von der Reichswehr.“ (Wigard. Schüler. 

um. 

8) Minoritätserachten. An die Stelle der F 12 und 13 
9 Sue treten: §. „Der Reichsgewalt 
eht es zu, die Größe und Beſchaffenheit der zum Dien 
des Reichs verpflichteten en * 75 — — 
und nach ihren von den einzelnen Staaten zu. ftellenden 
Theilen (Contingenten) zu beſtimmen. $. Die Heere und 
Heeresabtheilungen der größeren deutſchen Staaten bilden 
ſelbſtſtändige Theile. §. Diejenigen kleineren Staaten, welche 
als Contingent weniger als 5000 Mann ſtellen, geben in 
Bezug auf das Heerweſen ihre Selbſtſtändigkeit auf und 
werden in dieſer Beziehung entweder in ſich in größere 
Ganze verſchmolzen, welche dann unter der unmittelbaren 
Leitung der Reichsgavalt ſtehen, oder einem angrenzenden 
größeren Staate angeſchloſſen. In beiden Fällen haben die 
Landes regierungen dieſer kleineren Staaten keine weitere 
Einwirkung auf das Heerweſen, als ihnen von der Reichs⸗ 
gewalt oder dem größeren Staate ausdrücklich übertragen 
wird. $. Die ſelbſtſtändigen Heere und Heeresabtheilungen 
ſtehen in der Regel unter den Befehlen ihrer Regierungen, 
welche, ſoweit jene nicht für den Dienſt des Reiches in An⸗ 
ſpruch genommen werden, die Verfügung darüber haben. 
$. Die Reichsgewalt hat im Kriege den unmittelbaren Ber 
fehl über die zum Reichsdienſt beſtimmten Truppen. $. Sie 
iſt berechtigt, auch im Frieden dieſe Truppen ganz oder 
theilweiſe unter ihren unmittelbaren Befehl zu nehmen, wenn 
ſie es zur inneren Sicherheit und Ruhe für erforderlich er⸗ 

achtet.“ (Scheller. Detmold. Mühlfeldt.) 

9) Minoritätserachten. Statt dieſes Paragraphen möge 
folgende Beſtimmung aufgenommen werden: „Der Reiche 
gewalt ſteht die Geſetzgebung in Bezug auf die Gleichma⸗ 
ßigkeit der Organiſation des Heeres zu. Sie überwacht 
deren Durchführung in den einzelnen Staaten durch fort‘ 
dauernde Kontrele. Den einzelnen Staaten ſteht die Aus- 
bildung ihres Kriegsweſens auf Grund der Geſetze und An⸗ 
ordnungen der Reichsgewalt zu.“ (Scheller, Detmold. 
Mühlfeldt. v. Rotenhan.) 

J Minoritätserachten. An die Stelle dieſes Para- 
graphen wird folgende Beſtimmung in Antrag gebracht; 
„Die Belegung der Befehlshaberſtellen und die Ernennung 
der Ofſtziere jeden Grades iſt den betreffenden Landes regik 
rungen überlaſſen; nur wo die Kontingente zweier oder meh? 
rerer Staaten zu größeren Ganzen kombinirt ſind, ernennt 
die Reichsgewalt unmittelbar die Befehl haber dieſer große! 
ren Körper. Für den Krieg ernennt die Reihegewalt die 
kommandirenden Generale der auf den verſchied nen Kriegs- 
theatern operirenden ſelbſtſtandigen Korps, fo wie das Per⸗ 


1) Minoritätserachten. Zuſatz. „Inſofern die eigen⸗ 

thümlichen Verhältniſſe Oeſterreichs die Ausführung dieſes 
§ 2 und der daraus abgeleiteten Paragraphen hinſichtlich 
deſſelben nicht zulaſſen, ſoll die angeſtrebte Einheit und Macht 
Deutſchlands im größtmöglichen Maße durch den innigſten 
Anſchluß Oeſterreichs an Deutſchland im Wege des volker⸗ 
rechtlichen Bündniſſes zwiſchen der Reichsgewalt und der 
öſterreichiſchen Regierung erzielt werden.“ (Mühlfeldt. Det⸗ 
mold. Rotenhan. Laſſaulx.) 
2) Minoritätsvotum. Zuſatz. „Das Staatsoberhaupt 
eines deutſchen Landes, welches mit einem nicht deutſchen 
Lande durch Perfonalunion verbunden iſt, darf nichtdeutſche 
Truppen in ſeine Länder nicht verlegen, außer in Veranlaſ⸗ 
ſung von Reichskriegen auf Anordnung der Reichsgewalt.“ 
(Schüler. Blum. Wigard) 

3) Minoritätserachten. Zuſatz. „Kleinere deutſche Staa⸗ 
ten können ſich zu einem größeren deutſchen Staate vereini⸗ 
gen, oder einem bereits beſtehenden größeren deutſchen Staate 
einverleiben. Doch darf mit keinem deutſchen Lande, welches 
bereits über 5 Millionen Einwohner hat, ein anderes deut⸗ 


ſches Land verbunden werden. Eine Ausnahme von letzterer ) i 
Befimmung machen nur ſolche kleine . — deren Ge- ſenal der Hauri dieſer Armeen und Korbs.“ 
biete innerhalb des großeren über 5 Millionen Einwohner (Scheller. Detmoid. Mühlſeidt. Laſſaulr. d. Ro 


0 deutſchen Staates liegen.“ (Schüler. Wigard. tenhan.) 
lum. 
40 Minoritätserachten. „Die einzelnen deutſchen Regie⸗ 
rungen haben nicht das Recht, Geſandte zu empfangen oder 
ſolche zu halten.“ (Blum. Schüler. Wigard.) 

5) Minoritätserachten. Vor dem Worte „Polizei“ im 
zweiten Satze ift das Wort „niedezen“ einzuſchalten. (Wi: 


gard. Blum. Schüler.) 


(Foriſetzung in der Beilage.) 
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Erſte Beilage zu ME 241 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 14. Oktober 1848. 


(Fortſetzung.) 
$ 19. Der Reichsgewalt ſteht die Befugniß zu, 
Reichsfeſtungen anzulegen und, inſoweit die Sicherheit 
des Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen 


billige Ausgleichung, namentlich für das überlieferte 


Kriegsmaterial, zu Reichsfeſtungen zu erklären. Die 
Reichsfeſtungen werden auf Reichskoſten unterhalten. 
9 20. Die Seemacht iſt ausſchließlich Sache des 
Reiches. Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die 
Ausrüſtung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegs⸗ 
flotte, der Kriegshäfen und Seearſenäle ob. Die Er⸗ 
nennung der Flottenoffiziere geht allein vom Reich 
aus, ) 

Art. IV. § 21. Die Schifffahrtsanſtalten am 
Meere und in den Mündungen der deutſchen Flüſſe 
(Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe, das Lootſenweſen, das 
Fahrwaſſer u. ſ. w.) ſind der Fürſorge der einzelnen 
Uferſtaaten überlaſſen; fie unterhalten diefelben aus ei⸗ 
genen Mitteln. § 22. Die Reichsgewalt hat die 
Oberaufſicht über dieſe Anſtalten und Einrichtungen. 
Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehöriger 
Unterhaltung derſelben anzuhalten, auch dieſelben aus 
den Mitteln des Reiches zu vermehren und zu erwei⸗ 
tern. § 23. Die Abgaben, welche durch die Seeufer⸗ 
ſtaaten von den ihre Schifffahrtsanſtalten benugenden 
Schiffen und deren Ladungen erhoben werden, dürfen 
die zur Unterhaltung dieſer Anſtalten nöthigen Koſten 
nicht überſteigen. Sie unterliegen der Genehmigung 
der Reichsgewalt. § 24. In Betreff dieſer Abgaben 
ſind alle deutſchen Schiffe und deren Ladungen gleich 
zu ſtellen. Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt 
kann nur von der Reichsgewalt ausgehen. Die Mehr: 
— von fremder Schifffahrt fließt in die Reichs⸗ 
aſſe. 

Art. V. § 25. Die Reichsgewalt hat das 
Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über die für 
Schiffe oder Flöße fahrbaren Flüſſe und die Mündun⸗ 
gen der in dieſelben fallenden Nebenflüſſe, über die 
dem allgemeinen Verkehr dienenden Kanäle und Seen, 
fo wie über den Schifffahrtsbetrieb auf dieſen Waſſer⸗ 
ſtraßen 5). 

$ 26. Alle deutſchen Flüſſe find für deutſche Schiff: 
fahrt und Flößerei frei von Flußzöllen. Bei den meh⸗ 
rere Staaten durchſtrömenden oder begrenzenden Flüſ⸗ 
ſen tritt für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige 
Ausgleichung ein. Wie und mit welchen Mitteln für 
die Erhaltung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit die⸗ 
ſer Flüſſe geforgt werden fol, beſtimmt ein Reichs⸗ 
geſetz 15). 

$ 27, Die Hafen, Krahn⸗, Waag⸗, Lager⸗, 
Schleußen⸗ und dergleichen Gebühren in den an die⸗ 
ſen Flüſſen und den Mündungen der Nebenflüffe ge: 
legenen Orten unterliegen der Geſetzgebung und Ober⸗ 
aufſicht des Reichs. Es darf in Betreff dieſer Ge: 
bühren eine Begünſtigung der Angehörigen eines deut- 
ſchen Staates vor denen anderer deutſchen Staaten 
nicht ſtattfinden. § 28. Flußzölle und Schifffahrtsab⸗ 
gaben dürfen auf fremde Schiffe und deren Ladung 
nur durch die Reichsgewalt gelegt werden. 


Artikel VI. § 29. Die Reichsgewalt hat über 
das geſammte deutſche Eiſenbahnweſen das Recht der 
Geſetzgebung und Oberaufſicht, ſo weit der Schutz des 
Reiches oder das Intereſſe des allgemeinen deutſchen 
Verkehrs es erheiſchen ). 

$ 30. unter denſelben Vorausſetzungen hat die 
Reichsgewalt das Recht, Eiſenbahnen anzulegen oder 
deren Anlage zu bewilligen, ſowie vorhandene Eiſen⸗ 
bahnen auf dem Wege der Enteignung zu erwerben. 
Die Benutzung der Eiſenbahnen ſteht der Reichsgewalt 
— 


, . Minoritätserachten I, Statt des erſten Abſabee 
dieſes Paragraphen werde gefagt: „Die Kriegeflotte iſt 
ausſchließlich Sache des Reichs.“ (Scheller. Detmold. 
RA Minoritatserachten II. Statt der 9 13-20 
Latte do. Minorität die in Anlage K. beigefügten vier 
* Minoritätserachte 1 zraph 
z n. tatt dieſes Parasraphen 
möge folgende Beſtimmung n Han „Die 
Reichs gewalt hat das Recht der Geſeg ebung und Ober auf⸗ 
fit, über den Sa ifffahrtebetrieb auf den für Schiffe oder 
Floße fahrbaren Füſſen und auf den Mündungen der in 
diefeiben fahenden Ne: enflüffe, fo wie auf den zum allgemei⸗ 
nen Verkehr dienenden Kanälen und Seen. Wie und 
dat weichen Mitteln für die Erhaltung und Verbeſſerung 
ten. Schiffbarkeit der ſchiffbaren Gewäller geſergt werden 
ferne beſtnmt ein Reichsgeſetz““ (Scheller, Detmold. Mühl⸗ 
5 Rotenhan,) Steh k. DM 

Minoritatserachten I. Dieſer Paragraph möge fol 

Sch rwaben lauten: „Alle deutſche Fülle find für Karat 
bung * und Flößerei frei von Flußzöllen. Die Aufhe⸗ 


Ausglei chwerhandenen Fluß zölle geſchieht gegen eine billige 


han.) Mis: (Scheller. Detmold. Müblfeldt. ven Rolen⸗ 

Satzes wird itatscrachten 1. Der Wegfall des zweiten 
Ka eantragt von Blum, Saüer, Wigard. 

sept werden: dick serachten. Der letzte Satz moge fo ge: 

im Intereſſe ‚ld weit ſie es zum Schutze des Reiches und 

wendi ie. 6 allgemeinen deutichen Verkehrs für noty⸗ 

ig oder zweckmäßig erachtet.“ (Bel, Wiga d. Rieſer.) 


jederzeit gegen Entſchädigung frei. $ 31. Bei der An] Art. X. § 47. Die Ausgaben für alle Maß⸗ 
lage oder Bewilligung von Eifenbahnen durch die ein⸗ regeln und Einrichtungen, welche von Reichswegen aus⸗ 


zelnen Staaten iſt die Reichsgewalt befugt, den Schutz 
des Reichs und das Intereſſe des allgemeinen deut⸗ 
ſchen Verkehrs wahrzunehmen. § 32. Der Reichsge⸗ 
walt ſteht das Recht zu, zum Schutz des Reichs oder 
im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs, Land⸗ 
ſtraßen zu bauen, Kanäle anzulegen, Flüſſe ſchiffbar 
zu machen oder deren Schiffbarkeit zu erweitern. Sie 
hat für die Unterhaltung der fo gewonnenen Verkehrs⸗ 
wege zu ſorgen. Die bei derartigen Fluß- und Kanal⸗ 
bauten gewonnenen Vorlandungen gehören dem Reich. 


Artikel VII. § 33. Das deutſche Reich ſoll Ein 
Zoll⸗ und Handelsgebiet bilden mit Wegfall aller Bin⸗ 
nengrenzzölle. Der Reichsgewalt bleibt es vorbehalten, 
auch außerdeutſche Länder und Landestheile mittels be: 
fonderer Verträge dem deutſchen Zollgebiet anzufchlie: 
ßen. § 34. Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung 
über das geſammte Zollweſen. § 35. Die Zollein⸗ 
künfte werden nach Anordnung der Reichsgewalt er— 
hoben und aus denſelben ein beſtimmter Theil nach 
Maßgabe des jährlich feſtzuſtellenden Budgets für die 
Ausgaben des Reichs vorweg genommen. Das Uebrige 
wird an die einzelnen Staaten vertheilt. Ein beſonde⸗ 
res Reichsgeſetz wird hierüber das Nähere feſtſtellen. 
§ 36. Die einzelnen deutſchen Staaten ſind nicht ber 
hs auf Güter, welche über die Reichsgrenze ein: 

er ausgehen, Zölle zu legen. § 37. Der Reichsge⸗ 
walt ſteht es zu, die Produktions- und Verbrauchsſteuern 
feſtzuſetzen und zu überwachen, in ſo weit es ſich durch 
die Aufhebung der Binnengrenzzölle nothwendig zeigt 1). 

$ 38. Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung 
über den Handel und die Schifffahrt und überwacht 
die Ausführung der darüber erlaſſenen Geſetze. — 
39. Erfindungspatente, die ſich auf das ganze 
Reich erſtrecken, werden von Reichswegen auf Grund⸗ 
lage eines Reichsgeſetzes ertheilt. 

Artikel Vl. § 40. Die Reichsgewalt hat die 
Oberaufſicht über das Poſtweſen im deutſchen Reiche. 
Ihr ſteht die Geſetzgebung über die Organiſation des 
Poſtweſens, über die Tarife, die Portotheilung und 
die Verhältniſſe zwiſchen den einzelnen Poſtverwaltun⸗ 
gen zu. 0) 

$ 41. Poſtverträge mit ausländiſchen Poſtver⸗ 
waltungen dürfen nur Seitens der Reichsgewalt gez 
ſchloſſen werden. Wo Reichspoſtverträge geſchloſſen 
werden, erlöſchen die Verträge mit einzelnen deutſchen 
Poſtverwaltungen. 17 

$ 42. Die Reichsgewalt hat die Befugniß, fo weit 
es ihr nöthig ſcheint, das deutſche Poſtweſen für Rech⸗ 
nung des Reiches in Gemäßheit eines zu erlaſſenden 
Reichsgeſetzes zu übernehmen, vorbehaltlich billiger 
Entſchädigung wohlerworbener Privatrechte. 18) 

9 43. Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphen⸗ 
linien anzulegen und die vorhandenen zu benutzen. 
Weitere Beſtimmungen ſind einem Reichsgeſetz vorbe⸗ 
halten. 9) ö 

| 


Art. IX. 9 44. Die Reichsgewalt hat die Ge⸗ 


feßgebung und Oberaufſicht über das Münzweſen. Es 
liegt ihr ob, für ganz Deutſchland daſſelbe Münzſyſtem 
einzuführen. Sie hat das Recht, Münzen zu prägen. 20) 
§ 46. Der Reichsgewalt liegt es ob, in ganz 
Deutſchland daſſelbe Syſtem für Maß und Gewicht, 
ſowie für den Feingehalt der Gold: und Silberwaaren 
zu begründen. — § 46. Die Reichsgewalt hat das 
Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht über das Zet⸗ 
telbank⸗Weſen in Deutſchland. Sie iſt befugt, Zettel⸗ 
banken anzulegen und ihre Anlage zu bewilligen. 


15) Minoritätserachten I. Die Streichung dieſes Pa⸗ 

ragraphen beantragen Scheller, Detmold, Mühlfeldt, v. Ro⸗ 

tenhan. Minoritatserachten 11. Der Wegfall der Worte: 

„in fo weit es ſich durch die Aufhebung der Binnengrenz— 

Fable. zeigt“, wird beantragt don Wigard, Blum, 
er. 


10) Minoritätserachten. Sta't dieſes Paragraphen 
möge folgende Beſtimmung aufgenommen werden: „Der 
Reiche gewalt ficht die Befugniß zu, für das ganze Reich 
Gleichheit der O ganiſation des Poſtweſens und der Poſt⸗ 
tarife einzuführen und die Portotheitung unter den Einzels 
ſtaaten zu ordnen.“ (Scheller. Detmold. Mühlfeldt. 
v. Rotenb an.) 
| 17) Minoritätserackten. Die Streichung dieſes Para: 
graphen beantragen Scheller, Detmold, Mühlfeldt. 

N 18) Min ruatserachten. Die Streichung der Worte 

„wohlerworpene Privatrechte“ beantragen Scheller, Det: 
mold, Mühlfeldt, Laſſaulr, v. Retenhan. 

19) Minoritätserachten. Der zweite Satz wird dahin 
zu verändern bean ragt: „Weitere Beſtimmengen hierüber, 
jo wir über die Benugung von Telegraphen für den Pri⸗ 
valverkehr ſind einem Reichsgeſetz vorbehalten.“ (Wigard. 
Blum. Schu er. Ah ens.) 

20) Minoritätscrachten. An die Stelle dieſes Para⸗ 
graphen möge folgende Beſtimmung treten: „Der Reichs⸗ 
gewalt liegt es eb, für ganz Deulſchland daſſetbe Münz: 
ſyſtem einzuführen, Sie hat dis Recht, Reich münzen za 
pragen.“ (Scheller. Deimold. Mühlfeldt. v. Roten han.) 


geführt werden, ſind von der Reichsgewalt unmittelbar 
zu beſtreiten. § 48. Zur Beſtreitung feiner Ausga⸗ 
ben iſt das Reich zunächſt auf ſeinen Antheil an den 
Zolleinkünften angewieſen. § 49. Die Reichsgewalt 
hat das Recht, inſoweit die fonftigen Einkünfte nicht 
ausreichen, Reichsſteuern auszuſchreiben und zu erheben 
oder erheben zu laſſen, ſowie Matricularbeiträge auf⸗ 
zunehmen. 21) { 

$ 50. Die Reichsgewalt ift befugt, in außeror⸗ 
dentlichen Fällen Anleihen zu machen oder ſonſtige 
Schulden zu contrahiren. 

Art. XI. § 51. Den Umfang der Gerichtsbar⸗ 
keit des Reichs beſtimmt der Abſchnitt vom Reichsgericht. 

Art. XII. § 52. Der Reichsgewalt liegt es 
ob, die kraft der Reichsverfaſſung allen Deutſchen 
verbürgten Rechte oberaufſehend zu wahren, ſo wie 
die geſetzlichen Normen für den Erwerb und Ver⸗ 
luſt des Reichs- und Staatsbürger⸗Rechts feſtzu⸗ 
ſtellen. 20 3 

$ 53. Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des 


Reichsfriedens ob. Sie hat die für die Aufrechterhal⸗ 


tung der inneren Sicherheit und Ordnung erforderli⸗ 
chen Maßregeln zu treffen: 1) wenn ein deutſcher 
Staat von einem andern deutſchen Staat in ſeinem 
Frieden geſtört oder gefährdet wird; 2) wenn in einem 
deutſchen Staate die Sicherheit und Ordnung durch 
Einheimiſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird. 
Doch ſoll in dieſem Falle von der Reichsgewalt nur 
dann eingeſchritten werden, wenn die betreffende Re⸗ 
gierung ſie ſelbſt dazu auffordert, es ſei denn, daß die⸗ 
ſelbe dazu notoriſch außer Stande iſt oder der gemeine 
Reichsfrieden bedroht erſcheint; 3) wenn die Regie⸗ 
rung eines deutſchen Staates die Verfaſſung deſſelben 
eigenmächtig aufhebt oder verändert und durch das 
Anrufen des Reichsgerichtes unverzügliche Hülfe nicht 


zu erwirken iſt. $ 54. Die Maßregeln, welche von 
der Reichsgewalt zur Wahrung des Reichsfriedens er⸗ 


griffen werden können, ſind: 1) Erlaſſe, 2) Abſen⸗ 
dung von Commiſſarien, 3) Abſendung bewaffneter 
Macht 20). 

$ 55. Der Reichsgewalt ſteht es zu, allgemeine 
Geſetze über das Aſſociationsweſen zu erlaſſen 20. 

$ 56. Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe 
des Geſammtwohls allgemeine Maßregeln für die Ge⸗ 
ſundheitspflege zu treffen 26). 


Artikel XIII. § 57. Die Reichsgeſetzgebung 


hat für die Aufnahme öffentlicher Urkunden diejenigen 
Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche ihre Gültigkeit in ganz 


Deutſchland ſichern. F 58. Der Reichsgewalt ſteht 


das Recht der Geſetzgebung zu, ſo weit es zur Aus: 
führung der ihr verfaſſungsmäßig übertragenen Be⸗ 
fugniſſe und zum Schutz der ihr überwieſenen Anſtal⸗ 


ten erforderlich iſt, ſo wie in allen Fällen, wo das 
Geſammtintereſſe Deutſchlands die Begründung gemein⸗ 


ſamer Einrichtungen und Maßregeln erheiſcht 29). > 


$ 59. Die Reichsgewalt wird Sorge tragen, daß 


durch die Erlaſſung allgemeiner Geſetzbücher über bür⸗ 


gerliches Recht, Handels- und Wechſelrecht, Strafrecht 


und gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deut: 
ſchen Volke gefeſtigt werde. § 60. Alle Geſetze und 
Verordnungen der Reichsgewalt erhalten durch ihre 
Verkündigung von Reichswegen verbindliche Kraft. 
Artikel XIV. § 61. Die Anſtellung der Relchs⸗ 


beamten geht vom Reich aus. Die Dienſtpragmatik 


des Reichs wird ein Reichsgeſetz feſtſtellen 27). 


Bamberg, 9. Okt. [Truppen⸗Requfſition] 
Geſtern fol ein Kourier aus Meiningen hier gewe⸗ 


fen fein, um baieriſche Truppen zu requittren. Da ine 
deß ſeinem Wunſche von hier aus nicht willfahrt wer⸗ 
den konnte, ſo ſoll er ſeine Reiſe nach Ansbach zum 
Diviſions⸗Kommando fortgeſetzt haben. (B. 3.) (Wir 


21) Minoritätserachten. Statt dieſes Paragraphen 
heiße es: „Die Reichsgewalt hat das Recht, inſoweit die 
ſonſtigen Einkünfte nicht ausreichen, Matetkularbeitrage von 
den Einzelnſtaaten zu erheben.“ (Scheller Detmold. Mühl⸗ 
feldt, . Laſſaulx. v. Rotenhan.) 925 * } 

22) Minoritätserachten. In dieſem $ mögen die Worte 
„und Staats“ (Bürgerſchaft) weggelaſſen werden. (Scheller. 
Detmold. Mühlfeld. Laſſaulr und v. Rotenhan.) 

23) Minoritätserachten. Zuſatz. „Ein Reichsgeſetz be⸗ 
ſtimmt die näheren Normen für die Wahrung des Reichs⸗ 
friedens.“ (Schüler. Wigard. Blum.) 

2) Minoritätserachten. Der Wegfall dieſes § wird 
beantragt von Wigard, Blum, Schüler. 

25) Minoriſätserachten. Zuſatz. 
fiimint den umfang dieſer Befugniß.“ (Wigard. Blum. 
Schüler.) 8 

620) srinoritätderahten. Der letzte Sag it Veh Ju 
ändern: „jo wie in allen Fällen, wo fie für das Geſammt⸗ 
intereffe Deutſchlands die Begründung gemeinſamer Enrich⸗ 
tungen und Maßregeln nothwendig findet.“ (Schüler. 


27) Minoritatstrachten. Zuſatz. „Reichsbeomte dürfen 
nicht im Dienſte eines Einzelſtaates Neben.” (Schüler. 
Blum. Wigard.) eines Einzelftaates ſleh 


Blum. Wigard.) 


„Ein Reichsgeſetz be⸗ 


vernehmen, daß geftern, den 9. Abends, 600 Mann 


und 2 Geſchütze von Bamberg nach Lichtenfels mit 
der Eiſenbahn befördert worden ſind, von wo ſie noch 
um 10 Uhr Nachts nach Koburg weiter ziehen ſollten. 
Ihre Beſtimmung iſt Meiningen. Red. d. Korr.) 
Weimar, 9. Okt. (Bedenkliche Anzeichen.] 
Die auf geſtern nach Jena ausgeſchriebene Volks⸗ 
verſammlung „aller echten Demokraten Thüringens“ 
wurde wieder abgeſagt, wahrſcheinlich weil die Haupt⸗ 
führer der republikaniſchen Partei, von Steckbriefen 
verfolgt, ſich auf der Flucht befanden. Trotzdem, daß 
die Volksverſammlung nicht ſtattfand, kamen 4 bis 
5000 Landleute von allen Seiten nach Jena, zum 
Theil aus Neugierde, um die ſächſiſchen Truppen zu 
ſehen. Denen, die mit Waffen erſchienen, wurden die⸗ 
ſelben vor den Thoren abgenommen. Des Nachmit⸗ 
tags trat die Bürgerwehr auf dem Markte zuſammen. 
Schon ſchien Alles ruhig verlaufen zu wollen, als ge 
gen 3 Uhr 5— 600 Bauern plötzlich mit Muſik über 
den Markt zogen, in ihrer Mitte den ſteckbrieflich ver⸗ 
folgten Literaten Jade. Derſelbe redete vom Burgkel⸗ 
ler zum Volke, worauf er mit mehreren Begleitern 
auf einem Leiterwagen den Weg nach Weimar ein⸗ 
ſchlug, aber bald von einer indeſſen herbeigeholten Ab⸗ 
theilung ſächſiſcher Gardereiter eingeholt und zurückge⸗ 
bracht wurde. Da man die übrigen verfolgten repu⸗ 
blikaniſchen Führer ebenfalls in der Stadt vermuthete 
und einen Putſch für möglich hielt, ſo wurde die ganze 
Stadt militäriſch beſetzt. Des Nachts bivouakirten die 
ſächſiſchen Schützen, die Artillerie, die ſächſiſchen Gar: 
dereiter und das altenburger Bataillon auf dem Markt 
und dem Holzmarkt. In der Nacht wurden auch die 
übrigen gerichtlich Verfolgten, nämlich Lafaurie, Rothe 
und Lange in dem Dörfchen Dorffulze, hinter Lobeda, 
aufgefunden und verhaftet. (D. A. 3.) 
Dresden, 10. Oktober. Unter dem heutigen Da⸗ 
tum iſt folgende Bekanntmachung erlaſſen worden: Das 
Reichsminiſterium des Innern hat anher die Anzeige 
gemacht, daß von der proviforifchen Centralgewalt für 
Deutſchland der königl. preuß. Appellationsgerichtsrath 
Ludwig von Mühlenfels zum Reichskommiſſar für den 
Umfang ſämmtlicher großherzoglich und herzogl. ſächſi⸗ 
ſchen ſo wie der fürſtlich reuſſiſchen und ſchwarzburgi⸗ 
ſchen Länder ernannt und beauftragt worden iſt, im 


Namen der Reichsgewalt alle zur Aufrechthaltung oder 


Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung und der Herr: 
ſchaft der Geſetze in dieſen Ländern erforderliche Maß: 
regeln zu ergreifen. Mit dieſer Anzeige iſt zugleich die 
Aufforderung an die ſächſiſche Regierung verbunden 
worden, dahin Veranſtaltung zu treffen, daß alle ſäch⸗ 
ſiſchen Behörden dem ernannten Reichskommiſſar bei 
allen ſeinen Anordnungen, ſo oft er ihre Mitwirkung 
in Anſpruch nimmt, ungeſaumt ihre vollſte Unterſtü⸗ 
Kung zu Theil werden laſſen mögen. — Dem gemäß 
haben ſich, wie hiermit aufgefordert wird, alle Landes⸗ 
Behörden zu bezeigen. Geſammtminiſterium. Dr. Braun. 
(Eeipz. 3.) 

Hamburg, 11. Oktober. [Deutſche Flotte.] 
Geſtern ſind endlich zwei Mitglieder der von der Cen⸗ 
tralgewalt zur Uebernahme der hier liegenden Kriegs⸗ 
ſchiffe beſtimmten Kommiſſion, der preuß. Major von 
Teichert und der öſterr. Hauptmann Möring — 
beide Parlaments-Abgeordnete — von Frankfurt an⸗ 
gekommen. Mit ihnen ſind auch — ob zu demſel⸗ 
den Zwecke, wiſſen wir nicht — zwei Engländer, Na⸗ 
mens Mirgan, der Eine ein Marine-Lieutenant, der 
Andere ein Civil⸗Ingenieur, von ebendaher hier einge: 
troffen. (H. B.⸗H.) 

Oeſterreich. 

*** Breslau, 13. Oktober. Nachmittags 4 
Uhr. So eben iſt derjenige Wiener Poſtzug, der 
geſtern um dieſe Zeit hier eintreffen ſollte, angekom⸗ 
men; dagegen iſt der heut fällige ausgeblieben, vielleicht 
bringt ihn der um 9 Uhr eintreffende Abendzug. Die 
Verſpätung des angekommenen Zuges wurde durch die 
ungeheure Menge Flüchtlinge (der Train zählte bei 
ſeinem Abgange aus Wien vorgeſtern Abend über 60 
Wagen) bewirkt. Die uns dis jetzt zugegangenen 
Nachrichten 5 5 5 922 11. Oktober 4 Uhr Nach⸗ 
mittags und ſind folgende: 

A 9. Okt. ). (Ein Blick hinter die 
Couliſſen.] Hundert Anzeichen ſprechen dafür, daß 
den blutigen Auftritten des 6. Oktobers eine weit⸗ 


verzweigte Militärverſchwörung zum Grunde 


lag, denn Perſonen, die 60 Meilen von hier entfernt 
leben, EN, von dem Ausbruch des Kampfes am 
genannten Tage und zwar gehören dieſe Perſonen 
durchweg Lebenskreiſen an, denen reaktionäre Verbin⸗ 
dungen näher liegen, als klubbiſtiſches Willen. Man 
hat das Grenadier⸗Bataillon Richter als Köder für 
die Propaganda gebraucht, damit ein Kampf entſtehe, 
in dem die Garniſon unterliegen mußte, um ſodann 
die Flucht des Hofes zu motiviren und den 
Nückzug des Militärs vor die Linien zu ent⸗ 
ſchuldigen, durch welchen indeſß eine leichtere 
) Obige Correſpondenz hat ſich leider um zwei volle Tage 
verfpätet, dennoch benützen wir die erſtere Hälfte der⸗ 
ſelben, da fie höchſt intereſſante Nufſchlüſſe enthält. Die 
letztere Hälfte müſſen wir unbenügt laſſen, da fie nur 
Bekanntes meldet. Red. 


2586 — 


Vereinigung mit den anrückenden Truppen des 
Jellachich erzweckt werden ſoll. Hierdurch hat 
man einen Vorwand gewonnen mit Waffenge⸗ 
walt gegen die Hauptſtadt einzuſchreiten, die 
unter Kriegsgeſetz geſtellt werden dürfte, ſo wie auch 
der Reichstag ſofort aufgelöſt werden ſoll. Schon iſt 
eine Diviſion des widerſpenſtigen Grenadier-Bataillons 
wieder zur Armee übergegangen und wenn auch fort 
während einzelne Soldaten zum Volke übergehen, ja 
ſogar ein ganzes Bataillon vom kaiſerl. königl. Infan⸗ 
terie⸗-Regiment Heß ſich dem Reichstag zur Verfügung 
geſtellt hat, ſo ſcheint hierbei mehr die Abſicht obzu— 
walten, das Volk und den Reichstag recht ſicher zu 
machen und zu extremen Schritten zu verleiten. Aus 
Brünn und Grätz ſind bewaffnete Studenten ange⸗ 
kommen, und von der letzteren Stadt auch die Frei: 
willigen, die nach Italien beſtimmt waren, allein bei 
der erſten Nachricht aus Wien hierher zurückkehrten. 
Auch ſie haben ſich dem Reichstag zur Verfügung 


geſtellt. 

8 Wien, 11. Okt. [Reichstag. Die Phy⸗ 
fiognomie der Stadt.] Beginn 12 Uhr. Prä⸗ 
ſident Smolka legt die ſchriftliche Erklärung des ge— 
weſenen Kriegsminiſters Latour, welche feine Abdan⸗ 
kung enthält („Mit Genehmigung Sr. Majeſtät bin 
ich bereit, von meiner Stelle zurückzutreten“) auf den 
Tiſch des Hauſes nieder. Das Haus beſchließt, ſie 
ſeiner Familie zu übergeben und eine darauf bezügliche 
Deklaration zu publiciren. Schuſelka (Referent des 
permanenten Sicherheitsausſchuſſes): Heut Nacht ſind 
gegen 500 Mann Bürgergarden von Brünn gekom⸗ 
men. Von Ollmütz hat der Telegraph die Bereit: 
willigkeit anch der dortigen Garden, zur Hilfe hierher 
zu eilen, gemeldet. Am frühen Morgens iſt eine te— 
legraphiſche Anzeige Löhners aus Brünn eingegan: 
gen, daß der Kaiſer dort noch nicht eingetroffen. Mi: 
niſter Hornboſtl ſchreibt, daß er dem Kaiſer eine 
aufrichtige Darſtellung der Ereigniſſe und der Stim⸗ 
mung hierſelbſt geliefert, zu ſeinem Schmerze aber habe 
bemerken müſſen, daß er das Vertrauen des 
Kaiſers nicht mehr in früherem Maße be— 
ſitze. Daher habe er ſich genöthigt geſehen, 
feine Stelle in die Hände des Monarchen zu— 
rückzulegen, da dieſer ſeine Vorſchläge nicht 
als zum Wohle des Staates dienend be 
trachtet habe. Bis zum Abgang des Schreibens 
hatte der Kaiſer das Entlaſſungsgeſuch noch 
nicht genehmigt. Der Ausſchuß ſchlägt vor: eine 
Deputation, beſtehend aus je einem Mitgliede jeder 
Provinz, an den Kaiſer abzuſenden, um dieſem mit 
der Bitte um ſeine Rückkehr eine ehrliche, aufrichtige 
und ungeheuchelte Schilderung der Zuſtande Wiens und 
deſſen, was auf dem Spiel ſtehe, vorzutragen und Ver⸗ 
haltungsbefehle an die kommandirenden Generale ein⸗ 
zuholen. Der Ausſchuß ſchlägt die Deputationsmit⸗ 
glieder gleich vor. Potocki will die Wahl durch die 
Provinzen ſofort vorgenommen haben. Angenommen 
und werden als Deputirte gewählt: Galizien: Bor: 
kowski, Böhmen: Skoda, Mähren: Feifalik, 
Ober⸗-Oeſterreich: Peitler, Nieder-Oeſterreich: 
Schmidt, Steiermark: Thinnfeld, Tyrol: Ele 
menti, Küſtenland: Madonizza, Illyrien: Kaut⸗ 
ſchitſch, Dalmatien: Radmill. Die Deputation geht 
heut noch ab, wo möglich bald mit einem Extra-⸗Zuge. 
Um den Vertheidigungsanſtalten Einheit und Kraft zu 
geben, iſt dem Ober-Kommando aufgegeben, ſich 
fofort einen kriegskundigen Rath beizugeſel⸗ 
len. Die in der Stadt befindlichen Truppen werden 
in eine Kaſerne einquartirt, verpflegt und zur Aushilfe 
für den beſchwerlichen Wachtdienſt verwendet. Bei der 
geſtrigen Anweſenheit der Reichstags-Deputirten im La⸗ 
ger iſt das Verhalten eines der Deputirten, des Abg. 
Borroſch, im Hofkriegsgebäude, als das Leben La— 
tours bedroht war, von einem Offizier mit Hohn berührt 
und in ein zweideutiges Licht geſtellt worden. Das Gerücht 
hatte ſchon geſtern Abend dieſe Kränkung zu einer Mißhand⸗ 
lung des ehrenwerthen Abgeordneten gemacht. Schu⸗ 
ſelka, Smolka u. a. ergreifen das Wort, um als Au⸗ 
gene und Ohrenzeugen das edle, ſelbſtverläugnende 
Benehmen Borroſch's in jenem verhängnißvollen Mo⸗ 
ment zu ſchildern, wie er um das Leben Latour's ge⸗ 
beten und dem erbitterten Volk ſein eigenes Haupt da⸗ 
für geboten, daß nicht die Freiheit mit dem blutigen 
Morde des Wehrloſen befleckt werde. Die Kammer 
beſchließt, ein Publikandum zur Rechtfertigung Bor⸗ 
roſch's zu erlaſſen. Die Sitzung wird bis 4 Uhr 
ſuspendirt. — Die düſtere, traurige Phyſiognomie der 
Stadt zeigt deutlich, daß wir uns bis auf die über 
unſern Häuptern faufenden Kugeln im Belagerungszu⸗ 
ſtande befinden. Die Thore der Stadt, die Läden, 
die Häuſer geſperrt, nur Bewaffnete in den 
Straßen, die Barrikaden in den zur Aula führen⸗ 
den Gaſſen neu errichtet und verſtärkt, an brennenden 
Feuern dabei Kugelgießereien, auf ausgebreitetem 
Stroh Ermildete ausgeſtreckt, unheimliche Stille, un: 
terbrochen nur vom eintönigen Marſch der Garden und 
der Trupps, die meiſt unter dem Vortritt eines Akademi⸗ 
kers nach dem Zeughauſe ziehen, um ſich mit Waffen 


zu verſehen, von dem dumpfen Geflüſter der Gruppen, 


in denen man Gerüchte, ſeine Hoffnungen und Be⸗ 


nahe an 30,000 Köpfe. 


fürchtungen ſich mittheilt, und dem ſeltenen Rollen eis 
nes Wagens, der ſich den Weg über das loſe zuſam⸗ 
mengefügte Pflaſter, wo die Barrikaden abgetragen ſind 
ſucht. Hunderte eilen verſtohlen nach den Bahnhöfen, 
kaum mit dem dürftigſten Gepäcke verſehen, um Wien 
— das fröhliche, heitere Kapua der Geiſter — zu verlaſ⸗ 
ſen. Man ſchätzt die Zahl der Abgereiſten auf 
Und um den richtigen 
Maßſtab für unſre Zuſtände zu gewinnen, muß man 
die Aula und dort die Sitzung des permanenten Stu⸗ 
denten⸗Comite's beſuchen, das ſich durch alle feine 
Maßregeln mehr und mehr das Vertrauen und die 
Neigung der Bevölkerung verdient und — offen 
geſprochen — allein Kopf, Herz und Hand 
auf dem rechten Flecke unter allen dirigirenden Per⸗ 
ſonen und Korporationen behalten zu haben ſcheint. 
Dort wird über die Verpflegung der Truppen, Beſetzung 
wichtiger Punkte, die Verſorgung der Verwundeten, 
tauſend verſchiedene Gegenſtände disponirt. Man bringt 
Gefangene, des Spionirens Verdächtige. Das Comité 
veranlaßt die Unterſuchung. Bittſteller verlangen Aus⸗ 
kunft, Unterſtützung, Troſt und Hülfe; der bringt 
Brodte, jener Geld, der Dritte wünſcht Blei und 
Pulver. Das Comité weiß überall Rath; entläßt Keinen 
ohne genügenden Beſcheid, iſt Tag und Nacht wach⸗ 
ſam, mit übermenſchlicher Kraftanſtrengung auf ſeinem 
Platze. Sturmläuten von allen Thürmen, Allarmtrom⸗ 
meln durch alle Straßen, Schüſſe und Geſchrei haben 
uns um die letzte Nacht gebracht. Was wird die 
nächſte bringen? 

Auf der Aula herrſcht fortwährend das regſte, be— 
wegteſte Leben. Bewaffnung, Verproviantirung, Mu⸗ 
nition, alles wird von dort begehrt und größtentheils 
auch gewährt. Die Gefangenen, worunter Geißeln 
von Bedeutung, werden in der Adjutantur der akade⸗ 
miſchen Legion aufs ſorgfältigſte bewacht und gut be⸗ 
handelt. Lobend müſſen wir erwähnen, daß die ges 
ſtern erwähnten Exceſſe von Seiten des Militärs ge⸗ 
gen Bewohner und Patrouillen in den Vorſtädten 
Wieden und Landſtraße nicht weiter vorgekommen 
ſind. Der paniſche Schreck in der heutigen Nacht, 
der Allarmirungen durch Trommel und Sturmglocke 
zur Folge hatte, war durch einen grundloſen Lärm 
herbeigerufen. Eine Patrouille Nationalgarde ſtieß 
in einer entfernten Vorſtadt auf eine Patrouille Sol⸗ 
daten. Dies gab Veranlaſſung zu Gerüchten, die 
mit Blitzesſchnelle verbreitet und vergrößert, deſto mehr 
geglaubt wurden, je unwahrſcheinlicher ſie waren. Bald 
ſollen Jellachich's Truppen ſchon in Mariahilf ſtehen, 
bald ſollen Vorpoſten⸗Truppen ſich auf den Höhen 
von Dornbach gezeigt haben, bald ſollen Pulverkarren 
erobert worden ſein, alles wurde geglaubt, die Sturm⸗ 
glocke (ob mit oder ohne Befehl, können wir nicht 
ſagen) wurde geläutet, Raketen als Signale vom Ste⸗ 
phansthurm aus geworfen, um ohne moraliſche Wir⸗ 
kung in der Luft zu zerplatzen. Als ſich endlich das 
Grundloſe der Gerüchte kundgab, trat nach und nach 
wieder eine tiefe Stille ein, nur unterbrochen durch 
das unzweckmäßige Abfeuern von Gewehren, welches 
hier und da wieder Schrecken hervorrief. — Dem 
Vernehmen nach ſtehen zahlreiche, wohlorganiſirte 
Haufen des ungariſchen Landſturms in der Um⸗ 
gegend von Bruck. Sie ſollen erklärt haben, daft 
ſie die Erlaubniß des ungariſchen Reichstages 
ſtündlich erwarten, und dann ohne weiteres Zo⸗ 
gern Jellachich angreifen werden. — In der 
Nacht vom 10. auf den 11. d. M. kam vom demo⸗ 
kratiſchen Vereine eine Deputation (worunter die Herz 
ren Tauſenau, Häfner und Franck) in den Gemeinde⸗ 
ausſchuß und erklärte, daß, da die Stadt in der größe 
ten Gefahr, die Vertheidigungsmaßregeln nicht genüs 
gend ſeien, die einzige Rettung Wiens in einem Auf⸗ 
rufe an die Ungarn, Jellachich anzugreifen, liege. Der 
Gemeindeausſchuß jedoch hat dleſes Begehren abgelehnt, 
da einen ſolchen Aufruf zu erlaſſen nur dem Reichs- 
tage und nicht dem Gemeindeausſchuſſe zuſtehe. — 
Gerüchten zufolge hat ſich ein Theil der aus Preß⸗ 
burg angekommenen k. k. Truppen ſich in den Auen 
der Donau verſchanzt, ſo zwar, daß dieſe mit 
Jellachich und Auersperg in Verbindung eine ziemlich 
feſte Kette bilden und Wien von dieſer Seite ein⸗ 
ſchließen. Auch ſollen, in Folge des nicht autoriſirten 
Landſturmaufgebotes, die Landgemeinden von Wien 


entwaffnet werden. 

L Wien, 11, Okt. [Erklärung Jellachich's 
und Auersperg's. Neckereien zwiſchen Sol⸗ 
daten und Nationalgarden. Nachrichten von 
Hornborſtl über die Abſichten des Kaiſers. 
Verſchiedenes.] Wir befinden uns nicht im Be⸗ 
lagerungszuſtande, ſondern in dem Zuſtande einer bes 
lagerten Stadt. Der Kommandant Auersperg 
verläßt ſeine feindliche Poſition nicht und hat der 
Reichstags⸗Kommiſſion erklärt, er habe durchaus keine 
feindliche Abſichten, und werde keinesweges angreifen, 
ſondern ſich nur vertheidigen. Aber er ſei außer 
Stande die ihm noch vom verſtorbenen Kriegsminiſter 
anbefohlene Stellung zu verlaſſen, bevor er nicht dazu 
den Auftrag eines neuen Kriegsminiſters erhalte. Nur 
wenn die nach der Uebergabe des Zeughauſes mit Waf⸗ 
fen verſehenen Perſonen entwaffnet und die Preſſe be⸗ 


deutet würde, keine gehäffigen Bemerkungen aufs Mi⸗ 
Ütär zu machen, könne er ſich unter dieſen gegebenen 
Garantien dazu entſchließen, ſeine Truppen in die ſo 
vereinzelt ſtehenden Kaſernen einziehen zu laſſen. Die 
Antwort, die der Ban Jellach ich, der bei Neuſiedel, 
eine Stunde von hier ſteht, der an ihn abgeſchickten 
Reichstagsdeputation ſchriftlich gab, iſt viel ſoldatiſcher, 
und ſpricht ſein Vorhaben, wie den ihm vom Kaiſer 
gegebenen Auftrag ziemlich deutlich aus. Sie lautet 
ungefähr: Die Beweggründe ſeines Erſcheinens vor den 
Thoren Wiens find: feine Pflichten als Staats⸗ 
diener im weiteſten und als Militär im engern 
Sinne. Als Staatsdiener will er der Anarchie 
ſteuern und Geſetz und Ordnung herſtellen. Als 
Militär habe ihm der Donner des Geſchützes die 
Marſchdirektion gegeben. Seine Abſicht ſei für die 
thaltung der Geſammtmonarchie, für die Gleichbe⸗ 
techtigung aller Nationalitäten einzuſtehen, und ſeinem 
Kaiſer die Treue zu bewahren. Auf öſterreichiſchem 
Boden mache er keinen Unterſchied zwiſchen un⸗ 
gariſchen und kroatiſchen Truppen, ſondern er⸗ 
kenne nur kaiſerlich königliches Militär an. 
Bei ähnlichen Umſtänden ſei ihm die Wahl, wem er 
zu gehorchen habe, nicht ſchwer gefallen, und er ſei 
nun entſchloſſen, Gewalt mit Gewalt zu vertrei⸗ 
beu. Uebrigens quittire er alles Requirirte und ver⸗ 
lange keine Einquartirungen, da ſeine Truppen lagern. 
— Die heutige Nacht war wieder eine ſchauerliche. 
Durch Neckereien der Patrouillen des Militärs und 
der Garden fielen einige Schüffe und in Folge deſſen 
wurde bis gegen 2 Uhr Allarm geſchlagen und 
turm geläutet. Nebſtbei flogen Raketen vom 
Stephansthurm in die Höhe, um den Land⸗ 
urm in Bewegung zu bringen, der aber nur ſich ſehr 
unbedeutend organiſirt. Aus Brünn kamen dieſe 
Nacht 500 Garden auf der Nordbahn, völlig armirt, 
an. — An der Mariahilf⸗Linie wurden wieder 16 Was 
gen mit Muniton angehalten und ins Zeug⸗ 
baus gebracht. Sie find dem Ban von den kai⸗ 
ſerlichen Fabriken zugeſandt und enthalten außer 
Kartätſchen auch Raketen und Brander. Die 
Angſt eines Theiles der Bevölkerung iſt aufs höchſte 
geſtiegen, das Flüchten nimmt immer zu, und der Ge⸗ 
meinderath fordert die Stadtbewohner auf, keine Hin⸗ 
derniſſe in den Weg zu legen. Dagegen iſt aber die 
ugend von einem ungeheueren Enthuſiasmus beſeelt, 
und Waffen werden in Maſſe an die Arbeiter ver⸗ 
theilt. — Die czechiſche Partei hat nicht nur größten⸗ 
theils den Reichstag verlaſſen, ſondern, wie aus einem 
Aufrufe der Lipa slovanska zu erſehen, ſpricht ſie 
von einer Fraktion des Reichstages, und meint, nur 
ie Anordnungen der geſammten Kammer ſei rechts⸗ 
kräftig. — Der demokratiſche Verein fordert den 
emeinderath petitionell auf, die Ungarn zum An⸗ 
greifen zu berechtigen, dieſe ſind aber noch gar nicht 
zu ſehen, und es iſt unbegreiflich, wie dieſe fo lange 
zögern können, Jellachich ſelbſt auf öſterreichi— 
ſchem Boden anzugreifen, wenn ſie wirklich es ehr⸗ 
ich mit uns gemeint haben. — Es heißt, es ſollen 
le nach Preßburg beſtimmt geweſenen Trurpen am 
Prater (in der Nähe der Nordbahn) angelangt fein, 
die ſich da verſchanzen, fo daß Wien durch die Dee: 
teskette des Jellachich und Auerſpergs nach Oſten ganz 
abgeſperrt iſt. — Soeben langen im Reichstage De⸗ 
Pefchen von Hornboſtl an. Der Kaiſer wird in Brünn 
erwartet. Hornboſtl wurde in Haderndorf vor den 
Kaiſer gelaſſen und hat, nachdem er ſich vergebens be— 
mühte, zu verſöhnenden Maaßregeln zu rathen, und 
von der Nothwendigkeit ſprach, den Ban Jellachich dem 
Miniſterium unterzuordnen, feine Demiſſion eingereicht. 
er Reichstag beſchloß auf Antrag der permanenten 
ommiſſton eine Deputation von zehn Abgeordneten, 
aus jeder Provinz einen, an den Kaiſer zu ſchicken, 
um die Sachlage aufrichtig darzustellen und die Ver⸗ 
ehnung zwiſchen Thron und Volk zu vermitteln. — 
en General Jellachich's der von Neuſiedel aus 
—— Wagen nahm, um Auersperg aufzuſuchen, iſt 
on einem demokratiſchen Fiaker, anſtatt zum 
8 auf die Aula gebracht . 
er auf die höflichſte Wei andelt, aber entwaſſ⸗ 
net uuf a beh 
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Brünn, 11. Oktober. Heute marſchirt das hie⸗ 
ſige Grenadier⸗ĩBataillon nach Olmütz, wohin dem 
Vernehmen nach das Hoflager verlegt werden ſoll 


* * Krakau, 12. Oktober. [Der Truppen⸗ 
marſch nach Wien.] Die von hier nach Wien 
abgeſchickten Regimenter Schönhals und Parma 

0 ſind unterweges liegen geblieben. Die Einen ſagen, 
* ki dies geſchehen wegen der Unzufriedenheit dieſer 
egimenter, daß man fie von hier entferne und nach 
8 zu gehen zwinge. 5 Andere dagegen behaupten, 
der Maſchiniſt unterweges die Verbindungskette 
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der Lokomotive mit den Waggons abgenommen und 
auf der erſteren davon gefahren ſei, die Waggons mit 
den Soldaten zurücklaſſend. — Heute früh 4 Uhr ver⸗ 
ließ faſt die ganze hieſige Beſatzung unſere Stadt, 
und wurde durch die aus Podgorze erſetzt. 


Prag, 11. Oktober. [Fortwährende Trup⸗ 
penſendungen nach Wien. Plan daſſelbe aus: 
zuhungern. Weſſenberg in Prag. Polizei⸗ 
herrſchaft.] Die kriegeriſchen Bewegungen in unſe⸗ 
rer Stadt dauern fort; geſtern Abend gingen mit einem 
Separattrain 2 Bataillons Khevenhiller In— 
fanterie nach Ollmütz und von dort, da die 
Nordbahn kein Militär expedirt, in Eilmär⸗ 
ſchen nach Wien. Heute marſchirt auch das 
Ulanenregiment ab. Die Schaaren jubeln halb⸗ 
trunken und träumen ſelige Träume von leichten 
Siegen über die „Wiener Buben“, welche ſich aber 
nicht ſo leicht realiſiren dürften. Der größte Theil von 
Prag leidet fortwähren am Fieber der Selbſtſucht; man 
freut ſich, wenn Wien gedemüthigt, zum Range einer 
Provinzialſtadt herabſinken würde, um dabei zu 
gewinnen! — Im Bahnhof ſoll eine Wachtſtube er⸗ 
richtet werden, wo ſich ſtets eine Abtheilung National⸗ 
Garde aufhalten wird, um auf ankommende Repu⸗ 
blikaner zu fahnden; und eben ſo thätig iſt die Po⸗ 
lizei. Sie arretirte auf dem Bahnhofe geſtern einen 
Mann als gefährlich, bloß weil er der Menge auf 
fiel, ein bleiches Geſicht hatte und ſchwarzen Man⸗ 
tel, nebſt ſchwarzbefedertem Kalabreſen trug. Wenn 
es noch lange fo fortgeht, fo werden wir ganz ges 
müthlich wieder in die ſeligen Polizeizeiten kom: 
men und noch dazu mit Hülfe der Bürgerwehr und 
unſerer eigenen Loyalität. — Beſſere und radikalere 
Journale erheben ihre Stimme gewaltig gegen die Ent⸗ 
fernung unſerer Deputirten von Wien und ſagen, was 
jeder ehrlich Denkende mitfühlt, daß es“ Pflicht für fie 
geweſen, gerade jetzt auf ihren Poſten auszuharren. 
Sie werden öffentlich zur Rückkehr aufgefordert. Die 
deutſchen Deputirten blieben, die Czechen kehrten 
heim; natürlich waren unter ſolchen Auſpizien keine 
Ausſichten für fi. — Die Slovanska lipa macht 
ſich mit ihrer Permanenzerklärung noch immer lächer⸗ 
lich und miſcht ſich in alle Angelegenheiten; ich kann 
nicht begreifen, wie man von Seite der Bürgerſchaft 
dieß alles duldet und begünſtigt. — Eigenthümlich 
und charakteriſtiſch bleibt es, daß in der hieſigen Bür⸗ 
gerreſſource der Antrag geſtellt wurde, Windiſchgrätz 
vor ſeinem Abgange einen Fackelzug zu bringen; zum 
Glück für die Ehre unſerer Stadt, war doch ein Theil 
beſonnen genug, dies Anſinnen abzuweiſen. — Ba⸗ 
ron Weſſenberg, Miniſter des Aeußern, iſt hier. — 
So viel ich von Militärs erfahren konnte, geht der 
Plan, Wien wieder zu erobern dahin, daſſelbe in 
Vereinigung mit Auersperg und Jellachich 
zu zerniren und auszuhungern. Man will 
wahrſcheinlich die öffentlichen Gebäude ſchonen, oder 
fürchtet die Wuth des Volkes durch ein Bombarde⸗ 
ment aufs Höchſte zu ſtacheln. 


SS Peſth, 8. Oktober. [Wirkung des kai⸗ 
ſerlichen Erlaſſes. Recſei und Jellachich 
als Hochverräther erklärt. Roth gefangen.] 
Sie werden in der Wiener Zeitung das neue kaiſerl. 

eſkript geleſen haben, in welchem ganz Ungarn un⸗ 
ter das Martialgeſetz und unter die unumſchränkte 
Militärgewalt des Jellachich geſtellt, der Landtag aber 
aufgelöft und alle von ihm gebrachten Geſetze für nich: 
tig erklärt werden. Dieſes Reſkript iſt geſtern Nach⸗ 
mittag an den Landtag gelangt, nachdem daſſelbe ſchon 
früher in gedruckten Exemplaren unter den Briefen 
des Jellachich aufgefangen worden. Neben der höch⸗ 
ſten Entrüſtung kann man ſich hier des Lachens dar⸗ 
über nicht enthalten. Der eidbrüchige, geſchlagene 
Jellachich zum alter ego des Königs, noch mehr zum 
Diktator von Ungarn ernannt! Nach dem Geſetze iſt 
keinerlei Ernennung, Verordnung ꝛc. des Königs gil⸗ 
tig, wenn ſie nicht von einem hier wohnenden verant⸗ 
wortlichen Miniſter contraſignirt iſt. Die neue kaiſerl. 
Ernennung des Recſei in Wien zum ungariſchen Mi⸗ 
niſterpräſidenten, welche nur von dieſem ſelbſt contra: 
ſignirt iſt, hat daher auch keine formelle Giltigkeit, 
und eben fo wenig das von ihm contraſignirte Ne: 
ſtript. Dem Inhalte nach ſtößt aber dieſes Reſkript 
alle ungariſchen Geſetze um. Das Repräſentantenhaus 
hat daher in der geſtrigen Nachtſitzung, in welcher 
dieſes Reſkript unter Gelächter verleſen worden, daf- 
ſelbe einſtimmig für falſch, geſetzwidrig und 
null und nichtig erklärt. Gegen Recſei ift die 
Unterſuchung wegen Hochverraths angeordnet. Jel—⸗ 
lach ich aber als Hochverräther erklärt worden 
Koſſuth wurde mit unbeſchreiblichem Enthuſiasmus be⸗ 
grüßt. Er berichtete über den bewundernswürdigen 
Erfolg ſeiner Rundreiſe. 50,000 Mann, darunter 
4000 berittene Jäger, find bereits auf dem 
Marſche, andere 300,000 Mann warten aber un⸗ 
geduldig auf den erſten Wink. — Aus Galizien 
haben ſich 2 Diviſionen des trefflichen un gariſchen 
Huſaren⸗Regiments Wilhelm durchgeſchla— 


gen und ſind vollzählig vorgeſtern hier eingetroffen. 
Die Offiziere waren in der geſtrigen Nachtſitzung an⸗ 
weſend und manifeſtirten ihren begeiſterten Patriotis⸗ 
mus. Die Wiener Blätter, welche das beregte k. Re⸗ 
ſkript enthielten, wurden hier konfiszirt. Die Poſt 
nach Wien hat eine andere Route erhalten, und Sie 
werden daher meine Briefe etwas ſpäter als bisher 
bekommen. Die Einſichtigen betrachten übrigens jenes 
Reſkript als ein erfreuliches Ereigniß. Die Reaktion 
fol nur ihr tolles Spiel aufs Höchſte treiben, fie giebt 
den Ungarn dadurch nur erhöhte Kraft. — Jellachich 
hat Kraft des beregten Reſkripts von dem Komman⸗ 
danten der Komorner Feſtung die Uebergabe 
derſelben verlangt. Der Kommandant antwortete hm 
aber, daß er (Jellachich) mit 80,000 Mann und 
nach Bjähriger Belagerung wieder anfragen 
möge. Von der Feſtung Komorn hat bekanntlich ein 
berühmter franzöſiſcher General geſagt, daß ſie mit 
5000 Mann gegen die beſte Armee von 100,000 M. 
vertheidigt werden könne. 


Nachſchrift. Eden überbrachte ein Kourrier die 
Nachricht von der Gefangennehmung des Ge: 
nerals Roth mit feinem ganzen Korps“). 
Die Nachrichten aus Wien ſind ebenfalls jetzt einge⸗ 
troffen. Grenzenloſer Jubel. 


** Breslau, 13. Oktober, Abends 
10 Uhr. So eben iſt der Wiener Poſtzug, der 
um 3 Uhr Nachmittags ankommen ſollte, ein⸗ 
getroffen. Die Nachrichten, welche er aus Wien 
bringt, finden die geehrten Leſer in der beifol⸗ 
genden Extrabeilage. Die Urſache der Verſpä⸗ 
tung war auch diesmal die außerordentliche 
Maſſe Flüchtlinge, die (wie es heißt, auf 84 
Wagen) Wien verließen. 


8 Schwei z. 

Bern, 6. Okt. [Die Schweizer-Preſſe und 
die deutſche Note.] Der Verfaſſungsfreund enthält 
folgenden Ausfall: „Der Vorort hat bereits in kürze⸗ 
ſter Friſt die Antwort auf die Note des deut⸗ 
ſchen Reichsminiſteriums (. geſtr. 3.) berathen, 
und zwar eine Antwort in der Art und Weiſe, wie 
die Zuſchrift ſie verdient. Es dürfte in den ſchweize⸗ 
riſchen Archiven wohl ſchwerlich ein diplomatiſches Ak⸗ 
tenſtück aufgefunden werden, welches das vorliegende 
an Grobheit und gänzlicher Mißachtung der wahren 
Stellung von Staat zu Staat überbietet. Die Ant⸗ 
wort wird würdig, beſtimmt und ernſt ſein, wie es 
der Politik der Schweiz geziemt. Uebrigens [hat die 
Note ſelbſt, da ſie von notoriſch unrichtigen und fal⸗ 
ſchen Vorausſetzungen ausgeht, die Antwort bedeutend 
erleichtert.“ — Die Berner Zeitung meldet: Der deut⸗ 
ſche Geſandte, Herr Raveaux, verlangt von der Ber⸗ 
ner Juſtiz- und Polizeidirektion im Betretungsfalle die 
Verhaftung und Auslieferung der Mörder Lichnowskys 
und Auerswalds. Der Juſtizdirektor antwortete ihm, 
daß er nicht befugt ſei, mit diplomatiſchen Vertretern 
auswärtiger Staaten direkt in Korreſpondenz zu treten. 

Frankreich. 

Paris, 9. Oktober. [Nationalverſammlung. 
Sitzung vom 9. Oktbr.] Anfang 12% Uhr. Präſident 
Marraſt. Man ſchreitet zur Tagesordnung, Kapitel V 
des Verfaſſungs⸗Entwurfs. Marraſt, Präſident: Die 
Verſammlung verwarf in ihrer letzten Sitzung den 
Grundſatz der Anträge, den Präſidenten der Republik 
durch die Nationalverſammlung wählen zu laſſen. Wir 
können alſo zu einer anderen Reihe von Anträgen über⸗ 
gehen, welche verlangen, daß der Präſident zwar durchs 
Volk, aber mittelſt indirekter Wahl gewählt werde. 
Die gemachten Anträge werden alle verworfen. Mar⸗ 
raſt: Somit bringe ich den Artikel 43 zur Abſtimmung, 
wie ihn der Verfaſſungs⸗Ausſchuß neuerdings entwor⸗ 
fen. Hiernach lautet er: Der Präfident der Re⸗ 
publik ift durch geheime Abſtimmung und mit 
abſoluter Mehrheit aller Wähler der fran⸗ 
zöſiſchen Departements und Algeriens zu 
wählen. Die Linke verlangt Zettel⸗Abſtimmung. Dies 
geſchieht. Es ſtimmen 757 Mitglieder. Dafür 627, 
dagegen 130. (Senfation.) Artikel 44 $ 1 von Spe⸗ 
dition der Wahl⸗Protokolle handelnd und von keinem 
Neben⸗Antrage beſchwert, wird ohne Weiteres ange⸗ 
nommen. Der zweite Abſatz ($ 2), der alſo lautet: 
„Vereinigt kein Kandidat mehr als die Hälfte oder 
find die im Art. 42 feſtgeſtellten Bedingungen nicht 
erfüllt, fo wählt die Nationalverſammlung den Präſi⸗ 
denten unter denjenigen 5 Kandidaten, welche die mei⸗ 
ſten Stimmen zählen.“ Mehrere Mitglieder ſchlagen 
das Amendement vor: „die wenigſtens 3 (andere 2) 
Millionen Stimmen zaͤhlen.“ Letzteres wird verworfen 
und die Ausſchuß⸗Faſſung angenommen, Artikel 42, 
welcher vorbehalten worden war, kommt nun zur Be⸗ 
rathung. Er lautet: „Der Präſident muß Franzoſe, 
30 Jahre alt ſein und darf nie die Eigenſchaft eines 
Franzoſen verloren haben.“ Hierüber entſpinnt fi eine 
ſehr ſtürmiſche Debatte. Deville's Antrag lautet: „Die 
Andern Nachrichte l eneral Roth a 

Wien Ne De Red, ” 
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Präſidentſchaft darf keinem Oberoffizier, noch einem di⸗ 
rekten oder kollateralen Gliede der Familien verliehen 
werden, die über Frankreich regiert haben.“ Louis 
Napoleon Bonaparte ſteigt von feinem Platze, 
links vom Berge, und begiebt ſich auf die Redner⸗ 
Buͤhne. „Bürger“, ſagt er unter allgemeinem Still⸗ 
ſchweigen, „ich trete nicht auf, um das Amendement 
zu bekämpfen. Ich fühle mich ſchon glücklich genug, 
in der Mitte meiner Mitbürger zu ſein, als daß ich 
noch einen andern Ehrgeiz hegen ſollte. In meinem 
Namen will ich daher gegen die Verläumdungen, fo 
wie gegen die Prätendenten-⸗Anſprüche, die man mir 
fortwährend entgegenwirft, nicht reklamiren. Aber ich 
nehme im Namen von 400,000 Bürgern das Wort, 
die mir die Ehre erwieſen, mich zu erwählen, um die 
Benennung eines Prätendenten hiermit zurückzuweiſen.“ 
Stimmen: Sehr gut! (Große Aufregung im ganzen 
Saale.) Antony Thouret will ſeinen Antrag verthei⸗ 
digen, wird aber kaum gehört. Sein Amendement wird 
verworfen; eben ſo alle übrigen Amendements derſel⸗ 
ben Art. Artikel 42 iſt ſomit angenommen. Artikel 
45 (Artikel 44 iſt bereits erledigt), von der Dauer des 
Amts des Präſidenten handelnd, ſtellt dieſelbe auf 4 
Jahre feſt. Kerdrel trägt darauf an, daß man ihn 
zweimal hinter einander wählen könne. Er wird aber 
nicht gehört und endlich von der Tribüne getrommelt, 
wogegen er proteſtirt. Artikel 45 wird ebenfalls an⸗ 
genommen und die Sitzung um 6 Uhr geſchloſſen. 

Im heutigen Moniteur lieſt man: „Mehrere Blät⸗ 
ter erwähnen einer angeblich vollzogenen Auslieferung 
von ſechs Deutſchen, die ſich in Folge der letzten 
Frankfurter Ereigniſſe nach Straßburg geflüchtet 
und die den Behörden ihres Vaterlandes überliefert 
worden ſeien. Eine ſolche Auslieferung hat nicht ſtatt⸗ 
gefunden.“ 

Rußland. 

[Ein Bild aus Warſchau.] Die Oſtſee⸗Ztg. 
berichtet: „Ein Reiſender, welcher ſich in Warſchau 
bis zum 9. September aufhielt, und ſich über die 
Stimmung und das Treiben in der Hauptſtadt Po⸗ 
lens aufzuklären ſuchte, theilt uns Folgendes mit: 
Das Bild, welches die Straßen bei Tage darbieten, 
gleicht dem der früheren Jahre, auch ſieht man nicht 
allzu zahlreiche Truppentheile, obwohl die Wachthäuſer 
vermehrt ſind. Ein großer Theil der Warſchauer Gar— 
niſon, welche auf 30,000 Mann geſchätzt wird, ſchläft 
in der Kaſerne bei Tage, um ſich theils von dem be⸗ 
ſchwerlichen nächtlichen Wachtdienſte zu erholen, theils 
ſich auf die Stunden der Nacht vorzubereiten. Kurz 
vor dem Dunkelwerden bemerkt man auf den Märkten 
und öffentlichen Plätzen Wagen, von denen Holz ab⸗ 
geladen wird, um für die Nacht das nöthige Bivouak⸗ 
feuer den alsbald erſcheinenden Soldaten zu gewähren. 
Um 9 Uhr Abends werden die Häuſer geſchloſſen und 
jeder, der durch irgend einen Zweck auf die Straße ge⸗ 
führt wird, muß wie früher mit einer Laterne verſehen 
ſein. Die Dienſtherren ſind zugleich für Alles verant⸗ 
wortlich gemacht, was gegen die beſtehenden Polizeibe⸗ 
ſtimmungen von ihrem Geſinde oder Dienſtperſonale 
ausgeübt werden ſollte und bei der Strenge und Kon⸗ 
ſequenz des ruſſiſchen Gouvernements ſcheut ſich Jeder, 
mit letzterem in Berührung zu kommen. In jeder 
Straße ſtößt man des Nachts auf Patrouillen, die 
Pulver und Blei in ihren Patrontaſchen mit ſich füh⸗ 
ren. — In den öffentlichen Lokalen fand der Reiſende 
einzelne alte verſtümmelte Zeitungsblätten, unter ihnen 
auch den Preußiſchen Staatsanzeiger, aber Niemand 
wagt über das Geleſene, wenn es das Gebiet der Po⸗ 
litik berühren ſollte, zu ſprechen, oder auch nur ſeinen 
Nachbar auf eine Stelle des Blattes aufmerkſam zu 
machen. Zwei Perſonen bewachen in dieſer Hinſicht 
mit der größten Aufmerkſamkeit die Gäſte. Der Wirth, 
wenn er nicht mit der Regierung in Verbindung ſteht, 
ſucht fowopı ſich als feine Kunden von jeder Berüh⸗ 
rung mit einem meiſt anweſenden Polizeiſpion zu ſichern 
und ſo wie er irgendwie fürchtet, daß hierzu durch ci> 
nen Anweſenden Veranlaſſung gegeben werden könnte, 
ſo nähert er ſich letzterem und faltet die eine Spitze 
des Rockzipfels zuſammen, als ein Zeichen, daß die Luft 
nicht rein ſei. Der Vigilant, welcher im Intereſſe fei- 
nes Poſtens ein entgegengeſetztes Ziel verfolgt, nimmt 
Kenntniß von allen aus und eingehenden Perſonen, 
wird jedoch erſt dann aufmerkſam, wenn die Konver- 
ſation aus dem Gebiete des Wetters, der Getränke und 
Speiſen auf ein anderes Feld ſich verfteigen ſollte, was 
jedoch, Dank der Selbſtbeherrſchung, nur ſelten ge⸗ 
ſchieht. Selten iſt in der Geſchichte ein unglückliches 
Volk härter geknechtet worden; aber felbft jugendliche 
polniſche Brauſeköpfe, aus deren Mitte jene Perfonen 
bervocgingen, die von Opferluſt für Polen erfülle durch 

tiftung oder Betheiligung an einem Inſurrektions⸗ 
verſuche ſich faſt zwecklos opferten, find für die pol⸗ 
niſche Sache augenblicklich verloren, fie ſtecken in ruf 
ſiſchen Regimentern, meiſt fern von der Heimath. Wenn 
nun in der Hauptſtadt Polens mit Rückſicht auf die 
getroffenen Vorſichtsmaßregeln augenblicklich ein Gott 
vom Himmel herniederſteigen müßte, um einer Revolu⸗ 
tion eine günſtige Wendung zu geben, ſo liegt doch die 
ganze polniſche Bevölkerung geſpannt auf der Lauer, 
in banger Erwartung, ob eine Verwickelung zwiſchen 


den europäiſchen Hauptmaͤchten nicht den Stein vom 
Grabe Polens fortwälzen wird. Im Königreiche er⸗ 
wartet nun Alles Hilfe von Außen, denn in tiefer, 
trauriger Ergebung muß man auf eigene Hilfe re⸗ 
ſigniren.“ 


Lokales und Provinzielles. 


K* Breslauer Communal- Angelegenheiten. 

Breslau, 13. Okt. [Communal- Bäckerei. 
In der letzten Sitzung der Stadtverordneten⸗-Verſamm⸗ 
lung wurde darüber debattirt, ob die mit nicht unbe⸗ 
deutenden Koſten im vorigen Jahre eingerichtete Com⸗ 
munal⸗Bäckerei in eigene Verwaltung genommen oder 
verpachtet werden ſolle. Die betreffende Kommiſſion 
war für Verpachtung, da ein Verſuch herausgeſtellt, 
daß man das Brot jedenfalls nicht billiger, ja wahr⸗ 
ſcheinlich nur theurer liefern könne, als die Bäcker. 
Dyhrenfurth glaubte, daß ein einmaliger Verſuch und 
Probe in den Augen des Publikums nicht überzeugend 
erſcheinen dürfe, man daher für einige Zeit die Selbſt⸗ 
verwaltung übernehmen möge. Tſchocke war der An⸗ 
ſicht, daß man ſchon Opfer genug für dieſe Sache 
damals gebracht habe und zu neuen Opfern kein hin⸗ 
reichender Grund erſcheine. Der Beſchluß fiel dahin 
aus, die Selbſtverwaltung nicht zu übernehmen, zu⸗ 
gleich aber auch den Magiſtrat zu erſuchen, die Gründe 
zu veröffentlichen, aus welchen die Selbſtverwaltung 
abgelehnt wird. Wir können uns daher einer weitern 
Mittheilung der angegebenen Gründe hier enthalten. 


[Wahl.] Wiedergewählt wurden zu Stadträthen 
die Stadträthe Frobös und Jüttner, deren Amtszeit 
abgelaufen iſt. Neue Kandidaten wurden bei der 
Wahl nicht vorgeſchlagen. 


[Conſtabler.] Zum 1. November ſollen die 
Conſtabler entlaſſen werden, und erwartet man, daß 
nach den Mittheilungen, die amtlich der Verſammlung 
gemacht wurden, bis zu dieſer Friſt vom Miniſterium 
des Innern noch eine Entſcheidung, ob die Regierung 
die Conſtabler beſolden oder entlaſſen ſoll, eintreffen 
wird. 


[Schwoitſcher Straßenbau.] Der Tractus 
derſelben in der Nähe von Scheitnig iſt von der Ober⸗ 
behörde wegen des nothwendig werdenden neuen Brük⸗ 
kenbaues [14,000 Rthlr.) nicht genehmigt. Der Weg, 
wenn ſich keine Actien⸗Geſellſchaft für jenes Projekt 
findet, ſoll über die alte Paßbrücke geführt werden. 
Die Verſammlung gab, da auf eine Actiengeſellſchaft 
nicht zu rechnen iſt, ihre Zuſtimmung zu der Führung 
des Weges über die Paßbrücke, deren Erhaltung die 
Regierung übernehmen wird. 

[(Bericht der Deputation der Bürgerwehr. 
Die Stadtverordneten und Wehrmänner Guhrauer und 
Linderer und die Kaufleute und Wehrmänner Laßwitz 
und Unger waren von der Wehrmannſchaft nach Ber⸗ 
lin geſendet, um eine Adreſſe, betreffend die Verwer⸗ 
fung des Bürgerwehrgeſetzes, der National-Verſamm⸗ 
lung zu überreichen, zugleich mit den Fraktionen der 
National⸗Verſammlung ſich zu beſprechen, um dieſe für 
die Verwerfung zu gewinnen, auch dieſerhalb mit dem 
Kommando der Bürgerwehr in Berlin ſich zu vereini⸗ 
gen. Der Stadtverordnete Guhrauer bat, den Depu⸗ 
tations⸗Bericht *) der Verſammlung, welche mit dem 
Magiſtrat eine gleiche Adreſſe an die National: Vers 
ſammlung gerichtet hatte, vorleſen zu dürfen. Der 
Stadtverordnete Grund war der Meinung, daß das 
gar nicht vor die Verſammlung gehöre; die Verſamm⸗ 
lung nahm auf dieſe einzige Meinung aber keine Rück⸗ 
ſicht. Nachdem der Bericht vorgeleſen war, beantragte 
Worthmann, daß es der Stadt gezieme, den Deputir⸗ 
ten die Koſten der Reiſe zu erſetzen. Auf die Ent⸗ 
gegnung, daß die Deputirten aller Compagnien ſchon 
beim Wehramt dieſerhalb durch Protokoll den Antrag 
geſtellt hätten, und von dort der Antrag an den Ma: 
giſtrat und fo an die Stadtverordneten gelangen würde, 
nahm der Antragſteller ſeinen Antrag zurück. 


[Promenaden- Verwaltung.] Die Sektion 
für Obſt⸗ und Gartenkultur in der vaterländiſchen Ger 
ſellſchaft beantragt, die Aufſicht und Inſtandhaltung 
der Promenade gegen Empfang der von der Commune 
auf die Promenade gewendeten Koſten zu übernehmen. 
Es wurde für dieſe Angelegenheit eine Prüfungs-Kom⸗ 
miſſion ernannt, beſtehend aus dem Vorſteher und den 
Stadtverordneten Krieg, Krauſe, Collewa und Schnei⸗ 
der [Cafetiet). ' 


J Breslau, 13. Okt. Die Direktion der ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn hat im Intereſſe der Reiſenden, 
ſo wie des handeltreibenden Publikums einen Beamten 
eigens nach Wien geſandt, um raſche und zuvetläſſige 


Nachrichten zu erlangen. — Der neue Zuſtand der 


logen geübt. In Wien hat ſich die erſte öſterrei⸗ 
chiſche Loge aufgethan. Sie gehört zum Syſteme der 
Landesloge, und hat die hieſige Loge dieſes Syſtems 
den Auftrag zu deren Eröffnung bekommen. 


* Breslau, 13. Okt. (unglücksfall.] Heut 
ereignete ſich wieder einmal durch eigene Unvorſichtig⸗ 
keit ein Unglück. Der Steinmetzgeſell Joſeph Glasneck, 
beim Uferbau an der Sandthorbrücke befchäftigt, iſt, 
tro dem Verbot des Bauraths, im Begriff, einen 
großen Stein mit Pulver zu zerſprengen; bei dieſer 
Arbeit zerbricht die ſogenannte Reimnadel. Anſtatt nun 
doppelt vorſichtig zu ſein, ſchlägt er noch mehreremal 
auf den Bohrer; dadurch entzündet ſich das Pulver 
und zerreißt ihm die linke Hand dermaßen, daß eine 
Amputation derſelben von den Aerzten des Hoſpitals 
noch heut für nothwendig erachtet worden iſt. 


Theater. 

(Das Pasquill, von Maltitz), ein Stück, 
diktirt von dem liberalen Geiſte, der die deutſche Ju⸗ 
gend nach den Freiheitskriegen entflammt, und das dem 
Verfaſſer die Ehre, aus Berlin verwieſen zu werden 
verſchafft hat. Es iſt ein Tendenzſtück im guten 
Sinne des Wortes. Die Sprache iſt von edlem 
Schwunge und rhythmiſchem Klange. Die Situationen 
ſind mitunter etwas forcirt, doch öfter von echt dra⸗ 
matiſcher Wirkſamkeit, wie z. B. die Schlußſcene des 
2. Akts, und nicht minder von komiſchem Effekt, wie 
die Arretirung im 3. und das Verhör im 4. Akte. 
Die Charaktere ſind mit dichteriſchem Geſchick angelegt 
und individualiſirt, nur die Motive hin und wieder 
von wenig Belang. Das Ganze macht durchaus einen 
guten Eindruck, weil getragen von der Idee der Frei⸗ 
heit und des Rechts. — Geſpielt wurde mit wenigen 
Ausnahmen ganz brav. Die Hauptrolle (Advokat 
Herrmann) befand ſich in den Händen des Herrn 
Mende. Er gab dieſem Vertreter des wahren Rechts 
den gehörigen Ausdruck der Würde und eines feſten 
und ehrenvollen Selbftvertrauens. — Baron v. Hut⸗ 
ten, der Repräſentant geburtsrechtlicher Exiſtenzen, 
deſſen Gutmüthigkeit und Laune jedoch Intereſſe ein⸗ 
flößen, wurde von Hrn. v. Othegraven recht wirk⸗ 
ſam geſpielt. Rath Spürling, dieſe grimmige Per⸗ 
ſifflage auf altes geheimes Polizeiweſen, iſt in der Dar⸗ 
ſtellung des Herrn Stotz von einem unendlich komi⸗ 
ſchen Effekte. Maske und Spiel find Außerft charak⸗ 
teriſtiſch. Von Hrn. Walburg (Minifter) wünſchten 
wir, daß er der „allerunterthänigſten Devotion“ etwas 
Würde beimiſche. Der Sieg des Gegners würde da⸗ 
durch an Bedeutung gewinnen, was wohl auch in der 
Idee des Ganzen zu liegen ſcheint. — Frin. Devri⸗ 
ent offenbart von Tage zu Tage immer mehr ein ent⸗ 
ſchiedenes Darſtellungstalent, und hat in der diesma⸗ 
ligen kleinen Partie des „Mariechen“ wiederum einen 
Beweis davon geliefert. Ihr Spiel iſt nuancenreich 
und an keiner Stelle oberflächlich. — Das Zuſammen⸗ 
ſpiel greift gut ineinander, das Publikum nahm das 
Stück mit vielem Beifall auf und rief die Hauptdar⸗ 
ſteller zu wiederholten Malen. M. K. 


Altwaſſer, 8. Oktbr. Am heutigen Tage feierte 
der demokratiſche Verein die Weihung ſeiner Fahne, 
Zu dieſer Feierlichkeit hatte ſich eine große Volksmenge 
eingefunden, und einige recht gediegene und kräftige 
Reden eines Abgeordneten des breslauer Demokraten⸗ 
Vereins bezeichneten den Zweck des Feſtes und wür⸗ 
digten es in angemeſſener Art und Weiſe. (Gebirgsbl.) 


EEE ̃ ˙ 
Inſerate. 


Bekanntmachung. 

Es wird hiermit zur Kenntniß des Publikums ge⸗ 
bracht, daß von Seiten der hieſigen Stadtbaudeputa⸗ 
tion gußeiſerne Waſſerleitungsröhren größerer Dimen⸗ 
ſionen, als die bisherigen haben, von der Vordermühle 
ab vorläufig durch die Herren-, Nikolai: und Albrechts⸗ 
Straße und ſo weiter bis zur Taſchenſtraße werden ge⸗ 
legt werden. In Folge dieſer Arbeit werden einzelne 
Theile der gedachten Straßen zur Abſperrung kommen, 
die betreffenden Abſperrungen ſelbſt aber werden jeder⸗ 
zeit kurz vor ihrem Eintritt bekannt gemacht werden. 
Auch wird dabei unvermeidlich in einzelnen Stadtthei⸗ 
len Waſſermangel eintreten, jedoch möglichſt darauf 
hingewirkt werden, denſelben fo raſch als möglich wie⸗ 
der zu beſeitigen, namentlich werden die Waſſerſtänder 
an der Oder durch die Aufſtellung von noch 2 Stän⸗ 


Dinge hat ſeinen Einfluß auch auf die Freimaurer; dern vermehrt werden. 


) ſ. Nr. 240 der Bresl. Ztg. 


Breslau, den 13. Oktober 1848. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
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Zweite Beilage zu Ne 241 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 14. Oktober 1848. 


— 


Bekanntmachung. Be er a. 9 3 2 — 2 15 1. Unter den zur Landwehr eingezogenen Wehrmän⸗ 

; 5 153 daß wir, ſo vielfach auch die Wohlthätigkeit in Anſpruch 5 ? ? 4 
FR ge . Kies * ann genommen wird, nicht vergeblich zu bitten hoffen dürfen. nern find eine Anzahl, welche Frau und Kind zurück⸗ 
3 . Air, „ Breslau, den 11. Oktober 1848. gelaſſen haben, die der Unterſtützung bedürfen. Wenn 


W. 1 Rtlr. Von J. A. ein Packet Bekleidungsſtücke. Von : f ’ A 
W. 10 Sgr. Von K. ein Packet Bekleidungsſtücke. Von E auch nicht zu bezweifeln iſt, daß die betreffenden Ge⸗ 


Herrn Muſik⸗ Direktor Heſſe 1 Rtlr. Von v. S. 1 Rtlr. f 4 ; 5 a, 
Von Hrn. Aktuar Geier ein Packet Bekleidungsſtücke. Von Suckow's Denkmal meinden dafür ſorgen werden, iſt es doch eine Pflicht 
J. H. ein Packet Bekleidungsſtücke und 10 Sgr. Von der Die geehrten Theilnehmer benachrichtigen wir erge- jedes Einzelnen, hierbei mitzuhelfen, und haben wir zu 


verwittweten Frau Juſtizrath Pauer ein Packet Bekleidungs⸗ : = * 
ſtücke und baar 1 Rtir. Von der Fran Major v. Lemke benſt, daß das Denkmal errichtet, Suckow's Büſte dieſem Behufe dem königl. Landrathsamte zu Schweid- 


ein Packet Sachen. Von der verwittweten Frau Rendant in dem Examenſaale des Friedrich-Gymnaſiums aufge: | u; zufia 36 7 0 
B. ein Paket Bekleibungsfüde. Von der Frau B. Bekler, ſtelt und der Üeberſchuß der Gemeine Liebau zur An⸗ nitz vorläufig 36 Rtl. 17 Sgr. 6 Pf. übergeben, und 


dungsſtücke und 1 Stück Bette. Von A. W. S. ein Packet f ing 3 ; ordern hiermit öffentlich zum Anſchluß auf. 
Bekleidungsſtücke. Von dem Hrn. Ober⸗Poſt⸗ Sekretär ſchaffung eines Taufſteins übermacht worden iſt. j Gork = ah 1603 . f 
Ficher ein Packet Bekleidungsſtücke. Von dem Hrn. Ober⸗ Akten, Rechnung und Beläge find bei dem mitun⸗ orkau, den 13. Oktober 2 


Amtmann Großmann ein Packet Bekleidungsſtücke. Von | terzeichneten ꝛc. Becker einzuſehen. Der konſtitutionelle Verein. 
J. K. ein Packet Bekleidungsſtücke. Von Hrn. Kaufmann Breslau, den 7. Oktober 1848. 
eden e Saen benen enen nis un. Gez. Steih. v. Amſtetter, OL. Math. Becker 


20 Sgr. — Indem wir den Gebern danken, bitten wir um 1 
fernere Zuwendungen, zu deren Empfangnahme die Rath. Stadtrath. Falk, Konſiſtorial-Rath. Dr. Gillet, 


haus⸗Inſpektion angewieſen iſt. — 598 Perſonen find ob⸗ Paſtor. Krauſe, Senior. 
ter⸗Nachricht. * 0 - ige. h CB, x: si CR . 
der Freischütz. Roman⸗ | Am 11. 5. N. dard ber Ortel meiner Buchhand lung ar erd Hirt in Breslau u. Natib or. 


Frau, der frühere Landwirt Ernſt Sa⸗ } 1 : 
C. M. v. Maltitz. . Dies H N In der Arnoldiſchen Buchhandlung in Dresden und Leipzig iſt ſo eben erſchienen 


Sonntag, zum zten Male: „Das Pas: wandten und Freunden hiermit ergebenſt an. und in allen Buchhandlungen zu erhalten, in Breslau und Natibor vorräthig bei Fer⸗ 
quill.“ Schauſpiel in 4 Akten von en Ohlau, den 13. Oktober 1848. dinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock: ro 
Sehen. v. Matti. + Hübner, | Dr. J. G. Th. Gräfe, ' 
Verlobungs Anzeige. Premier⸗Lieutenant in der 6. Artill⸗Brigade. 2 d 7 
Die Verlobung unſerer Tochter Mathilde] Ich wohne jetzt Schuhbrücke Nr. 78 oo Ge 1 te er be te Europas 


mit dem Kaufmann Hrn. Adolph Gro che der Ohlauerſtraße). 


tiſche Oper in 4 Aufzügen, Muſik von 


u Lauban, beehren wir uns, hierdurch Ver⸗ Dr. Biefel I K. 2 2 * 
unse und Freunden, ergebenſt anzuzeigen. prakt. Arzt, Wundarzt 5 Geburtshelfer und der bedeutendſten außereurop diſchen Länder 
Berlin, den 7. Oftbr. 1848. Ich wohne jept Junkernſtraße Nr. 350, om nfang des ſechszehnten Jahrhunderts bis auf die neuſte Zeit. 
14 C. F. Hoffmann und Frau. meiner früheren Wohnung vis-a-vis, gr. 8. broch. 5 Rthl. 22%, Sgr. 
a Als Verlobte empfehlen nd) : er S . & buch ft fo eb 
! Mathilde Hoffmann. Meine Wohnung it Ning Nr. 38. Hannover, in der Hahnſchen Hofbuchhandlung iſt ſo eben erſchienen und durch alle 
19 Adolph Groche. ern ö rn ann Buchhandlungen zu beziehen, in Breslau und Ratibor vorrätig bei Ferdinand 


Verbindungs- Anzeige. prakt. Arzt, Wundarzt u. Geburtshelfer. Hirt, in Krotoſchin bei Stock: 


—... T... nn 


50 jeder besonderen Meldung, hiermit erge- | eröffnet. Die bereits Angemeldeten ersu- für Das gebildete Publikum 
* benst anzuzeigen. 1 che ich, sich an benanntem Tage um 4 Uhr 5 Mi 
1 Potsdam, den 7. Oetbr. 1848. bei mir (Altbüsser-Strasse Nr. 10) einzu- von Dr. C. Müller. 
Oscar Woldeck v. Arneburg finden. Behufs neuer Anmeldungen bin ich Gr. 8. geh. 7 Sgr. 
* auf r Kanne täglich von 2 bis 4 Uhr zu sprechen. Zurückgekehrt von einer zur Beobachtung der Cholera nach St. Peterburg unternom⸗ 
uu 85 Mose wius. menen Reife, hat der Herr Verfaſſer hier möglichſt kurz und überſichtlich feine wichtigſten 


— Folgende nicht zu beſtellende Stadtbriefe: Erfahrungen über dieſe Krankheit mitgetheilt, welche dem größeren Publikum zur Aufklä⸗ 


BEE EN 25 REDE 1. Herrn Stadtkoch Döppe, rung und Belehrung darüber gewiß willkommen ſein werden. 
eheliche Verbindung zeigen wir Verwandten 9 P. Menſer, 


: m ierdurch, ſtatt jeder beſonde⸗ Parkikulier Schweizer, Im Verlage der unterzeichneten erſchien ſo eben und iſt iſt allen Buchhandlungen vor⸗ 
5 — — —.— an. 4. ren e a räthig, in Breslau und Natibor bei Ferdinand Hirt, in Krotoſchin bei Stock: 
‘ „Oktober 1848. 13 e Roſchefort. g x 
. Breslau, — vr —.— — 6. Herrn Wahlmann Rabiech in Wüſtendorf, Handbuch für die Bürgerwehr 
1 Augufte Henry, geb. Giebelift. 1 E Chriſtian in Gr. Nädlitz, 
5 5 si Niselge 8. Mens in Gr. Nädlitz, von R. Berger. 
! RN f . 9. Den Hinterbliebenen des Hrn. Major Breſe, 4. Bogen Text. Mit 2 erläuternden Zeichnungen. Geh. Preis 5 Sgr. 
Sf Unfere am 10, d. DL. zu Srebnig nende. 10. Fräulein Heppner; Das Eigenthum und die perſönliche Sicherheit durch Waffenmacht zu ſchügen ik der 
gene eheliche Verbindung beehren wir uns Ver 5 1 3 8 
Fu wandten und Freunden ergebenſt anzuzeigen. | i ferner: nächſte Zweck der Bürgerwehr, deshalb muß ſie ſich militäriſch ordnen und innerhalb der 
a Breslau, den 13. Oktbr. 1848. ein Faß mit Wein an Arnhold, ihr geſteckten Grenzen ausbilden. Der Verfaſſer, welcher 17 Jahr Offizier war, hat in 
; Aſſeſſor R. Engelke, können zurückgefordert werden. richtiger Auffaſſung dieſer Grenzen Alles, was der Bürgerwehrmann als ſolcher wiſſen muß, 
Marie Engelke, Breslau, den 13. Oktober 1848. d. h. das Exerziren, ſo wie Behandlung und Gebrauch des Gewehrs, zuſammengeſtellt, 
geb. Winger. Stedt⸗Poſt⸗Expedition. und empfiehlt ſich das kleine Werk durch Vollſtändigkeit, Abs BE 8 für ih 
— — — — . —ͤ !́ -. — a ird hiermit das vollſtändigſte Handbu r ihre 
e Techinhungs: Ampeige Sowohl unferm vollftändigen j Den Herren Wehrmännern wird hiermit das j | } 
Kr unfere heut 10 eheliche Verbindung Maſtkalien Leihe uftitut, taktiſche Ausbildung, das auch an Bogenzahl die bisher erſchienenen Leitfaden die⸗ 
e beehren wir uns entfernten Verwandten und | als auch der reichhaltigen deut ſchen, franz |fer Art überſteigt, geboten, deſſen Preis nur auf 5 Sgr. feſtgeſetzt iſt, um auch 
. Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, hierdurch zöſiſchen Per Rah 2 1 dem Unbemittelten die Anſchaffung deſſelben zu erleichtern. 
anzuzeigen. 8 Leſebibliothe Buchhandlung von Th. B ing i i 
5 418 Fa ; 0 Th. Bertling in Danzig. \ 
! Breslau, den 12, Oktbr. 1848. können täglich neue Theilnehmer unter den 
9 4 Dr, Korſeck, 7 billigſten Bedingungen beitreten. F 2 ze Annan 
) Bataillons⸗Arzt im 6. Landwehr⸗Regiment, 8. E. C. Leuckart in Breslau. eee 8 VVT 
Julie Korſeck, geb. v. Schlichten. Kupferſchmiedeſtraße 13, Ecke der Schuhbrücke. d Rz 2 yon a an in er 8 
5 - - 1 — —e e s Sohr, Karte der Mo allachel, 3% Sgr. 
. sd lage ö == 3 n Joh. Urban Kern E (Verlag von e ing in Glogau) sind vorräthig bei Ferdinand Hirt in 
s Neuverm “a uft v. Don at. ie res au iſt erſchienen Breslau und Ratibor, in Krotoschin bei Stock: 
na, Figuren⸗Theater. cee edge 
geb. v. Saliſch. Eine Sammlung von kleinen Vorſtellungen = xx xx xx . 
Breslau, den 9. Oktbr. 1848. für Kinder, mit Figuren leicht ausführbar. Die Buchhandlung von A. Schulz u. Comp. (Altbüßerſtraße Nr. 10 an der Mag: 
Entbindungs Anzeige. G En. hen . dalenenkirche) Bü ſich, ihren d 5 [ 8 fi 8 £ { \ 
* Die heute früh erfolgte glückliche Entbin: Cent im Toirtheh e ücher⸗ un Journa ⸗Leſezirke 
1 — leb 5 ab.] ſpenſt im Wirthshauſe — Das Raubſchloß * EN 
f Land er * ur e ee — Das Leibgericht — Der Pachter ꝛc.) in Erinnerung zu bringen. Der Letztere beſteht aus 150 beliebten Zeitſchriften, jomobE wiſ⸗ 
5 zeige ich, ſtatt jeder beſonderen Meldung — Preis für jedes Bändchen 5 Sgr. ſenſchaftlichen, wie belletriſtiſchen Inhalts, und hat der Leſer gegen ſehr billige Gebühren 
1 gebenſt an. Breslau, den 13. Oktober 1848. Eine re lat Kae a wie vollkommen freie Wahl aus allen Fächern. Die näheren Bedingungen enthält der Proſpectus. 
g H. J. Juliusburger. fie bis letzt ub er ſürte, für Kinder ge: 
Pr Entbindungs- Anzeige. e Auktion. ho 8 
. Die heute Nacht 2 uhr von einem Ana: | €), d ir U tli ) ein halbgedeckter Staatswagen, 3 
ben erfolgte glückliche Entbindung meiner lie⸗ Lan w Aftli es. 2) ein ſchwarzbrauner Hengſt, 4 Jahr alt, ohne Abzeichen (Sehaml), 
e ben — fr — ach, eh ich mich, Ein verheiratheter Landwirth che. 3) ein engliſcher Vollbluthengſt, Goldfuchs, 10 Jahr alt (Ecarté), 
1 ftatt jeder beſonderen Meldung, Verwandten ſich zur ſelbſtſtändigen Bewirthſchaftung von 4) ein Tſcherkeſſensengſt, 4 Jar alt (Macoo), 
und Freunden ergebenſt anzuzeigen. Landgütern oder auch zur Beaufſichtigung von 5) eine Fſcherkeſſen⸗Stute, 6 Jahr alt (Prisma), 
5 Koſten, den 12. Oktober 1848. Kartoffel⸗Spiritus⸗Brennereien und verspricht, 6) ein Halbblut⸗Hengſt, 2 Jahr alt Gan den) 
. Legal, Apotheker. ſowohl bei der Guts als der Fabrik⸗Verwal⸗ 7) ein Halbblut⸗Hengſt, 4 Jahr alt 3 . ; 
’ des » Anzeige tung für Erreichung angemeſſener Erträge 8) eine Halbblut-Stute, 2 Jahr alt (Poma 10 
3 Nach —— Blende = verſchied am |thätig zu fein. Herr Leipbibliothetar Sch le⸗ nenn DE SSUCE oktarella) 
f gefigen Morgen unfer Hinptiiekn, Here gel, Nikolaiſtraße Nr. 79 in Breslau, hat ; ID eine anne N due Sal), 
Friedrich Reimann, in der Fülle feiner die Güte, auf Eoftenfreie Anfrage Auskunft ) ein Halbblut-Hengft, N mit Reuſilberbeſchla = 
5 Kraft. Wir verloren in dem Verſtorbenen zu ertheilen. 5 12) vier komplette Futſchenguch eh Zubehör a 
einen wackern oren in laben — — — 13) ein großes Mahagoni⸗Billard N e r 
r Sr. Die Wenden aus Allen geliebten Führe Anfrage. Per - ſollen am 20. Oktober 1848, Yormittage 10 Uhr, in Endersdorf bei Grottkau 
gu N 1 an feinen Biederſinn] Wie viel find Bäcker, welche in der Mittel? auf dem Gutshofe und reſp. in der Gerichtskanzlei öffentlich verfteigert werden. 
I wird in —ꝗ — rege bleiben. Mühle keine Mahl⸗Metze bezahlen; können Grottkau, den 9. Oktober 188. 
e — = . nit noch mehrere daran Theil nehmen? Königliches kreisjuſtizräthliches Amt. 
en A eee, Braferel- Puch | 


IX. Bataillons ® " . 
: ö Auf dem königl. Domainen⸗Amte „Oelſe“ 2 
Ein tüchtiger Sattiergefeite kann bei der | bei 5 wird die herrſchaftliche De Klubb des VII. Bürs, erwehr⸗ Bataillons. 
reitenden Batterie Nr. 18 Anftellung finden. und Brennerei zum 1. Januar 1849 pacht⸗ Generalverſammlung, behufs der Wahl des Vorſtandes, heut Abend 7 uhr, 


Zu melden beim Wachtmeiſter Bräuer, los. Kautionsfähige Pächter können ſich bei] in der Zittauer Bierhalle, Reuſcheſtraße Nr. 58/59, 1 
Friedr.⸗Wilhelmsſtraße im goldn. Schwert. dem daſigen Wirthſchafts⸗Amte melden. Breslau, den 14. Oktober 1848. Der proviſoriſche Vorſtand. 
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Den geeyrten Mitgliedern des Geſellen⸗ 
Vereins zur gefälligen Nachricht, daß die auf 
Montag den 16. d. M. im Liebichſchen 
Lokale feſtgeſetzte Verſammlung Verhältniſſe 
wegen erſt künftige Mittwoch, den 18., ſtatt⸗ 
finden kann. 


Liebich's Lokal, 


Sonntag, — 15. Oktober. 


Erſtes 
großes Winter ⸗ Concert 
der Breslauer Theater⸗Kapelle 
in dem vergrößerten, neugemalten und 
geſchmackvoll mit Blumen und Ge 
wächſen verzierten Saale. 
A. Kutzner. 


Zur Tanzmuſik 
Sonntag den 15. d. M., ladet ergebenſt ein: 
Seiffert in Roſenthal. 
eute Sonnabend 
große muſikal. Abend⸗ Unterhaltung 
in der Bierhalle zur Hoffnung, Ohlauer⸗ 
ſtraße Nr. 6, von Herrn Dreſcher. An⸗ 
fang 7 uhr. Leſſing. 
Zum Fleiſch⸗Ausſchieben u. Wurſt⸗ 
Abendbrot auf heute, Sonnabend, ladet 
ergebenſt ein: Fabian 
im Morgenauer Kretſcham. 


Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchie⸗ 
ben nebſt Tanzmuſik auf morgen, Sonntag, 
ladet ergebenſt ein: 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchie⸗ 
ben nebſt Wurſt⸗Abendbrot auf heute, Sonn⸗ 
abend, ladet ergebenſt ein: 

W. Härtel, Kleinegroſchengaſſe 18. 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchie⸗ 
ben nebſt Wurſt⸗Abendbrot auf heute, Sonn⸗ 
abend, ladet ergebenſt ein: 

Karl Kuppert, 
Nikolaiſtraße Nr. 67, im goldnen Häſel. 


Durch perſönliche Einkäufe in jüngſter 
Leipziger Meſſe iſt mein 


Strumpfwaaren Lager 


wieder aufs Beſte aſſortirt, und erlaube ich 
mir beſonders zu empfehlen: 
Für Herren. 

Wollene Leibbinden, Unterbeinkleider von 
15 Sgr. ab, unterjacken von 20 Sgr. ab, 
wollene Hoſen und Jacken, auf dem bloßen 
Körper zu tragen, von 1/4, Rtl. ab, wollene 
Shawls, wollene, baumwollene und gefutterte 
Socken x. ꝛc. 


Bekanntmachung. 

Mit Bezug auf die dieſſeitige Bekanntma⸗ 
chung vom 21. Septbr. d. J. bringen wir 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß der 
Schlußtermin zur Anmeldung von Bauholz⸗ 
Käufen in dieſſeitigen Staatsforſten nachträg⸗ 


lich auf . ; 
den 1. November d. J. 
beſtimmt worden iſt. 
Oppeln, den 11. Oktbr. 1848. 
Königl. Regierung. 3 
Abtheilung für die Verwaltung der direkten 
Steuern, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 

Es wird hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht, daß außer den in unſerer Be⸗ 
kanntmachung vom 2ıen d. M. näher bezeich⸗ 
neten Garniſonorten auch noch die Brot⸗ und 
Fourage⸗Lieferung rückſichtlich der Orte 

Reichenbach und Poln.⸗Wartenberg 
pro 1849 in dem zum 23. d. M. hier anſte⸗ 
henden Termine ſicher geſtellt werden wird. 

Breslau, den 13. Oktbr. 1848. 

Königl. Intendantur des 6. Armee⸗Corps. 
Meſſerſchmidt. 


Widerruf. 

Die Subhaſtation der Brauerei und des 
Kaffeehauſes Nr. 10 zu Goldſchmiede iſt ſiſtirt 
und der den 25. Oktober d. J. anberaumte 
Bietungstermin aufgehoben. 

Breslau, den 12. Oktbr. 1848. 

Das Gerichtsamt Goldſchmieden. 


Holz⸗Verkauf. 
um Verkauf von Brennhölzern 
75 aus der Oberförfterei Bodland 
von circa 
1250 Klft. Kiefern⸗Kloben, 
600 Klft. Fichten⸗Kloben⸗ und 
20 Klft. dergl. Aſtholz, 
12 Klft. Buchen⸗Kloben⸗ und 
1 Kift. dergl. Aſtholz, 
10 Kft. Birken⸗Kloben⸗ und 
2 Klft. dergl. Aſtholz, 
2) aus der Oberforſterei Dombrowka, 
von einer im Termin bekannt zu machen⸗ 
den Quantität hartem und weichem Holz, 
ſteht ein Termin auf den 23. d. Mts. 
von früh 10 uhr bis Mittags 1 uhr in der 
Amts⸗Kanzlei zu Dombrowka an, in welchem 
7 des Betrages der erkauften Hölzer ſofort 
eingezahlt werden muß. 2,7 
Die Hölzer ſtehen an den Flößbächen der 
Oberförſterei Bodland und Dombrowka. 
Jagdſchloß Bodland, den 11. Okt. 1848. 
Der königl. Oberförfter S ch ulzz 
Auktion. Heute Nachmittag 2 uhr wer: 
den in Nr. 42, Breiteſtraße, diverſe gute 
Weine, Nums und eine Partie abgela⸗ 
gerter Cigarren verſteigert werden. 
Mannig, Autkt.⸗Kommiſſt. 


— — 


Veachtungswerth. Zu verpach⸗ 
ten oder zu verkaufen eine Herrſchaft in Weſt⸗ 
preußen, mit 19,806 Morgen Acker, Wieſen, 
Hutungen und großem, dedeutenden Forſt, 
Alles vermeſſen, Brau- und Brennerei, zwei 
maſſive, neu erbaute Schlöſſer, mit Gärten 
umgeben, gute Wirthſchaftsgebäude, zwei ver⸗ 
ſchiedene Kirchen und Schulhäuſer, 50 Pferde, 
140 Stück Rindvieh, — Du Schafe ꝛc. 

er Anſchlag iſt einzuſehen eim 
1 92 Kommiſſionär Tralles, 

Meſſergaſſe Nr. 30. 

— — nn —ü—ñ— 

Ein Rheinländer, im beſten Alter, welcher 
ſeit einer Reihe von Jahren in der Rhein: 
provinz einigen bedeutenden Tuchfabriken als 
Direktor vorgeftanden und in allen Zweigen 
der Fabrikation, vorzüglich in der Appretur, 
ſowie auch in den Comptoir⸗Arbeiten gründ⸗ 
lich erfahren iſt, worüber er ſich beſtens aus⸗ 
weiſen kann, ſucht eine, ſeinen Fähigkeiten an⸗ 
gemeſſene Stelle. Portofreie Anfragen unter 
Lt. B. W. beforgt die Handlung Stockgaſſe 
Nr. 28 in Breslau. 

ws Beachtenswerth. "WE 

Ein auswärtiges Geſchäftshaus wünſcht 
zur Beſorgung feiner Geſchäfte Agenten zu 
engagiren, die ſolide und ausgedehnte Be⸗ 
kanntſchaften haben, dagegen auch einen 
lohnenden Nutzen erhalten würden. 

Frankirte ſchriftliche  Anerbietungen 
wolle man an die Handlung, Stockgaſſe 28, 
in Breslau, gelangen laſſen, mit der Auſſchrift: 
„N. C. zur Weiterbeförderung.“ 


Für Damen. 

Wollene und baumwollene Unterjacken, Un: 
terbeinkleider, Leibbinden, Damen-Spenzer, 
ſchwarzwollene Strümpfe à Paar von 10 Sgr. 
ab, gefutterte Strümpfe für 8 Sgr. ꝛc. 

Für Kinder. 

Knaben⸗ und Mädchen⸗Spenzer, wollene 
und baumwollene Strümpfe, Unterbeinkleider, 
Gamaſchen, Ueberwürfe, Muffe, Shawls zc, 
zu den billigſten Preiſen. 


S. S. Peiſer, 


Buttermarkt im Leinwandhauſe, 
der Friedrichs⸗Statue gegenüber. 
n 
Kieler Sprotten 


ſind eben angekommen bei 


Carl Straka, 


Albrechtsſtraße 39, der kgl. Bank gegenüber. 


Friſche 
Jauerſche Bratwurſt 


empfing wiederum: 


Carl Joſ. Bourgarde, 


Schuhbrücke Nr. 8, goldne aage. 
Friſche Auſtern bei 
—Ernſt Wendt 
Gute Waſchſeife 
a Wera 5 e 


E. Bergmann, 


Goldeneradegaſſe Nr. 26. 


Eine Partie 

franzöſiſche Foulards, Berl. Elle 7¼ Sgr., 
wollene Barege⸗Tücher zu 2 Rtlr., 
wollene Kleider zu 2, 2¼, 3 und 3½ Rtlr., 
Kattune, Berl. Elle 2¼, 3 und 3 ½ Sgr. 
ba Pre ß, zu 2, und 3 Kür. 
empſiehlt: oh. Franz Mai ö 

früher Carl J. Schreiber, Bisher. 


— — 
Jenblſſemente⸗ Anzeige. 
3 Etabliſſements⸗Anzeige. 

8 Unter heutigem Tage haben wir 


am hieſigen Platze 
. ehe rurate Nr. 3 


eine Strohhut⸗Fabrik 
u. ein Lager italieniſcher 
ſchweizer Strohwaarenz 


A 


errichtet. B 5 
> Wer eine verſchließbare, ä 
Aumann u. Pappenheim g m sraustaren Buftande befinstihe bewohn. 


Berlin, den 10. Oktbr. 1848. bare ar ig . beliebe 
%0%0%0%0$03020?080% Ni zu melden im Freiburger ahnhofe 

5 — a Güterſpeicher Nr. 2, im C 

Zu verkaufen tei. 

iſt ein Chaſſekaſten, auf einen Schlitten pafr| Ring Nr. 12 iſt die 2te Etage von Weih⸗ 

ſend, eine Vorder⸗ und eine Hinteraxe, nebft nachten ab zu vermiethen. Näheres ebenda ſelbſt. 
Rädern, zu zweiräderigen Handwagen ſich a 

eignend, bei ö c Breite Straße Nr. 41 iſt in der 

% Müller, erſten Etage eine möblirte Stube ſofort 

Reuſcheſtraße Rr. 38 (3Thürme), im Hofe rechts. zu vermiethen. 


Bekannt mae hun 


der General ae e en im Posen. 


Die Inhaber der von uns am 12. Februar d. J. behufs Löschung in den Hypo- 
thekenbüchern aufgerufenen, bis jetzt aber nicht eingelieferten 4- und 3½ prozen- 


tigen Pfandbriefe: 
Nummer des Pfandbriefs, 


lauf. 63, Amort. 5,259. Gut Biezdrowo, 4proz., Kreis Samter. Betrag 1000 Rtl. 


5 64, 5 5,290. * dito 55 5 dito 5 1000 
„ 65, 5 5,291. 51 dito 55 ” dito 55 1000 
* 67, „„ 5,293. „ dito er} ”„ dito 1 1000 
„ 68, „ 5,294. * dito ” ” dito 5 1000 
„ 69, „ 5,205. „ dito 2 5 dito „ 1000 
„ 70, „ 3.706. dito 75 55 dito „ 1000 
„ dito 45 „ dito „ 500 
* dito „„ l „ 600 
” 78, ” 4,396. ” dito * ” dito * 500 
er} 79, Er} 4,397. „ dito 55 55 dito 5 500 
„„ „81, „ 502. 3 dito 55 „ dito 35 250 
% ,, e eine dito 7 Pr dito > 250 
* 84, ” 2,570. * dito 55 ” dito „ 250 
eee e dito 25 75 dito 8 100 
* 91, * 7.713. 5 dito 5 5 dito „ 100 
55 92, „ 7,714. 810 dito 5 * dito „ 100 
5 93, 1 7.715. „ dito * * dito * 100 
. e eee dito „ 75 dito PR 100 
„ 102, „ 3,520. » dito 5 25 dito > 50 
„ 10, „ 1, „ dito „ 5 dito 2 50 
„ 108, 37 99, „ dito 57 25 dito * 50 
e a „ dito 3 
r dito 05 „ dito „ 
3 121, 5 7.722. 5 dito „* ” dito ’ 25 
et dito x „dito a 
55 125, „ 7,726. 5 dito 5 „„ dito 5 25 
A He e er e e 5 — 7 ang 
ss Iris 660. „ StrzyZewo, 5 „ Krotoschin. „ 1000 
er} 2, ” 601. 5 dito * ” dito „ 1000 
„ Ta Ph e 8 . e 
„ Sala 352, „ dito 2 55 dito 9 W 
PL 46, * 4.203. * Pamiatkowo ” * Posen 5 100 
r dito 22 * dito x 50 
. „e Körnik PR „ Schrimm ER 100 
„ N, EL RER dito dito 85 100 
7 6. „ 2,3900. „ Pozarowo 3½ Proz. „, Samter 3 400 
5 d.. „ e dito 5 > dito ds 100 


” 


* 


werden hiermit aufgefordert, diese Pfandbriefs nebst den dazu gebörigen Zins- 
Coupons im nächsten Zinstermine, nämlich in der Zeit vom 4. bis zum 
1849 an unsere Kasse abzuliefern und dagegen andere Pfandbriefe von gleichem 
Werth nebst Coupons in Empfang zu nehmen, da sie sonst nach dem Ablaufe des 


gedachten Termins mit i 
Speecial-Hypothek werden pr 
werden verwiesen werden, we 
coupons, auf Gefah 


ihrem Depositorio nehmen, aus den zuuächst fällig werdenden 


Kosten des Aufgebots decken werde. 
Posen, den I. Oktober 1848. 
General- Landschafts - Direktion. 


6. Januar 


hrem Realrechte auf die in den Pfandbriefen ausgedrückte 
äkludirt und mit ihren Ansprüchen an die Landschaft 
lehe die Ersatz-Pfandbriefe mit dazu gehörigen Zins- 
r und Kosten der Inhaber der aufgekündigten Pfanddriefe zu 


Zinsen aber die 


Nordiſche Weiß⸗Erlen⸗Pflanzen 


find zur Herbft-Pflanzung 5 bis 6 Fuß hohe à 5 Sgr. pro Schock, 3 und 4 Fuß hohe 


a 4 Sgr. zu haben. Zur Frühjahrs⸗Pflanzung wird um die Beſtellung bald gebeten, da die 


Abgabe nach der Notirung erfolgt. — Auch ſind 30 Schock Ahorn und Eſchen, ſowie 6 Schock 
Maulbeerbäume zur Allee⸗Pflanzung und mehrere Zierfträuder zu Park⸗Anlagen billig 
verkäuflich. Desgleichen 40 Schock Obſtbäume, Aepfel, Kirſchen, Birnen und Pflaumen nach 
Auswahl des Katalogs aus hieſiger Baumſchule mit guten Kronen und Wurzelbildung zu 
haben. Puditſch bei Prausnig, den 1. Oktober 1848. v. Noſeuberg. 


Büttnerſtraße Nr. 26 Zu vermiethen 


iſt eine Remiſe, welche jetzt als Wagenbau⸗ und Weihnachten d. J. zu beziehen i Blü⸗ 
Lokal benutzt wird, zu vermiethen. Näheres ſcherplatz * 6 und 3 eine en N 


von 4 


Nikolaiſtraße Nr. 69 im grünen Löwen, Stuben, 3 Alkoven nebſt Zubehör im I. Stock, 
An ſtille und folide Miether und ein Verkaufs⸗Gewölbe nebſt Comptoir. 
ſind in dem Hauſe am Naſchmarkt Nr. 47 Das Nähere Neue Weltgaſſe Nr. 16 im 2ten 


einige freundliche Wohnungen zu dem Preiſe 
von 50 und 60 Rtl. zu vermiethen; ſie kön⸗ 


Stock, zwiſchen 1 und 2 Uhr. 


nen theils bald, theils zu Weihnachten bezo⸗ Angekommene Fremde in Zettlit's Hötel. 


gen werden. Näheres ebendaſelbſt bei Hrn. 


Fürſt v. Lichnowski⸗Werdenberg a. Krzyza⸗ 


Rudolph Hoffmann, ate Etage des Bor: nowitz. Generalmajor v. Gerlach a. Berlin. 
derhauſes. Ober⸗Bergrath v. Kummer a. Brieg. Freier 

Standesherr Graf v. Hochberg a. Fürſtenſtein. 
Landrath v. Mau⸗ 
fen geſucht Antonienſtraße Nr. 4 par terre. beuge u. Gutsb. Mittelftädt a. Reiſſe. Guts⸗ 


S —— — ine 
Ein gebrauchter Wurfkeſſel wird zu kau⸗ Partik. Voß a. Sagan. 
Ein Schreibburean 


beſ. v. Noſtitz a. Stubendorf. Advokat Ti⸗ 


von Birkenholz, in eine Kanzlei paſſend, iſt ſcher a. Dresden. Kaufm. Frauen Wieland 
billig zu verkaufen: Stockgaſſe Nr. 10 im 5 Kühn a. Neudorf. Beamter Teppenburg 
Gewölbe. a. Dresden. Fähnrich v. Dresky a. Ohlau. 


Eine Stube nebſt Alkove und Zubehör in] Fähnrich Häniſch a. Pleß. Fähnrich v. Bo: 


der zweiten Etage iſt Biſchofsſtraße Nr. 2 janowski a. Ratibor. 


entweder bald oder Termin Weihnachten zu —w,̃⁊ↄẽm — 


in Breslauer Getreide: Preife 
7 am 13. R 
Bald zu beziehen — a an e 
oder auch zu Term. Weihnachten d. J. iſt „ 
am Ohlauer Stadtgraben Nr. 19, nahe Weizen, weißer 63 Sg. 58 Sg. 47 Sg. 
an der Brücke, noch ein Quartier von drei] Weizen, gelber 14 „ 56 „ 46 „ 
Stuben, zwei Kabinets und Kochſtube nebſt Roggen 34 „ 31 „ 28 „ 
Zubehör, ebenfalls auch noch Serſte 28¼% „ 26 „ 2 „ 
eine elegant möblirte Stube. Hafer 18 „T | 


Breslau, den 13, Oktober. 


(Amtliches Cours⸗Blatt.) Geld: und Fonds:Gourfe: Holländiſche Rand⸗ 
Dukaten MY, Br. Kalſerliche Dukaten 96 Br. Friedriched er 113%, Br. 


112%, Old. pelniſches Gourant PAY Br. Oeſterreichlſche Banknoten 90% Br. 


96 Br., neue 3 ½ % 77°, Br. Schleſiſche pfandbrieſe 


Louisd'or 
Staats⸗ 
Schuͤld⸗ Scheine per 100 Al. 3% 74 Br. weder Pofener Pfandbriefe 4% 


1000 Nil. 3 % % MY Br., 


Y „ 
ſchleſiſche Lit. A 3¼ % 88 ½ Br., Lit. B 88 ½ Br. Krakau⸗Oberſchleſiſche 41 ¼ Br. 
eh enta-märtitde 34, 69%, Br. Sb e . Bela 


Wilhelms⸗Nordbahn 40 . 
Berlin, den 18. Oktober. 


(Cours⸗ Bericht.) Eiſenbahn Aktien: Koln⸗Mindener 3% 74 bez. u. 
Br., Prior. 4½ % 88% etw. bez. Niederſchleſiſche 34% 08 eld. Prior. 4% 81%, Br, 


Prior. 5% 94 Br., Serie II 5% 88½ etw. bez. Oberſchleſiſche Lit. A 3 Sid. 
Lit. B 88 Gld. Mheiniſche 52 d., per Clan 4% 67 Br., Prior. hen, Br. 
Poſen⸗Stargard 4% 66 bez. — Quittungs⸗Bogen: Friedrich⸗Wlihelms⸗Nordbahn 4 
40% à 41 bez. — Fonds- und Geld⸗ Sorten: Staats⸗Schuld. Scheine 3 % 73 
ls 


Polniſche 


bez. Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine a 50 Rtl. 8774 bez. Poſener 
bez, neue 3½ % 12 505 Friedrichsd'or 113% Br. Loutsd'or 1 
Pfandbriefe 4% alte 901% bez., neue 90 ½ bez. 


24 bez. 


andbriefe 4% 95 


Obgleich das heutige Geſchäft nicht belangreich war, ſo haben dennoch die Courſe 
der Fonds und Eiſenbahn⸗Aktien dum Thel höher geſtellt >. Anh ziemlich feſt. ul 
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Extra⸗Beilage zu Me 241 der Breslauer Zeitung. 
Sonnabend den 14. Oktober 1848. 
J 1 b alt Wiens und namentlich fein Verhältniß zu den Behör-] Wir laſſen nun zwei wichtige Proklamationen des 


5 Graf Auersperg hat ſich mit Jel⸗ 
lachich vereinigt, da alle Unterhandlun⸗ 


gen mit dem Reichstage ſich zerſchlagen 


baben. Auersperg verlangte die Ent: 
waffnung der Volksmaſſe, welches aber 
von Seiten des Reichstages verweigert 
wurde. Der Kommandant zog ſich da⸗ 
her aus ſeiner Poſition am Schwarzen⸗ 
berg⸗Garten nach Inzersdorf. Die Na⸗ 
tionalgarde bemerkt die Bewegung des 
Militärs und es entſpinnt ſich aus einer 
Neckerei ein Vorpoſten⸗Gefecht. Um 
4 Uhr Nachmittags erdröhnte Kano⸗ 
nendonner in jenem Theile der Vor⸗ 
ſtädte Wiens. 

Der Kaiſer weilt in der Nähe von 
Brünn. 


% Wien, 11. Oktober. Der ungariſche Mini⸗ 
ſterpräſident Graf Retſey, k. k. Feldzeugmeiſter, welcher 


das ſchamloſe Manifeſt des Kaiſers an die Ungarn 


gegengezeichnet hatte, worin der Magyarenfeind Jella⸗ 
chich zum Civil⸗ und Militärgouverneur von Ungarn 
ernannt wurde, iſt von den Studenten verhaftet wor— 
den, als er eben aus dem Lager des Kroatenfeldherrn, 
der bei dem Grafen Auerſperg im Schloß Belvedere 
wohnt, zurückgekehrt war. Er ſitzt jetzt als Gefange⸗ 
ner in der Aula und wird als Geiſel betrachtet für 
den Fall, als Wien bombardirt werden ſollte. Aus 

rünn, Ollmütz, Grätz ſind zahlreiche Freiwillige 
zugeſtrömt, obſchon das Militär in den genannten 
Städten den Abzug dieſer Mannſchaft hindern wollte. 
In Grätz befindet ſich Graf Wickenburg in großer 

erlegenheit, indem das Volk das Aufgebot des Land— 
ſturms verlangt, um der Hauptſtadt zu Hülfe zu zie⸗ 
hen. An der Grenze Ungarns ſteht ein ungariſches 
Heer von 50,000 Mann, das blos die Aufforderung 
des öſterreichiſchen Reichstages erwartet, um vorzurücken, 

ie Kroaten ſtehen unmittelbar vor den Linien der 
Stadt, und beobachten ſtrenge Mannszucht, doch wer⸗ 
den dafür auf den umliegenden Ortſchaften die aus⸗ 
geſchriebenen Requiſitionen deſto energiſcher beigetrie⸗ 
ben. In der Nacht von geſtern auf heute kam es zu 
einem Vorpoſtengefecht zwiſchen den Kroaten 
und der hieſigen Nationalgarde, das die 
halbe Stadt in Allarm brachte, ſo daß die 
Sturmglocke von vielen Thürmen ertönte und 
in den angrenzenden Vorſtädten raſch allenthal⸗ 
ben Barrikaden errichtet worden. An der Meidlinger 
Barriere entſpann ſich nämlich, wie es ſcheint ganz 
zufällig, ein Geplänkel zwiſchen den beiderſeitigen Vor⸗ 
Poften, das erſt verſtummte, nachdem die National. 
Garde gegen den Feind einen Kartätſchenſchuß abge: 
feuert hatte. Die Kroaten verloren an Todten 15 

ann, die Nationalgarde zählte blos 2 Verwundete. 


* * Wien, 12. Okt. (Sitzung des Reichs⸗ 
tags vom 12. Oktbr.] Eröffnung 10 ½ Uhr, Prä⸗ 
ſident Schmoltke. Nach Verleſung des Protokolls über 
die geſtrige Sitzung wurde vom Referenten des per⸗ 
manenten Sicherheits⸗Ausſchuſſes Abgeordneten Schu⸗ 
ſelka dem Hauſe mitgetheilt, daß aus Brünn bereits 
600 Mann Nationalgarde angelangt und die Gar⸗ 
den aus Ollmüg und ganz Steyermark im Ans 
rücken begriffen ſeien. Der Präſident theilt mit, daß 
man noch nichts Beſtimmtes über den Aufenthalt des 
Kaiſers wiſſe. Aller Wahrſcheinlichkeit nach ſei er au⸗ 
genblicklich in Pettendorf bei Znaim. Die von dem 
Daufe an demſelben entſendete Deputation fei geſtern 
dahin abgereiſt und man erwarte heute vom Kaiſer 
eine beſtimmte Erklärung. — Schuſelka im Namen 
des Sicherheits-⸗Ausſchuſſes theilt mit, daß geſtern Abend 
vom kommandirenden Graf Auersperg aus dem Haupt⸗ 
quartier „Schwarzenbergs Garten“ ein Schreiben ein⸗ 
gegangen ſei, wonach dem Kommandirenden ſichere 

achrichten zugekommen feien, daß die ungariſche 

tmee der kroatiſchen nachrückt und daß 
nunmehr die Ent ſcheidung der kroatiſch-un⸗ 
gariſchen Angelegenheit auf öſterreichiſchem 

oden ſtattfinden werde. Der Kommandirende 
würde keinen Augenblick Bedenken tragen mit ſei⸗ 
nen Truppen ſofort zu denen des Banus zu ſto⸗ 
ßen und mit dieſem gemeinſchaftlich gegen die Ungarn 
zu operiren, wenn ihn nicht der gegenwärtige Zuſtand 


den zur Beibehaltung der Poſition, die er gegenwärtig 
inne habe, verpflichte. Er ſei übrigens jeden Augen⸗ 
blick bereit, der ſchon mehrfach an ihn geſtellten Auf: 
forderung nachzukommen und die Kaſernen zu beziehen, 
wofern das Proletariat jener entwaffnet werde. 
Schuſelka berichtet ferner, daß der Sicherheitsausſchuß 
noch geſtern Abends dem Kommandirenden ſchriftlich 
darauf erwiedert habe, daß an eine Entwaffnung 
des Volkes unter den obwaltenden Umſtänden 
gar nicht zu denken ſei, und daß es dem Geue⸗ 
ral als Kommandirenden von Oeſterreich ob: 
liege, den Bauus mit feinen Truppen von die: 
ſem Gebiete zu entfernen, nicht aber etwa dazu 
beizutragen, daß der ungariſch-kroatiſche Krieg auf 
öſterreichiſchen Boden hinübergeſpielt werde. Darauf habe 
der General noch in der Nacht geantwortet, daß er ſich 
davon überzeugt, welch böſes und gefährliches Ele— 
ment gegenwärtig in Wien hauſe, und daß man be— 
reits damit beginne, ihm die Verpflegung feiner Trup⸗ 
pen zu erſchweren, ja ſogar die denſelben gehörigen 
Effecten und ſonſtigen Gegenſtände wegzuführen. Un⸗ 
ter dieſen Umſtänden ſtehe er daher mit ſich in Bes 
rathung, ſeine gegenwärtige Poſition zu verlaſſen, um 
ein geeigneteres, befferes Cantonement zu beziehen. — 
Heute früh ſei wiederum ein Schreiben von dem Kom— 
mandirenden eingegangen, wonach derſelbe im Begriff 
ſtehe, die Poſition Schwarzenberg-Garten zu 


verlaſſen, und nach dem eine Stunde von 
Wien entfernt liegenden Inzersdorf zu 
rücken. (Hier ſoll auch Jellachich ſein Hauptquartier 


haben). Er ſtelle daher alle öffentlichen Gebäude un: 
ter den Schutz der Nationalgarde. Seinen General 
Matauſcheck habe er nach Wien geſchickt, wo ſelbiger in den 
Kaſernen wohnen würde. Mit dieſem möchten ſich die jetzi⸗ 
gen Gewalthaber über die zu ergreifenden Maßregeln zum 
Schutze des k. Eigenthums benehmen. — Schuſelka be⸗ 
richtet ferner, daß die Räumung der Poſition 
Schwarzenberg-Garten heute früh 6 Uhr 
bereits erfolgt ſei, und zwar mit einer ſol— 
chen Haſt, daß der Abzug faſt einer Flucht 
ähnlich ſähe. Viele Effekten ſeien zurückgeblieben. 
Das Ober⸗Kommando der National-Garde habe die 
verlaſſene Poſition ſogleich beſetzen laſſen. Der 
permanente Sicherheits-Ausſchuß ſtellt an den 
Reichstag den Antrag zu beſchließen: 


u) daß alle waffenfähigen Männer der Hauptſtadt 
ſich ſofort bei dem Führer des Bezirks, in dem ſie 
wohnen, melden und ſich bewaffnen; 


alle dieſe Mannſchaften ſtehen unter dem Ober⸗ 
Befehle des Ober-Kommandos und werden in 
die betreffenden Kompagnien und Bataillone 
eingereiht; 

es wird ſofort ein aus Mitgliedern der Na⸗ 
tionaleGarde beſtehendes Gericht niedergeſetzt, 
welches über jede Inſubordination und Wider⸗ 
ſetzlichkeit ſofort abzuurtheilen und den Schul⸗ 
digen zu beſtrafen hat. Der Antrag wird 
mit großer Majorität angenommen. 


* Wien, 12. Okt. Mittags.) Der Kampf 
hat begonnen. Heut früh 6 Uhr wurde Sturm 
geläutet und Generalmarſch geſchlagen in Folge 
der Bewegung, welche unter den Truppen im 
Schwarzenbergſchen Garten vorgenommen wurde. 
Die Truppen zogen ab und zwar wie es heißt, 
um ſich mit Jellachich zu vereinigen. Um halb 
a uhr hatten die Croaten bereits die Vorpo⸗ 
ftenlinie angegriffen. Auf den Straßen herrſchte 
die größte Verwirrung und betäubender Lärm. 
Die Bewaffneten ſtrömten in Schaaren herbei. 
Barrikaden wurden auf's Neue gebant. Alles 
rief nach Kanonen. Man fagte mir, vor dem 
Stubenthor an der Linie hätten die Eroaten 
bereits die Garde angegriffen. Oben auf der 
Baſtei wurden die Kanonen gerichtet. Die Abend: 
blätter erſcheinen nicht, da die Setzer und Druk⸗ 
ker unter Waffen ſtehen. 

4 uhr. Ich höre heftigen Kauonen⸗Donner 
vor dem Stubenthore. Die Kroaten feuern mit 
Kartätichen. Die Garde fährt eben an der Ba: 
ſtei Geſchütze im Trabe vorbei. Ordonnanzen 
ſprengen umher. Das Miniſterium hat, wie 
ich höre, insgeſammt feine Dimiſſion gegeben. 
Der Kaiſer ſoll in Ollmütz fein, und Windiſch⸗ 
grätz dahin zitirt haben, um ihn mit Bildung 
eines Kabinets zu beauftragen. 


— — — 

) Wir theilen obigen Brief eines ſonſt zuverläſſigen Cor: 
reſpondenten zwar ſeinem weſentlichen Inhalte nach mit, 
müſſen jedoch bemerken, daß Keiner von den Wiener 
Reiſenden, welche wir zu ſprechen Gelegenheit hatten, 
bis zur Abfahrt des Zuges Geſchützdonner gehört har 
ben wollte. Red. 


b) 


E vom 11. und 12. Oktober folgen: 


Der „Gemeinderath der Stadt Wien“ hat beſchloſſen, 
wie folgt: „Die Gemeinde übernimmt die Verſorgung aller 
im Dienſte derſelben erwerbsunfähig gewordenen und mittel⸗ 
loſen Perſonen, ſo wie ihrer Hinterbliebenen, ſo ferne für 
deren anderweitige Verſorgung nicht ſchon durch die bereits 
beſtehenden Geſetze vorgedacht iſt. 

Dieſe Verſorgung geſchieht in folgender Weiſe: 

Erſtens. Die mittelloſe Wittwe eines im Dienſte der 
Gemeinde Gefallenen erhält bis zu ihrer Wiedervereheligung 
oder ſonſtigen Verſorgung eine jährliche Penſion von 200 Fl. 
Conv.⸗Münze, und für jedes Kind bis zum vollendeten 18ten 
Jahre oder bis zu der etwa früher erlangten Verſorgung 
einen jährlichen Erziehungsbeitrag von 50 Fl. 

Zweitens. Für diejenigen Mittelloſen, die im Dienſte 
der Gemeinde arbeitsunfähig geworden ſind, wird nach 
Maßgabe der eingetretenen Arbeitsunfähigkeit auf eine an⸗ 
gemeſſene Weiſe geſorgt. 

Drittens. Eben ſo für alle Jene, welche an einem 
im Dienſte Gefallenen einen Ernährer verlieren. 

Viertens. Alle dieſe Beſtimmungen haben Anwen⸗ 
dung nicht nur auf die Mitglieder der Nationalgarde, Bür⸗ 
ger⸗Corps und akademiſchen Legion, ſondern auch auf die 
Arbeiter, ohne Rückſicht auf die Zuſtändigkeit der Perſon.“ 

Wien, am 11. Oktober 1848. 


Mitbürger! Laut einer von Seite des Herrn Comman⸗ 
direnden, Grafen v. Auersperg, an das hohe Miniſterium 
gelangten Zuſchrift, hat der Erſtere ſeine bisherige Stellung 
im Belvedere verlaſſen und mit ſeinen Truppen ſich nach 
Inzersdorf zurückgezogen, wo auch der Ban von Kroatien 
lagert. Der Herr Commandirende hat erklärt, bei der noch 
gegen das Militär in Wien herrſchenden Aufregung nicht 
in die Kaſernen zurückkehren zu können, hat jedoch den 
Herrn General-Major Mattauſchek, welcher ſich im Inva⸗ 
lidenhauſe aufhalten wird, zur Aufrechthaltung einer lega⸗ 
len Verbindung zurückgelaſſen. — Zugleich hat derſelbe er⸗ 
ſucht zu veranlaſſen, daß die von den Truppen in den Ka⸗ 
ſernen zurückgelaſſenen Effekten denſelben möchten ausge⸗ 
folgt werden, worüber das Nöthige vom Gemeinderathe 
und dem Nationalgarde Ober-Commando verfügt wird. — 
Der Herr Commandirende hat ſämmtliche Aerarialgebäude, 
Kaſſen u. ſ. f., dann die allfällig noch in Wien zurück⸗ 
gebliebenen Militärperſonen, unter den Schutz des hohen 
Reichsttages geſtellt, und wird auch dießfalls das Entſpre⸗ 
chende eingeleitet werden. — Der Gemeinderath der Stadt 
Wien hat, wie auch der hohe Reichstag unabläffig eine fried⸗ 
liche Ausgleichung der obſchwebenden Verhältniſſe angeſtrebt, 
und ſieht ſich angewieſen, ſeine Mitbürger dringend aufzu⸗ 
fordern, in ſeine Bemühungen auf das Entſchiedenſte einge⸗ 
hen, und ihn in jeder Beziehung in dieſer Richtung unter⸗ 
ſtützen zu wollen, um ſo mehr als ſeine Bevollmächtigung 
und ſeine Stellung ihm nicht erlaubt, auf die mitunter ſtür⸗ 
miſch an ihn geſtellten Anforderungen, zu gewaltſamen Maß⸗ 
regeln zu ſchreiten, einzugehen. — Insbeſondere iſt jeder An⸗ 
griff oder jede Beunruhigung des Militärs unbedingt zu un⸗ 
terlaſſen, da ſie zu den traurigſten Folgen führen könnten. 
— Je mehr es den geſetzlichen Behörden gelingt, in dieſen 
Verhältniſſen Boden zu gewinnen, deſto mehr wird auch für 
das Wohl und die Sicherheit der Kommune gewirkt werden 
können. — Wien, den 12. Oktober 1848.“ 


Vom Gemeinderathe der Stadt Wien. 


Brünn, 12. Okt. Der Kaiſer wird heute Vor⸗ 
mittag in Seelowitz erwartet. Eine Deputation, 
beſtehend in 3 Communalausſchuß⸗, 3 Repräſenta⸗ 
tionsmitgliedern und 6 Garden werden ſich nach See⸗ 
lowitz begeben, um ihm die Aufwartung zu machen 
und ihm zu danken, daß er Mähren auserſehen hat, 
um von da aus die conſtitutionelle Freiheit zum dauern⸗ 
den Gemeingute für alle ſeine Völker begründen zu kön⸗ 
nen. Se. Majeſtät erließ folgende Proklamation, die 
wir hier nachſtehend folgen laſſen. 

An die Völker meiner deutſch⸗erbländiſchen 
Provinzen! Gleichzeitig mit Meiner Abreiſe von Schoͤn⸗ 
brunn habe Ich ein Manifeſt zur Contraſignatur und Ver⸗ 
öffentlichung nach Wien geſchickt, in welchem ich meine 
höchſte Entrüſtung und Betrübniß über die traurigen und 
grauenvollen Ereigniſſe ausſprach, welche durch die 
kecken Uebergriffe einer, jede Freiheit erdrückenden, 
zwar kleinen, aber ungemein thätigen Partei neuerl 
dort ſtattfanden, ungeachtet Ich Mich entſchloſſen 
hatte, ohne andere Garantieen, als die Liebe der Ein⸗ 
wohner dahin zurückzukehren. Zugleich babe Ich in ſelbem 
den vorzugsweiſen Zweck meiner Reife erklart; nämlich einen 
für den Augenblick geeigneteren Standpunkt in der Monar⸗ 
chie zu gewinnen, von welchem aus, Ich die konſtitutionelle 
Freiheit zu einem wirklichen und dauernden Gemeingute, für 
Alle gleich wohlihätig wirkend, begründen könne, ohne die 
Vortheile, welche bereits Meine Sanktion erhalten haben, 
irgend zu ſchmälern. Da durch die dortigen. Wirren dieſes 
Manifeſt vielleicht nicht an ſeine Beſtimmung kam, und ſo⸗ 
mit auch nicht zur allgemeinen Kenntniß gelangen könnte, 
wollte ich dieß denen Provinzen, und insbeſondere denen 
Gegenden, welche ich durchziehe, zur Beruhigung bekannt 
geben. — Herzogenburg, den 8. Oktober 1848. — Fer⸗ 
dinand. 


Ueber die Reiſe Sr. Majeſtät erfahren wir aus 
Stein, daß ſie ernſt und langſam vor ſich ging. Den 
5 Wagen voraus ziehen drei Kompagnien Feldjäger, 
eine halbe Kavaleriebatterie, eine Diviſion Chevauxle⸗ 
gers, — hinter den Wagen ziehen gleiche Abtheilun⸗ 
gen in derſelben Ordnung. — Von Stein wird mit⸗ 
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getheilt, daß das Militär nach Uebergang über die Oekonom in Dienſten ſtand, machte die Entdeckung Weichbild der Hauptſtadt vorzurücken, ſondern durch 
Brücke ſich in Schlachtordnung aufgeſtellt, der Zug und amtliche Anzeige, worauf eine Abtheilung des] Steiermark nach Kroatien heimzukehren. Kroatien bie 
eine Pauſe gemacht hat und erſt als die überraſchte Landſturms die Summe konfiszirte und den Verräther tet nun abermals den Landſturm auf, um den ſiegrei 
Bevölkerung keinerlei Zeichen des Mißfallens gegeben | feſtnahm. Zichy, den Major Görgey aufhängen ließ, chen Magparen die Stirn zu bieten, doch 13 Batail 
hat, wurde in der früheren Ordnung durch die Stadt war ein Schwager des Fürſten Metternich und von lons Turopolper unter ihrem Grafen Joſipovich ſollen 
gefahren. Se. Majeft. ſoll ſehr leidend ausgeſehen und jeher ein williges Werkzeug des Hofes. An den in⸗ 20,000 Mann ſtark, die Abſicht hegen, Agram zu 
kein Jubel die Stille des Zuges unterbrochen haben. zwiſchen zu Wien ermordeten Latour find Depeſchen überfallen, wodurch der erwähnte Laudſturm allerding! 
— Das ganze Land ſcheint den Schritt zu bedauern, des Kroaten-Generals angelangt, worin er ſchleunigſt im Lande ſelbſt hinlänglich zu thun hätte. — Aus 
zu welchem der Kaiſer ſich bewegen ließ. — In der | Geld und Mannſchaft verlangt. Heute, den Iten d. Buchareſt vernimmt man, daß die walachiſchen Trup⸗ 
Feſtung Eger iſt ein Militäraufſtand ausgebrochen. — M. hat Jellachich mit ſeinen Truppen den ungariſchen pen mit den Türken, die ſchon ſeit acht Tagen vor 
Ein Kourier aus Italien berichtete die Auflehnung un: | Boden verlaffen müſſen, denn mehrfach geſchlagen und | unfern Mauern liegen, in's Gefecht geriethen, worin 
gariſcher und kroatiſcher Regimenter. Deſterr. 3.) ohne ſtarke Hülfe aus Oeſterreich, von allen Seiten | die Erſteren Sieger blieben. — Die letzte Bewegung 
angegriffen und an vielen Bedürfniſſen Mangel lei- in Wien hat alle ungariſchen Gemüther mit Jubel er 
# Von der ungariſchen Grenze, im Oktober. dend, blieb ihm zuletzt nichts mehr übrig, als ins füllt und die ſeit den Märztagen erkaltete Sympathie 
Jene 600,000 Fl. Conv.⸗ Münze, welche Jellachich | öfterreichifche Gebiet hinüberzuflüchten, wo er bei Traut⸗ für die Oeſterreicher iſt nun wieder recht warm ge⸗ 
von Wien erwartete, find auf dem Gute des Grafen mannsdorf ein Lager zu beziehen gedenkt. Der öfter: worden. 
Zichy gefunden und mit Beſchlag belegt worden. Ein reichiſche Reichstag will ihn indeß entwaffnen laſſen, 
Nationalgarden-Major, welcher bei dem Grafen als obſchon er erklärte, daß feine Abſicht nicht fei, in das 
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